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VON RENÉ NEHRING 

W ahlen zur Bremischen 
Bürgerschaft gehören 
gewöhnlich nicht zu den 
spannendsten Ereignis-

sen des politischen Lebens der Bundesre-
publik Deutschland. Und das liegt weniger 
an der Größe des kleinsten deutschen 
Bundeslandes als vielmehr an der Kons-
tanz der dortigen politischen Verhältnisse. 
Seit der Sozialdemokrat Wilhelm Kaisen 
im Juli 1945 die erste demokratische Wahl 
nach 1933 gewann, stellte die SPD durch-
gehend die Bürgermeister der Freien Han-
sestadt. Selbst der Niedergang vom reichs-
ten Bundesland bei Gründung der Bundes-
republik zum zuverlässigen Bittsteller im 
Länderfinanzausgleich hat jahrzehntelang 
kaum etwas an den politischen Verhältnis-
sen an der Weser zu ändern vermocht. 

Doch damit könnte es nach der Bür-
gerschaftswahl an diesem Sonntag vorbei 
sein. Zwar wird die SPD sehr wahrschein-
lich auch künftig das Stadtoberhaupt stel-
len, doch zeigen jüngste Entwicklungen 
und Umfragen, dass von Bremen diesmal 
echte Veränderungen ausgehen könnten. 

So wird mit Spannung das Ergebnis der 
Grünen erwartet. Standen diese noch vor 
einem Jahr bei 21 Prozentpunkten in den 
Umfragen, sind es derzeit nur noch zwölf 
Prozent. Grund für den Einbruch ist der 
Unmut vieler Bürger über das geplante Ge-
bäudeenergiegesetz, das Hausbesitzern 

und Mietern gleichermaßen drastische 
Kosten für die Zwangssanierung ihres 
Wohnraums auferlegen wird. Hinzu kom-
men die Berichte über Clan-ähnliche grüne 
Strukturen im für die Energiewende zu-
ständigen Wirtschaftsministerium, das im-
mer mehr Bürger glauben lässt, hier habe 
eine Lobbygruppe den Staat gekapert. 

Die Umfragen deuten darauf hin, dass 
die Verärgerung über die grüne Energie-
politik nicht nur in der allgemeinen Be-
völkerung groß ist, sondern längst auch 
die Stammwählerschaft der Öko-Partei 

erreicht hat. Sollte sich das derzeitige 
Stimmungsbild am Wahlabend in konkre-
ten Ergebnissen niederschlagen, könnte 
auch die bisher demonstrativ zur Schau 
gestellte Unbeirrbarkeit von Wirtschafts-
minister Habeck und seinen Staatssekre-
tären ins Wanken geraten. Schließlich 
stehen im Herbst weitere Landtagswah-
len in Bayern und Hessen an. Und die ei-
gene Position im Bund würde eine Wahl-
klatsche an der Weser auch nicht stärken. 

Bewegung könnte es auch auf der an-
deren Seite des politischen Spektrums 
geben. Von der bundesdeutschen Öffent-
lichkeit weitgehend unbemerkt formierte 
sich vor einigen Monaten eine neue Par-
tei namens „Bündnis Deutschland“ mit 
dem Ziel, ein Sammelbecken für jene 
Wähler zu sein, die sich bei Union und 
FDP nicht mehr wohlfühlen, denen die 
AfD jedoch inzwischen zu weit nach 
rechts gerückt ist. 

Bis dato schien „Bündnis Deutsch-
land“ freilich ohne Chance zu sein. Doch 
dann vermasselte die Bremer AfD die Zu-
lassung zur Bürgerschaftswahl – und hin-
terließ damit ein Stimmenvakuum von 
rund zehn Prozent. Dieses wird von den 
Demoskopen inzwischen der Bremer Re-
gionalpartei „Bürger in Wut“ zugeschla-
gen, die 2004 aus den lokalen Resten der 
Schill-Partei hervorgegangen ist und sich 
selbst als bürgerlich-konservative Wäh-
lervereinigung ansieht. 

Da „Bündnis Deutschland“ vor Ort auf 
die Aufstellung eigener Kandidaten ver-
zichtete und stattdessen eine Partner-
schaft mit „Bürger in Wut“ schloss, die 
unter anderem eine finanzielle und perso-
nelle Unterstützung beinhaltet, könnte 
somit die bisherige Kleinpartei am Wo-
chenende ihren ersten indirekten Einzug 
in ein Landesparlament feiern. 

Und so verheißt die Wahl zur Bremi-
schen Bürgerschaft diesmal weitaus mehr 
Spannung als in den 75 Jahren zuvor. 
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Assads Triumph   
und ein Debakel  

für die USA
Es war ein diplomatischer Pauken-
schlag: Nach zwölf Jahren Ausschluss 
hat die Arabische Liga Baschar al-As-
sads Syrien wieder aufgenommen. Er 
war 2011 ausgeschlossen worden, 
nachdem er auf die damals noch fried-
lichen Demonstranten, die den „Arabi-
schen Frühling“ auch nach Syrien tra-
gen wollten, hatte schießen lassen.

Für den Westen, vor allem für die 
USA, ist dies eine (weitere) politische 
Niederlage in der islamischen Welt. 
Die blamable Flucht aus Afghanistan 
und das Scheitern der Mission in Mali 
liegen erst kurz zurück. China und 
Russland werden dagegen sehr zufrie-
den sein, zumal Saudi-Arabien als trei-
bende Kraft hinter Syriens Wiederauf-
nahme steckt, das Land, das über lan-
ge Zeit als treuester Verbündeter Wa-
shingtons im Orient galt. Die Saudis 
sind offenbar entschlossen, künftig 
eine eigene Strategie zu verfolgen, die 
sogar eine vorsichtige Verständigung 
mit dem Iran anstrebt und China, die 
USA und Russland letztlich gegenein-
ander ausspielen soll.

Für Russland, welches das Assad-
Regime im Zusammenspiel mit dem 
Iran gegen die Aufständischen und die 
westlichen Sanktionen durchweg un-
terstützt hat, bedeutet Syriens Wie-
deraufnahme in die Liga einen strate-
gischen Erfolg. Die Frage ist indes, 
welchen Weg Syrien gegangen wäre, 
wenn die westlichen Sanktionen zum 
Erfolg, also zum Sturz Assads geführt 
hätten. Möglicherweise hätte das Land 
das Schicksal Libyens geteilt, wo bis 
heute Chaos herrscht.   H.H.

FO
TO

S:
 P

A:
 K

UN
ST

H
IS

TO
RI

SC
H

ES
 M

US
EU

M
 W

IE
N

; B
IL

DA
RC

H
IV

 O
ST

PR
EU

SS
EN

Beilage Dieser Ausgabe liegt  
ein Prospekt des  
RSD Reise Service Deutschland bei

HINWEIS

Frieden mit der Geschichte?
Der Historiker Michael Wolffsohn im Gespräch über die deutsch-jüdisch-israelischen 

Beziehungen in der jüngeren Vergangenheit und in der Gegenwart  Seiten 2 und 3
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IM GESPRÄCH MIT  

MICHAEL WOLFFSOHN

I
n diesen Tagen jährt sich zum 
75. Mal die Ausrufung des Staates 
Israel. Zur Vorgeschichte dieses 
Gründungsaktes gehört – nicht nur, 
aber maßgeblich – die Verfolgung 
der Juden während der NS-Herr-

schaft. Weshalb das deutsch-israelische Ver-
hältnis nicht ohne die deutsch-jüdische Ver-
gangenheit betrachtet werden kann. 

Zu den publizistischen Stimmen, die sich 
seit vielen Jahren mit diesem besonderen Be-
ziehungsgeflecht befassen, gehört der Histo-
riker Michael Wolffsohn. Zum 75. Jahrestag 
der Gründung Israels setzte er sich noch ein-
mal an eine Überarbeitung seines Klassikers 
„Ewige Schuld?“, in dem er sich schon in den 
1980er Jahren mit dem Verhältnis der Deut-
schen zu den Juden und der Bundesrepublik 
Deutschland mit dem Staat Israel befasst 
hat. Fragen an einen deutsch-jüdischen  
Patrioten, der über manche Entwicklung der 
jüngeren Zeit den Kopf schüttelt und den-
noch mit dem heutigen Deutschland über-
wiegend zufrieden ist. 

Herr Professor Wolffsohn, vor wenigen 
Tagen erschien eine überarbeitete Neu-
ausgabe Ihres erstmals 1988 erschienenen 
Buches „Ewige Schuld?“. Es ist, nach 1993, 
bereits die zweite Überarbeitung. Warum 

„Juden und Israel haben ihren Frieden 
mit Deutschland geschlossen“

Über Aussöhnung vor dem Hintergrund einer quälenden Vergangenheit, unbequeme Wahrheiten des deutsch-jüdisch-
israelischen Alltags und künftige Herausforderungen in Folge des demographischen Wandels 

diese abermalige Auseinandersetzung mit 
einem inzwischen in die Jahre gekomme-
nen Text? Warum haben Sie nicht einfach 
ein vollständig neues Buch geschrieben, in 
dem Sie das Verhältnis von Deutschen und 
Juden hierzulande sowie zwischen 
Deutschland und Israel auf staatlicher 
Ebene ein Dreivierteljahrhundert nach 
dem Holocaust neu vermessen?  
Der erste Text von „Ewige Schuld?“ ist eben 
nicht in die Jahre gekommen. Der Titel ist in-
zwischen im Ozean der seitdem erschiene-
nen Bücher sozusagen untergegangen. Das 
heißt: Die deutsch-jüdisch-israelischen 
Strukturen haben sich verändert und eben 
auch nicht verändert. Wo, wie und was, das 
ist die Frage. Der gehe ich nach. Und viele 
Einzelereignisse sind geschehen. Additiv. Ha-
ben sie die Strukturen verändert? Das können 
die Leser selbst prüfen, indem sie einerseits 
den damaligen und den nun aktualisierten 
Text lesen, vergleichen und entscheiden. Auf 
diese Weise können die Leser die Zuverlässig-
keit oder Unzuverlässigkeit meiner Darstel-
lung selbst beurteilen. Ich klopfe mir also 
nicht auf die Schulter.

Die erste Fassung von „Ewige Schuld?“ ist 
noch vor der deutschen Einheit von 1990 
erschienen. Was hat sich seitdem verän-
dert – in Deutschland allgemein und vor 
allem im Umgang der Deutschen mit den 
dunklen Seiten ihrer Vergangenheit?  

Der amtliche und gesellschaftliche Umgang 
wurde intensiver, blieb jedoch an der Ober-
fläche. Es fehlt die Empathie Juden und Is-
rael gegenüber. Die Historisierung des Schre-
ckens schuf Distanz. Unwillkürlich. Das wie-
derum führte zu einer totalen Versteinung 
des Gedenkens. Auch zu Selbstprofilierung à 
la „Ich bin ja so gut.“ 

Zugleich hat sich der Großteil der deut-
schen Gesellschaft und Politik von Juden und 
Israel faktisch – nicht rhetorisch – sozusagen 
befreit. Juden gegenüber ist man etwas de-
fensiver, Israel gegenüber nicht. Im Gegen-
teil, Israel gegenüber moralisiert man. Das ist 
der ganz große Unterschied zum „Damals“ 
meines 1988 erstmals erschienenen Buches. 
Deutschland und viele Deutsche belehren 
nun „die“ Juden darüber, was moralisch ist 
und was nicht. Trotz aller Gedenkrituale hat 
sich Deutschland von seiner Schreckensge-
schichte emanzipiert. Gut? Schlecht? Ich ver-
misse Empathie und erkenne Routine, Ritual.

Die zigfachen Veränderungen seit ca. 
1990 sind oft beschrieben und erklärt wor-
den. Entscheidend ist aber die Demographie, 
also die Bevölkerungszusammensetzung.  Sie 
entscheidet langfristig über das Wesen der 
jeweiligen Demokratie und ihrer Kultur. Auch 
über das, was so phrasenhaft „Erinnerungs-
kultur“ genannt wird. Ein Viertel der heuti-
gen Deutschen hat Migrationshintergrund. 
Die sogenannte Erinnerungskultur bezieht 
sich jedoch allein auf die Nachfahren der 

Deutschen, die in der NS-Zeit lebten, mitlie-
fen, mitmachten, mitmordeten, selten wi-
derstanden oder Juden halfen und versuch-
ten, auf diese oder jene Weise ihre Haut zu 
retten. Der sechsmillionenfache Judenmord 
hatte auch außerhalb Deutschlands willige 
Helfer. Auch deren Nachfahren sind heute 
deutsche Staatsbürger. Sie werden in das 
deutsche Gedenken nicht eingeschlossen. 
Deshalb ist ihnen das Juden-Thema gleich-
gültig. In der islamischen Welt hatte man 
seinerzeit auf Hitler gesetzt. Diese Tradition 
wirkte lange nach, teilweise noch heute. Zur 
Inklusion und Integration gehört auch dieses 
Thema zur neudeutschen Gemeinsamkeit. 

Verändert hat sich in den Jahrzehnten 
auch Michael Wolffsohn. Als „Ewige 
Schuld?“ 1988 erschien, haben Sie sich 
zwar als deutsch-jüdischen Patrioten be-
zeichnet, ihren Patriotismus jedoch mehr 
oder weniger auf das Gebiet der alten Bun-
desrepublik beschränkt. Im Vorwort von 
1993 schrieben Sie, dass nun auch die neu-
en Bundesländer zu Ihrem „deutsch-jü-
disch-patriotischen Wir-Gefühl“ gehören 
würden. Wie sieht es heute in Ihnen aus? 
Vor fünf Jahren etwa sind Sie mit dem 
Franz-Werfel-Menschenrechtspreis des 
„Zentrums gegen Vertreibungen“ des Bun-
des der Vertriebenen geehrt worden. Das 
spricht dafür, dass sich Ihre „mentale 
Landkarte“ noch einmal verändert hat. 

Längst wieder gewohnter Alltag: Mehr als ein Dreivierteljahrhundert nach dem Ende der NS-Herrschaft nehmen Juden bewusst und selbstbewusst am politischen Leben in Deutschland teil. Doch selbstverständlich ist all 

das nicht. Das Verhalten vieler Deutschen Juden gegenüber ist teils von Unwissen, teils von Desinteresse geprägt, was dann oft durch Routinen überdeckt wird  Foto: pa
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Natürlich gehören die neuen Bundesländer 
zu meinem neudeutschen Wir-Gefühl. Wer 
könnte oder wollte das große Kulturerbe des 
deutschen Ostens, auch östlich der Oder und 
Neiße ignorieren? Nur Ungebildete. Das be-
deutet für mich freilich nie und nimmer Revi-
sionismus à la „Ostpreußen oder Schlesien 
ist unser.“ Wer Kriege beginnt und verliert, 
muss damit rechnen, Land zu verlieren und 
dass den eigenen Bürgern Flucht und Vertrei-
bung drohen. Die Deutschen haben diese 
Quittung für den Hitlerismus bekommen, die 
Palästinenser für ihre ständige Kriegsführung 
gegen Israel. Sind sie deshalb keine Opfer? O 
ja, das sind sie. Deutsche wie Palästinenser. 
Die unschuldigen jedenfalls. 

Gerade deshalb müssen die Nachfahren 
der Täter und Opfer zusammenkommen, um 
Wiederholungen zu vermeiden. Deutschland 
und seinen Nachbarn ist das gelungen, in Is-
rael und Palästina wartet man sehnsüchtig 
darauf. 

Wie bewerten Sie den Alltag des Juden-
tums im heutigen Deutschland? Gibt es 
überhaupt wieder ein deutsches Judentum 
oder muss man nicht doch eher zurückhal-
tender von einem Judentum in Deutsch-
land sprechen?  
Die große Mehrheit der heutigen jüdischen 
Gemeinschaft in Deutschland stammt vor al-
lem aus der ehemaligen Sowjetunion, teils 
auch aus Polen. Das bedeutet: Sie mussten – 
und haben – sich der deutschen Umwelt und 
Kultur angepasst. Schnell und gerne. Man 
vergleiche diese enorme Integrationsleistung 
mit anderen Migranten. Diese Anpassungs-
willigkeit und -fähigkeit gehört übrigens zur 
jüdischen Weltgeschichte. Das habe ich in 
meinem Buch „Eine andere Jüdische Weltge-
schichte“ beschrieben. 

Die Juden in Deutschland sind also all-
mählich deutsche Juden geworden – und wer-
den es immer mehr. Aber: Der stärker gewor-
dene Antijudaismus der alten und neuen 
Rechten, der Linken, auch Linksliberalen und 
radikalen Muslimen wirkt in die entgegenge-
setzte Richtung. Juden fragen sich nun in 
Deutschland: Ist unseres Bleibens sicher?

Wer auf die vergangenen Jahrzehnte 
deutsch-jüdischen Zusammenlebens 
schaut, wird immer wieder auf Verkramp-
fungen, Missverständnisse und Störfälle 
stoßen. Allein das Wort „Jude“ fällt vielen 
Deutschen noch immer schwer, stattdes-
sen sprechen sie von „Menschen jüdi-
schen Glaubens“, obwohl längst nicht alle 
Juden religiös sind. Kann es angesichts 
der historischen Altlasten so etwas wie 
„Normalität“ im deutsch-jüdischen Ver-
hältnis geben – und wie könnte diese aus-
sehen? 
Der, Entschuldigung, Eiertanz um das Wort 
Jude ist absurd. Juden sind Juden. Punkt. 
Das heißt nicht, dass jeder Jude im religiösen 
Sinne jüdisch ist oder ganz anders Atheist 
oder dass ihm – oder ihr – Juden oder das 
Judentum gleichgültig wären oder nicht. Ju-
de ist, wer Sohn oder Tochter einer jüdischen 
Mutter ist oder zum Judentum übertrat. 

Punkt. Das Wort beschreibt Wirklichkeit. 
Das ist die Funktion von Begriffen. 

Dass das Verhältnis zwischen Juden und 
Nichtjuden, besonders in Deutschland, nicht 
entspannt ist, hat nicht nur mit den Jahren 
1933 bis 1945, der NS-Zeit und dem Holo-
caust, zu tun. Es ist auch die Folge des empa-
thielosen deutschen Rituals und einer nicht 
selten heuchlerischen Politik gegenüber Ju-
den und Israel. Wer wüsste nicht, dass deut-
sche Politiker hinter den Kulissen über „jüdi-
sche Forderungen“ klagen und Israel, wie 
Ex-Außenminister Gabriel, sogar Apartheid 
vorwerfen. Willy Brandt und Walter Scheel 
haben 1973 Israel im Überlebenskampf des 
Jom-Kippur-Krieges lebenswichtige US-Waf-
fennachschublieferungen verweigert. Ande-
re Stichworte sind die Documenta 15 und 
„Tod den Juden“-Rufe auf deutschen Stra-
ßen. Wie soll all das entkrampfen? 

Zum Kontext der deutsch-jüdischen Bezie-
hungen gehört, Sie deuteten es bereits an, 
seit 75 Jahren auch untrennbar das Ver-
hältnis Deutschlands zum Staat Israel, der 
am 14. Mai 1948 von David Ben Gurion pro-
klamiert wurde. Die frühere Bundeskanz-
lerin Angela Merkel hat die Sicherheit Is-
raels sogar zur Staatsräson erklärt. Was 
sagen Sie dazu? 
Das war von Anfang an auf Sand gebaut. Frau 
Merkel wusste doch, dass die Bundeswehr 
bereits 2008 ein Papiertiger war. Sie trug da-
für letztlich die Verantwortung. Was heißt 
zudem Staatsräson? Staatsritual? Wo wird 
konsequent vorgegangen, wenn auf deut-
schen Straßen „Juden ins Gas!“ gebrüllt 
wird? In der UNO stimmt Deutschland seit 
Jahren den unsinnigsten und polemischten 
Resolutionen gegen Israel zu. Die antiisraeli-
sche Initiative „Boycott, Divestment and 
Sanctions“ (Boykott, Desinvestitionen und 
Sanktionen, kurz: BDS) wird zwar vom Bun-
destag verdammt, aber es fließt weiter mun-
ter deutsches Geld in Organisationen, die 
mit BDS und anderen Juden- und Israelfein-
den zusammenarbeiten. Worte sind schön, 
Taten zwingend.

Wie blicken die Juden im heutigen Israel 
auf Deutschland?  
Ausschließlich positiv. Das heutige Deutsch-
land und die heutigen Deutschen werden in 
Israel geradezu verehrt. Juden und Israel ha-
ben ihren Frieden mit dem demokratischen 
Deutschland geschlossen. Sie sehen Deutsch-
land entspannt, ja, sie pilgern nach Deutsch-
land, vor allem nach Berlin. 

Allerdings haben Deutschland und die 
Deutschen mit Juden und Israel, sagen wir, 
weniger Entspanntheit. Umfragen belegen 
seit den 1980er Jahren, dass Israel für die 
Mehrheit der Deutschen regelmäßig zu den 
drei weltweit unbeliebtesten Staaten gehört. 
Selbst bei scharfer Kritik an Israels Regierung 
ist diese Sichtweise vollkommen absurd.

Zurück zu „Ewige Schuld?“. Mit Ihrem 
Buch führten Sie 1988 auch den Begriff 
der „Geschichtspolitik“ in die Debatten 
ein. Dieser war damals umstritten, aller-

dings wird heute niemand mehr bestrei-
ten, dass mit Geschichte auch Politik ge-
macht wird. Sie selbst sprechen in diesem 
Zusammenhang unter anderem von der 
„politischen Funktion des Holocaust“. 
Worin besteht diese? 
Bestand, nicht besteht. Zumindest nicht 
oder nur sehr, sehr selten von jüdischer oder 
israelischer Seite. Auch das hat sich seit 1988 
geändert. Umgekehrt verunglimpfen nicht-
jüdische Deutsche Landsleute, die andere 
Positionen vertreten, oft und sehr gerne als 
Nazis. Wer anders denkt, ist gleich Nazi. Mit 
politischer Kultur oder Fakten hat das nichts 
zu tun. Die politische Funktion von „Nazi“ 
heißt innerdeutsch: Du hast nicht mitzure-
den. Zur Demokratie passt das nicht so 
recht. Oder?

Können Sie verstehen, wenn die Deut-
schen von heute, die ja inzwischen zum 
großen Teil nach 1945 geboren wurden, in 
Bezug auf die NS-Geschichte „die Nase 
voll“ haben und die Vergangenheit endlich 
ruhen lassen mögen?  
Das wird immer wieder behauptet. Die meis-
ten, die so reden, meinen jedoch nicht das 
DAS der Beschäftigung mit den NS-Verbre-
chen, sondern das WIE, das versteinerte und 
oft unaufrichtige Ritual. Mit dem von Ihnen 
zitierten Argument machen es sich diejeni-
gen, die für das versteinerte Ritual verant-
wortlich sind, leicht. Auf diese Weise können 
sie weitermachen wie bisher. Und wer das 
kritisiert, wolle den Schlussstrich oder wäre 
„Nazi“. Siehe oben.

In der Neuausgabe Ihres Buches gehen 
Sie auch darauf ein, dass die historischen 
Debatten der vergangenen Jahre zuneh-
mend von der Auseinandersetzung mit 
dem Kolonialismus geprägt worden sind. 
Wie verändert das die deutsche Ge-
schichtspolitik?  
Sie wird immer faktenärmer. Israel ist eine 
Folge des ANTIkolonialistischen Kampfes 
der Zionisten und eben kein Produkt des Ko-
lonialismus. Auch wenn ein Herr oder eine 
Frau Professor Doktor das Gegenteil behaup-
tet, wird Falsches nicht dadurch richtig.

Eine weitere gravierende Veränderung der 
letzten Jahre, auf die Sie in Ihrem Buch 
ebenfalls eingehen, ist der demographi-
sche Wandel in unserem Land. Wie beein-
trächtigt dieser das deutsch-jüdische Ver-
hältnis?  
Siehe oben. Nochmals: Das deutsche Erin-
nern ignoriert total die Verflechtung vor al-
lem islamischer Akteure im Zweiten Welt-
krieg zugunsten von NS-Deutschland. Wie 
sollten also die Nachfahren jener islamischen 

Akteure sich dafür in irgendeiner Weise ver-
antwortlich fühlen? Keiner sagt es ihnen. 

Am Ende Ihres Buches ziehen Sie ein alles 
andere als positives Fazit. Sie schreiben, 
wie Sie es auch hier im Gespräch schon an-
deuteten, dass die jüdisch-israelische Welt 
„Deutschland und ,die Deutschen‘ als ech-
te Freunde“ betrachtet – jedoch die meis-
ten Deutschen dieser Freundschaft „mehr 
oder weniger überdrüssig“ seien, auch 
wenn sie offiziell das Gegenteil behaupten. 
Woher rührt diese Niedergeschlagenheit?  
Aus den Fakten. Antisemitismus von rechts, 
links und muslimischen Extremisten gehört 
zum deutschen Alltag. In Form verbaler und 
körperlicher Gewalt oder Hetze. Wir erlau-
ben uns, die Dinge beim Namen zu nennen 
und nicht zu überzuckern.

Waren also am Ende 75 Jahre schwieriger 
deutsch-jüdisch-israelischer Annäherung 
umsonst? Oder gibt es irgendetwas, wor-
aus der deutsch-jüdische Patriot Michael 
Wolffsohn doch so etwas wie Zuversicht 
zieht?  
Deutschland war und ist eine Demokratie. 
Ist das etwa kein Fortschritt? Wie jede De-
mokratie ist auch die deutsche immer ge-
fährdet. Deshalb muss man auf die Gefahren 
hinweisen.

Brennpunkt Juden: Erstmals seit 2000 
Jahren sind wir durch die Existenz Israels 
Subjekt und nicht Objekt unserer Geschichte 
und Geschicke. Ist das kein Fortschritt?

Zuletzt eine persönliche Frage: Sie haben 
1984 die israelische Staatsbürgerschaft 
aufgegeben, was angesichts Ihrer Famili-
engeschichte – Sie stammen mütter- und 
väterlicherseits aus bürgerlichen Fami-
lien, die nach 1933 vertrieben und enteig-
net wurden – ein großer Schritt war. Ha-
ben Sie diesen Schritt je bedauert? 
Emotional ja, weil sich die deutsche Wirk-
lichkeit im beschriebenen Sinne verändert 
hat. Funktional nein, denn mehr Pässe be-
deuten letztlich weniger persönliche Sicher-
heit und nicht mehr. Ein weites Feld.

Das Interview führte René Nehring.

b Prof. Dr. Michael Wolffsohn ist  
Historiker und Publizist. Von 1981 bis 2012 
lehrte er Neuere Geschichte an der  
Universität der Bundeswehr München.  
Zu seinen Werken gehören unter anderem 
„Eine andere Jüdische Weltgeschichte“  
(Herder Verlag 2022) und „Ewige Schuld?  
75 Jahre deutsch-jüdisch-israelische  
Beziehungen“ (Verlag Langen Müller 2023“.  
www.wolffsohn.de

„Das heutige 
Deutschland 

und die heutigen 
Deutschen 

werden in Israel 
geradezu 

verehrt. ... 
Allerdings haben 

Deutschland 
und die 

Deutschen mit 
Juden und 

Israel, sagen wir, 
weniger 

Entspanntheit“

Wenn sich die Bekenntnisse zu Israel und den Juden als hohle Phrase herausstellen: Unter dem Schutz der deutschen Polizei 

stellen muslimische Zuwanderer in Berlin das Existenzrecht Israels offen in Frage  Foto: pa

Streitbarer Patriot: Seit vielen Jahren gehört der Historiker Michael Wolffsohn zu den  

prominentesten Stimmen im deutschen Debattenraum  Foto: pa

Debatte

Michael Wolffsohn 
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75 Jahre deutsch- 

jüdisch-israelische  

Beziehungen  

Mit einem Essay von  
Ahmad Mansour 

Verlag Langen Müller 2023, 
Breitklappenbroschur,  
220 Seiten, 
ISBN: 978-3-7844-3651-7  
24 Euro
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Innenministerin Nancy Faeser spricht 
von einem „historischen Momentum“, 
der grüne EU-Parlamentarier Erik Mar-
quardt sieht dagegen eine Steilvorlage für 
„Rechtspopulisten“. Kaum hat sich die 
Ampelkoalition nach zähem Ringen auf 
ein gemeinsames Vorgehen in Asylfragen 
verständigt, da kommen schon Quer-
schüsse aus den eigenen Reihen. Und das, 
noch bevor der Vorschlag überhaupt mit 
den Partnerländern in der Europäischen 
Union abgestimmt werden konnte. 

„Es geht darum, dass Grenzverfahren, 
an den Grenzen schon Asylverfahren 
stattfinden können“, erklärte Faeser. „Das 
heißt, dass bereits dort die Registrierung 
und Erfassung und Identifizierung der 
Geflüchteten stattfinden wird.“ Die Be-
arbeitungszeit solle nicht länger als zwölf 
Wochen betragen. 

Ein Blick auf die bisherige Durchfüh-
rung der Asylverfahren zeigt, dass dies 
wohl ein frommer Wunsch bleiben wird. 
Zumal die anderen EU-Mitgliedsstaaten 
mitspielen müssten. Faeser ließ zudem 
offen, ob die Verfahren an den Grenzen 
abgeschlossen werden sollen. Sie sagte 
lediglich, im Zuge des Ausgleichs im eu-
ropäischen Asylsystem sei es die Solida-
rität der anderen Staaten, dass sie „die-
jenigen, die die Schutzquote erfüllen, 
auch aufnehmen“.  

Erik Marquardt warf der SPD-Minis-
terin umgehend vor, mit dem Vorschlag 
„Rechtspopulisten auf den Leim“ zu ge-
hen. Schon jetzt seien durch das geltende 
Dublin-System die Staaten an den Au-
ßengrenzen in der Verantwortung, Asyl-
verfahren durchzuführen. Doch dort 
würden immer wieder Immigranten mit 

Gewalt abgewiesen oder durchgewinkt. 
Faeser hingegen erklärte, Deutschland 
arbeite bereits mit mehreren Staaten wie 
Frankreich, Italien und Spanien zusam-
men. Griechenland, seit Jahren Dreh-
scheibe der internationalen Migrations-
bewegungen nach Europa, nannte sie 
nicht. 

Verhandlungen mit Drittstaaten
Auch mit Drittstaaten außerhalb der EU 
wolle sie über Schutzquoten und schnel-
lere Verfahren verhandeln. Die Vergan-
genheit hat allerdings gezeigt, dass die 
Bereitschaft dieser Staaten nur vorhan-
den ist, wenn aus der EU Gegenleistun-
gen finanzieller Art erfolgen. Und was 
Faeser siegessicher als Einigung auf Re-
gierungsebene nannte, könnte bald 
schon Makulatur sein. Denn bei den mit-

regierenden Grünen regt sich Protest. 
Grünen-Chef Omid Nouripour sagte, 
dass die Zustimmung seiner Partei noch 
offen sei. 

Voraussetzung seien unter anderem 
verbindliche Verteilungsmechanismen 
für die Asylsucher innerhalb der EU. 
Transitzentren an den Außengrenzen für 
Asylsuchende lehnte er ab. Der Grünen-
Vorsitzende sagte, dass seine Partei kei-
nem Paket zustimmen werde, bei dem es 
„darum geht, Menschen davon abzuhal-
ten, einen Asylantrag zu stellen“. Für die 
Opposition in Berlin ist daher die ver-
kündete Einigung der Ampel nicht viel 
mehr als heiße Luft. „Der Vorschlag ist 
ineffektiv und schadet Deutschland als 
Hauptzielland von Flucht in Europa“, 
sagte der CDU-Innenexperte Alexander 
Throm.  Peter Entinger

ZUWANDERUNG

Asylverfahren bereits an der Grenze?
Ampelregierung ringt um gemeinsames Vorgehen in Asylfragen – Faeser erntet Kritik von allen Seiten

b MELDUNGEN

Deutsche Ärzte 
wandern aus
Berlin – Zu den Fachkräften, die 
Deutschland den Rücken kehren, zäh-
len auch etliche Ärzte. Das geht aus 
den Angaben der Bundesregierung 
hervor, die sich auf das Jahr 2021 be-
ziehen, während für 2022 noch keine 
Zahlen vorliegen. 2021 emigrierten 
1916 Mediziner, von denen es knapp 
600 in die Schweiz zog. Dem standen 
1057 Immigranten mit einer entspre-
chenden Ausbildung gegenüber. Das 
ergibt ein Negativsaldo von 859 Ärz-
ten. Da ein Medizinstudium den deut-
schen Staat durchschnittlich 266.000 
Euro kostet, gingen durch den Exodus 
228 Millionen Euro verloren. Dazu 
kommt das Minus an künftigen Steu-
ern und Sozialabgaben, das sich auf 
weitere 630 Millionen beläuft, weil zu-
meist junge Ärzte auswandern, die am 
Beginn ihres Arbeitslebens stehen. 
Verstärkt wird der Ärztemangel in 
Deutschland zusätzlich durch den 
Umstand, dass zwei Drittel aller Medi-
zinstudenten Frauen sind, die später 
oft aus ihrem Beruf aussteigen.  W.K.

Keine schnelle 
Lösung in Sicht 
Berlin – Die Deutsch-Ukrainische 
Handelskammer hat darauf hingewie-
sen, dass es in bestimmten Fällen zu 
einer Doppelbesteuerung ukraini-
scher Flüchtlinge kommt, und fordert 
die Bundesregierung auf, wie bei 
Grenzgängern während der Corona-
Pandemie zu verfahren und keine Be-
steuerung in Deutschland vorzuneh-
men. Die Kammer berichtete von Fäl-
len, in denen Geflüchtete auch nach 
ihrer Flucht weiter für ukrainische 
Firmen tätig sind und von dort Lohn 
beziehen. Dieser wird in der Ukraine 
versteuert. Hält sich der Flüchtling 
länger als 183 Tage in Deutschland auf, 
müssen die Einkünfte auch in Deutsch-
land versteuert werden. Zwar hat die 
Ukraine ein Doppelbesteuerungsab-
kommen unterzeichnet, dem zufolge 
die deutschen Steuern verrechnet 
werden müssen, dennoch gewährt sie 
diese nicht. Die Bundesregierung da-
gegen lehnt eine Lösung auf Verwal-
tungsebene ab. Die Opposition regt 
an, eine gemeinsame Vereinbarung 
mit der Ukraine zu suchen. MRK

Mosambikaner 
entschädigen
Berlin – Die SED-Opferbeauftragte 
beim Deutschen Bundestag, Evelyn 
Zupke, fordert, frühere mosambika-
nische Vertragsarbeiter in der DDR 
mit einer Einmalzahlung zu entschä-
digen. Zur Begründung heißt es, etwa 
17.000 Männer und Frauen seien zwi-
schen 1979 und 1989 im Braunkohle- 
oder Kupferbergbau, in der Landwirt-
schaft oder Textilindustrie tätig gewe-
sen. Sie seien mit der Aussicht auf eine 
Ausbildung in die DDR gelockt worden, 
mussten jedoch körperlich anstrengen-
de Arbeiten verrichten. Zudem habe 
die DDR zur Tilgung von Schulden Mo-
sambiks 25 bis 60 Prozent des Lohns 
oberhalb eines Sockelbeitrags von  
350 DDR-Mark einbehalten. Zwar habe 
die Bundesregierung 1990 im Rahmen 
der Entwicklungszusammenarbeit 
Zahlungen an Mosambik geleistet, um 
den ehemaligen Vertragsarbeitern zu 
helfen, doch sei das Geld bei den Be-
troffenen nie angekommen.  MRK

VON WOLFGANG KAUFMANN

I m Koalitionsvertrag „Mehr Fort-
schritt wagen. Bündnis für Freiheit, 
Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit“ 
zwischen SPD, Grünen und FDP 

steht unter Punkt zwei zum Thema Inter-
net und Digitales: „Allgemeine Überwa-
chungspflichten, Maßnahmen zum Scan-
nen privater Kommunikation und eine 
Identifizierungspflicht lehnen wir ab. An-
onyme und pseudonyme Online-Nutzung 
werden wir wahren.“ 

Dieser Passus resultierte ganz wesent-
lich aus dem Drängen der Freien Demo-
kraten. Nun allerdings knickte die FDP 
ein – wie bei so vielen anderen Themen 
auch. Das geht aus der „Stellungnahme 
der Deutschen Bundesregierung zum Ent-
wurf einer CSA-VO“ hervor. Mit CSA-VO 
ist die geplante „Verordnung des Europäi-
schen Parlaments und des Rates zur Fest-
legung von Vorschriften zur Prävention 
und Bekämpfung des sexuellen Miss-
brauchs von Kindern“ gemeint. Deren In-
halt verstößt zweifelsfrei gegen die EU-

Richtlinie 2002/58 vom 12. Juli 2002 
„über die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten und den Schutz der Privat-
sphäre in der elektronischen Kommuni-
kation“. Denn im Artikel 5 derselben 
heißt es: „Die Mitgliedstaaten … unter-
sagen … das Mithören, Abhören und 
Speichern sowie andere Arten des Abfan-
gens oder Überwachens von Nachrichten 
und der damit verbundenen Verkehrs-
daten“. 

EU will zum Scannen verpflichten
Aber genau das fordert der CSA-VO-Ent-
wurf, der jetzt im Kern die Zustimmung 
der Bundesregierung und damit auch der 
FDP-Minister gefunden hat. Hierzu 
schreibt das Portal Netzpolitik.org: „Im 
Kampf gegen sexuellen Missbrauch und 
Kinderpornographie sollen Internet-
Dienste die Kommunikation ihrer Nut-
zer:innen anlasslos und verpflichtend 
scannen und überwachen. Manche An-
bieter wie Google, Apple und Meta tun 
das bereits freiwillig, eine EU-Verord-
nung erlaubt das als ‚vorübergehende 

Ausnahme‘. Die EU-Kommission will die 
Anbieter nun zum Scannen verpflichten.“

Doch damit nicht genug: Die Ampel bil-
ligte außerdem auch sogenannte „Netz-
sperren“. Diese bewirken, so Netzpolitik.

org weiter, „dass Nutzer bestimmte Inter-
netseiten nicht mehr aufrufen können. 
Auch bestimmte IP-Adressen zu sperren, 
sollen soll nun möglich sein. Das heißt, ge-
zielt ausgewählte Nutzer können von In-
ternet-Seiten ferngehalten werden. Bisher 
hatte die Bundesregierung die Position 
‚Löschen statt Sperren‘ vertreten.“

Treibende Kraft bei der Verabschie-
dung der Stellungnahme war die Bundes-
ministerin des Innern und für Heimat, 
Nancy Faeser (SPD), deren Haus es nun 
auch obliegt, im EU-Rat über den endgülti-
gen Inhalt der CSA-VO zu verhandeln. Fae-
ser setzte sich in dem monatelangen Rin-
gen innerhalb der Bundesregierung in na-
hezu jedem wichtigen Punkt durch. Des-
halb ist die Stellungnahme der Bundesre-
gierung über weite Strecken mit einem 
Entwurf identisch, der aus dem Innenmi-
nisterium kam.

Ausnahme Audiokommunikation
Andererseits erteilte die Ampel aber man-
chen Überwachungsphantasien der EU ei-
ne Abfuhr. So lehnt sie das angestrebte 
Client-Side-Scanning ab. Das ist ein tech-
nisches Verfahren, bei dem versendete 
oder empfangene Dateien auf dem Endge-
rät des Nutzers vor dem Weiterverschi-
cken oder Verarbeiten auf verdächtige, in 
Datenbanken hinterlegte Inhalte durch-
sucht werden. Darüber hinaus besteht die 
Bundesregierung auf dem „durchgängigen 
Schutz“ der verschlüsselten Kommunika-
tion. Hierzu heißt es in der Stellungnahme: 
„Der Einsatz von Maßnahmen, die zu ei-
nem Bruch, einer Schwächung, Modifika-
tion oder einer Umgehung von Ende-zu-
Ende-Verschlüsselung führen, ist durch 
konkrete technische Anforderungen im 
Verordnungsentwurf auszuschließen.“

Ebenso soll die Audiokommunikation 
in der Telefonie und in Sprachnachrichten 
weiterhin nicht gescannt und ausgewertet 
werden, wie Brüssel gleichfalls möchte. 
Und es gibt Einwände, was die zukünftige 
Altersverifizierung im Internet betrifft. Die 
EU strebt eine Pflicht zur Vorlage von Aus-
weisdokumenten an, während die Bundes-
regierung verlangt, dass die Diensteanbie-
ter „gleichrangige alternative Altersverifi-
kationsverfahren“ schaffen, „sofern diese 
den gleichen Grad an Gewissheit bieten“.

Diese von der Bundesregierung formu-
lierten Vorbehalte bezüglich des geplanten 
Inhaltes der CSA-VO ändern jedoch nichts 
daran, dass das grundgesetzlich garantier-
te Post- und Fernmeldegeheimnis sowie 
auch das Recht auf freie Meinungsäuße-
rung auf Betreiben der EU und mit Dul-
dung der Bundesregierung noch stärker als 
bisher ausgehöhlt werden sollen. Ganz ab-
gesehen von der ebenfalls bestehenden 
Möglichkeit einer späteren Zurückstellung 
der jetzt von der Ampel vorgebrachten 
Daten- und Verbraucherschutzbedenken. 

DIGITALES

Die Ampel billigt Netzsperren
Faeser für mehr Eingriffe – FDP knickt beim Thema „Freiheit des Internets“ ein

Wenn der Staat das Internet überwacht: Der „große Bruder“ kriegt alles mit Foto: imago/mageborker
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VON HERMANN MÜLLER

V om CSU-Europapolitiker 
Manfred Weber über den 
CSU-Ehrenvorsitzenden Ed-
mund Stoiber bis hin zum 

hessischen Ex-Ministerpräsidenten Ro-
land Koch (CDU) – immer wieder haben 
sich prominente Unionspolitiker für 
schwarz-grüne Regierungsbündnisse aus-
gesprochen. In Brandenburg regieren die 
Grünen bereits seit 2019 zusammen mit 
der SPD und der CDU. Das Bild, das diese 
„Kenia“-Koalition abliefert, ist allerdings 
keine Empfehlung. 

Gut anderthalb Jahre vor einem Su-
perwahljahr, in Brandenburg finden 2024 
Landtags-, Europa- und Kommunalwah-
len statt, streiten sich die Grünen mit der 
CDU und der SPD so heftig, wie man es 
eigentlich nur von erbitterten Feinden er-
wartet. Wie tief die Gräben in der Koali-
tion mittlerweile klaffen, zeigte sich auf 
dem Landesparteitag der märkischen 
Grünen Ende April. Von den beiden Co-
Vorsitzenden des Landesverbandes kam 
auf dem Parteitag derart scharfe Kritik am 
Koalitionspartner CDU, dass sich dies wie 
eine Abrechnung mit einem politischen 
Gegner anhörte. 

2024 steht ein Superwahljahr an
Co-Chefin Alexandra Pichl warf der CDU 
vor, sie „fische“ eineinhalb Jahre vor der 
Landtagswahl in der Asylpolitik „am rech-
ten Rand“. Pichl polterte auf dem Partei-
tag: „Die CDU hat ihr C in dieser Sache 
schon längst verloren.“ Die Grüne weiter: 
„Der ehemalige Pfarrer, Innenminister 
Stübgen, agiert fernab von christlicher 
Nächstenliebe, wenn er wieder und wie-
der gegen Geflüchtete hetzt und von vol-
len Booten fabuliert.“

Jan Redmann, Landesparteichef der 
CDU und deren Fraktionsvorsitzender 
im Landtag, warf als Reaktion daraufhin 
den Grünen „ein gefährliches Spiel“ vor. 
Pichl versuche, alle, die wie Michael 
Stübgen zu Recht auf die Überforderung 
der Gemeinden mit der ungesteuerten 
Zunahme irregulärer Migration hinwei-
sen, als Hetzer zu verunglimpfen, „um 
damit von der eigenen Hilflosigkeit ab-
zulenken“, so Redmann.

Die Grünen-Delegierten begnügten 
sich auf ihrem Landesparteitag allerdings 
nicht nur damit, die CDU scharf anzuge-

hen. Ohne viel Rücksicht auf den Koaliti-
onspartner SPD zu nehmen, bezeichnete 
Petra Budke, die Fraktionsvorsitzende der 
Grünen im Landtag, den Rücktritt der Bil-
dungsministerin Britta Ernst (SPD) als 
einen „bildungspolitischen Offenba-
rungseid“. 

Auch auf dem Gebiet der Asylpolitik 
knirscht es zwischen den Grünen und der 
SPD kräftig. Im Vorfeld des Flüchtlings-
gipfels der Ministerpräsidenten mit Bun-
deskanzler Olaf Scholz (SPD) am 10. Mai 
hatte sich Brandenburgs sozialdemokra-
tischer Regierungschef Dietmar Woidke 
für eine Ausweitung der Liste sicherer 
Herkunftsstaaten ausgesprochen. Kon-
krete Länder nannte einige Tage später 
dann der CDU-Chef Redmann. Nach 
dessen Angaben kommen jedes Jahr 
mehrere hundert Georgier ins Land, bei 
denen die Anerkennungsquote als Asyl-
bewerber bei Null liege. Auch Kenia und 
Vietnam sind aus Sicht Redmanns siche-
re Herkunftsstaaten. 

Nach Einschätzung des Brandenbur-
ger CDU-Chefs liegt der Anteil der Asyl-
sucher in Brandenburg, die keine Aus-
sicht auf ein Bleiberecht haben, sogar bei 
70 Prozent. Völlig andere Vorstellungen 
hat dagegen Budke. Sie will mit Qualifizie-
rungs-Maßnahmen möglichst vielen Asyl-
suchern ein Bleiberecht ermöglichen.

„Werden nicht aufhören zu nerven“
Beobachter nennen regelmäßig einen 
wichtigen Faktor, der die Grünen zu so 
einem schwierigen Koalitionspartner wie 
in Brandenburg macht: Die Partei halte 
bis heute weitgehend an einer Trennung 
von Amt und Mandat fest. Als Folge haben 
beispielsweise die beiden Grünen-Minis-
ter Ursula Nonnemacher und Axel Vogel 
ihre Landtagsmandate abgegeben. Auch 
Mitglieder der Grünen-Landtagsfraktion 
spielen auf Parteiebene nicht die Rolle 
wie in anderen Parteien. Die Kehrseite 
dieser Trennung von Amt und Mandat 
zeigt sich darin, dass aus der Partei mit-

unter wesentlich radikalere Forderungen 
kommen als von den Grünen-Ministern in 
der Regierung oder von der Fraktion. 

Abgemildert wurde dies in der Vergan-
genheit durch die frühere Grünen-Lan-
desvorsitzende Julia Schmidt. Die 29-jäh-
rige Studentin war vom Landesvorstand 
im Februar zum Rücktritt aufgefordert 
worden. Begründet worden war dies mit 
dem Fehlen einer Vertrauensgrundlage 
für eine weitere Zusammenarbeit. 

Hinter den Kulissen war Schmidt bis 
dahin allerdings für SPD und CDU ein 
verlässlicher Ansprechpartner gewesen, 
wenn für Konflikte innerhalb der Dreier-
koalition Lösungen gefunden werden 
mussten. Ihre Nachfolgerin will diese Ver-
mittlerrolle offenbar nicht übernehmen. 
Die auf dem Grünen-Parteitag Ende April 
neu gewählte Co-Landeschefin Hanna 
Große Holtrup kündigte nämlich unter 
heftigem Beifall der Delegierten an: „Wir 
werden nicht aufhören, unsere Koaliti-
onspartner zu nerven.“

LANDESPOLITIK

Mein Feind, der Koalitionspartner
Im Brandenburger „Kenia“-Bündnis geht es zu wie unter unversöhnlichen politischen Gegnern

Die beiden Grünen-Vorsitzenden Alexandra Pichl (r.) und Hanna Große Holtrup: Poltern gegen die Koalitionspartner Foto: pa
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Kaum im Amt, droht dem schwarz-ro-
ten Berliner Senat Ärger mit der Kas-
senärztlichen Vereinigung (KV). Die 
Ärztevereinigung beklagt realitätsfer-
nes Wunschdenken bei den im Koaliti-
onsvertrag enthaltenen gesundheitspo-
litischen Programmpunkte. Dort sei ein 
buntes Maßnahmen-Potpourri mit vie-
len Versprechungen enthalten: „Die Poli-
tik wünscht sich immer eine bestmögli-
che Gesundheitsversorgung, wohnort-
nah, 24 Stunden, sieben Tage die Woche.“ 

Doch selbst der bisherige Standard 
sei nicht mehr realistisch. Das gewohnte 
„Rundum-Wohlfühl-Programm“ mit 
freiem Zugang zu allen medizinischen 
Angeboten lasse sich nicht mehr auf-
rechterhalten. Die Ärztevertretung kriti-
siert: „Vor dem Hintergrund dieser Mam-
mutaufgabe stimmt es uns zunächst we-
nig optimistisch, dass der Koalitionsver-

trag von CDU und SPD für diese so wich-
tigen Themen echte Lösungsansätze 
vermissen lässt.“ 

135 unbesetzte Hausarztpraxen allein 
in den Bezirken Lichtenberg, Marzahn-
Hellersdorf und Treptow-Köpenick ma-
chen ein gewaltiges Personalproblem 
deutlich. Die KV weist zudem auf eine 
nicht auskömmliche Finanzierung der 
Praxen, sinkendes Interesse an der Nie-
derlassung und eine immer älter werden-
de Bevölkerung hin. Statt dies ins Auge 
zu fassen, glaube der Senat, eine Erwei-
terung der ambulanten ärztlichen Ver-
sorgung etablieren zu können. Die KV 
fragt, wie die gewünschten Leistungser-
weiterungen realisiert werden sollten. 

Die neue Gesundheitssenatorin Ina 
Czyborra von der SPD löste dieser Tage 
ihre Vorgängerin Ulrike Gote von den 
Grünen ab. Czyborra gehört dem äu-

ßersten linken Flügel ihrer Partei an und 
dürfte ihren Posten auch deswegen be-
kommen haben, um diesen Teil ihrer Par-
tei zufriedenzustellen. Sie sitzt seit 2011 
im Berliner Abgeordnetenhaus und hat 
immerhin einen Studienabschluss – aber 
in prähistorischer Archäologie. 2001 pro-
movierte sie. Anschließend war sie in 
unterschiedlichen Museen und an Aus-
grabungsprojekten tätig. Mit der Ge-
sundheitspolitik hat sie bislang nichts zu 
tun gehabt. 

Patienten als Protestpotential
Nunmehr muss sie sich kurzfristig Fach-
wissen aneignen oder Mitarbeiter ge-
winnen, die etwas davon verstehen. Ei-
ne Schonfrist wird ihr die KV nicht ge-
währen: „Anstatt den Patienten zu ver-
mitteln, wann ein Notfall vorliegt und 
welche Versorgungsangebote dann be-

reitstehen, sollen kostenintensive neue 
Strukturen geschaffen werden“, kriti-
siert die Vereinigung. Czyborra könnte 
einfach die Teile des Regierungspro-
gramms überarbeiten und die Teile ein-
kassieren, die offenbar fachunkundiges 
Wunschdenken widerspiegeln. Eine zu-
nehmende Anzahl empörter unzurei-
chend versorgter Patienten stellt auch 
ein nicht zu unterschätzendes Protest-
potential dar. 

Einen ersten Warnschuss gab es schon 
im Januar. Da gab die KV Berlin bekannt, 
dass sie wegen Überlastung und Personal-
mangels die Vermittlung von Kranken-
transporten aufgebe. „Bei der Vermittlung 
handelt es sich um eine Serviceleistung 
gegenüber den Versicherten, die von der 
KV Berlin in den vergangenen Jahren frei-
willig übernommen wurde.“ Dies sei nun 
nicht mehr möglich.    Frank Bücker

GESUNDHEIT

Kassenärzte attackieren schwarz-roten Senat
Berlins neue Landesregierung mache völlig unrealistische Versprechen – Lage verschlechtere sich

Vorsicht Roth! 
VON VERA LENGSFELD

Claudia Roth hat im Gegensatz zu an-
deren Kabinettsmitgliedern so etwas 
wie eine Miniqualifikation für ihr Amt 
als Staatsministerin für Kultur mitge-
bracht: Zwei Semester Theaterwissen-
schaften, Assistentin im Theater und 
Managerin einer Band. Das heißt noch 
lange nicht, dass sie auch für ihr Amt 
befähigt wäre. Sie machte Front gegen 
das Kuppelkreuz auf dem Berliner 
Schloss, musste sich in Afrika, wo sie 
auf Antikolonialisierungs-Mission 
war, anhören, dass dies ein Problem 
der alternden Europäer sei, die jungen 
afrikanischen Länder hätten andere 
Sorgen. Eine Glanzleistung sollte die 
Rückgabe der Benin-Bronzen sein, 
was gründlich schiefging, denn in Ni-
geria hat es deutschen Kolonialismus 
nie gegeben, von einem unbedeuten-
den Streifen am Ostrand des Landes 
abgesehen. Nun sind die Stücke gar 
der Öffentlichkeit entzogen, weil sie 
einem Königshaus übergeben wurden.

Verheerend für Roths Image war 
die Kasseler Dokumenta, wo offene 
Antisemiten das Sagen hatten und 
dies für übelste Propaganda gegen den  
Staat Israel nutzten. Hat Roth da eine 
lückenlose Aufklärung gefordert? 
Nicht, dass ich wüsste. Nun dagegen 
hat die Staatsministerin ein Macht-
wort gesprochen. Sie verlangt „lü-
ckenlose Aufklärung“ im Fall Till 
Schweiger. Anders als bei den Antise-
miten auf der Dokumenta sind die Vor-
würfe gegen Schweiger allerdings alles 
andere als bewiesen. Es handelt sich 
eher um das leider übliche denunziato-
rische Geraune, das einer Hexenjagd 
gleicht. Warum Schweiger? Im Jahr 
2015 war er als bedingungsloser Unter-
stützer der Merkelschen Grenzöffnung 
für unkontrollierte Einwanderung ein 
Liebling von Roth, die seit Jahrzehnten 
„offene Grenzen“ fordert. 

Nun aber hat Schweiger die „Klima-
politik“ der Grünen scharf kritisiert 
und wurde umgehend aus allen Rohren 
beschossen. Eine Retourkutsche für 
unbotmäßige Regierungskritik?

b MELDUNG

Denkmalschutz 
soll weichen
Potsdam – Laut einem Gesetzentwurf 
zur Neufassung des brandenburgi-
schen Denkmalschutzgesetzes sollen 
Schutzgebiete um Denkmäler reduziert 
werden, um den Ausbau sogenannter 
Erneuerbarer Energien zu erleichtern. 
Vertreter der Windenergiebranche 
geht der vorliegende Gesetzentwurf al-
lerdings noch nicht weit genug. Laut 
einem Bericht des rbb hat das branden-
burgische Landesamt für Denkmal-
pflege eine Liste mit 93 Denkmälern 
erstellt. Aufgelistet sind Weltkulturer-
bestätten und auch Schlossanlagen so-
wie Gutshäuser, die als „besonders 
landschaftsprägende Denkmale“ ange-
sehen werden. Nach Berechnungen des 
Windkraft-Projektierers WPD betrifft 
die Denkmalliste ein Drittel der Lan-
desfläche. Ein Vertreter des Unterneh-
mens bezeichnet dies als „völlig unver-
hältnismäßig“ und fordert die Prüffälle 
auf maximal 25 Denkmäler zu begren-
zen. Jan Hinrich Glahr, Vorsitzender 
des Landesverbandes Windenergie 
Brandenburg, moniert, dass durch die 
Denkmalschutz-Verordnung der Aus-
bau von Windenergie ausgebremst 
werde.  H.M. 
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Späte Hoffnung auf Gerechtigkeit
Wegen Toten an Grenze zu Deutschland – Ex-Innenminister der Tschechoslowakei steht vor Gericht

Die zwischen Madagaskar und dem afri-
kanischen Festland im Indischen Ozean 
gelegene Insel Mayotte wird seit einigen 
Monaten von Jugendbanden terrorisiert, 
die zum Teil illegal eingereist sind. Die 
200.000 Ausländer auf dem zur EU gehö-
renden französischen Überseedeparte-
ment kommen aus vielen Ländern Afri-
kas, Pakistan und vor allem von der Union 
der Komoren, einem zwischen 70 und  
100 Kilometer von Mayotte entfernten 
unabhängigen Inselstaat. 

Da seit November 2022 die Gefahr be-
stand, dass die Jugendbanden ganze Teile 
Mayottes unter ihre Kontrolle bringen, 
schickte die französische Zentralregie-
rung vor Kurzem etwa 1800 Mitglieder 
der französischen Sicherheitskräfte aus 
dem Mutterland, um die Bandengewalt zu 
beenden. Zuvor war es innerhalb der 
Slums zu Zusammenstößen unter den Im-
migranten gekommen. Barrikaden aus 

Reifen und Mülltonnen säumten die Stra-
ßen, und die jungen Hooligans warfen 
Steine auf die Polizei.

Die Operation Wuambushu („Rück-
nehme“ in der Landessprache) zielte dar-
auf ab, irreguläre Armutsflüchtlinge aus 
Mayotte zu vertreiben, um die Sicherheit 
und die Lebensbedingungen der Einhei-
mischen in Frankreichs ärmstem Depar-
tement zu verbessern. Man wollte damit 
beginnen, die Unruhestifter auf die Ko-
moren zurückzubefördern. Aber ein fran-
zösisches Gericht stoppte die Abschie-
bungen, auch weil die komorischen Be-
hörden sich weigerten, die Boote mit den 
Jugendlichen anlegen zu lassen. 

Frankreichs ärmstes Departement
Die örtliche Verwaltung kündigte an, dass 
sie Berufung gegen das Gerichtsurteil ein-
legen werde. Anders als Spanien oder 
Griechenland, die Asylsucher aus ihren 

vorgelagerten Inseln ständig aufs Fest-
land überführen, weigert sich Frankreich, 
die illegalen Einwanderer ins 8000 Kilo-
meter entfernte Mutterland weiterzube-
fördern und diese damit der EU aufzu-
bürden mit dem Argument, dass dies den 
Migrationsdruck, ähnlich wie in den spa-
nischen Exklaven Ceuta und Melilla in 
Nordafrika, noch erhöhen würde.

Der komorische Regierungschef Azali 
Assoumani, der seit Februar den rotieren-
den Vorsitz der Afrikanischen Union (AU) 
innehat, drohte jetzt die angekündigten 
Massenabschiebungen bei der AU zur 
Sprache zu bringen. Frankreich hatte 2019 
mit den Komoren ein Abkommen über  
150 Millionen Euro ausgehandelt, damit 
diese den Menschenhandel bekämpfen 
und die Immigranten zurücknehmen, wo-
ran sich die Komoren aber nicht halten. 

Tausende Afrikaner, insbesondere Ko-
morer, versuchen jedes Jahr, das EU-Ge-

biet Mayotte im Indischen Ozean zu er-
reichen. Viele der riskanten Überfahrten 
enden tragisch, wenn die „kwassa kwas-
sa“, kleine motorisierte Fischerboote, die 
von Schleusern benutzt werden, Schiff-
bruch erleiden. Laut dem Premierminis-
ter der Komoren sollen die Gewässer um 
Mayotte inzwischen den größten Unter-
wasserfriedhof der Welt beherbergen. 

Der Lebensstandard auf Mayotte ist 
im Vergleich zu dem in der Union der Ko-
moren zehnmal so hoch. Allerdings be-
sitzt Mayotte wiederum nur ein Drittel 
des Lebensniveaus des Mutterlandes 
Frankreich. Die Bevölkerung der Insel, de-
ren Bewohner zu 98 Prozent Muslime 
sind, hat sich seit dem Referendum von 
1974, als sich eine Mehrheit für einen Ver-
bleib bei Frankreich entschied, auf heute 
fast 400.000 mehr als verfünffacht. Ei-
nem zusätzlichen Migrationsdruck ist die 
Insel daher nicht gewachsen. Bob

INDISCHER OZEAN

Jugendbanden terrorisieren EU-Insel
Das zu Frankreich gehörende Mayotte bei Madagaskar will gewalttätige Einwanderer loswerden

b MELDUNGEN

VON BODO BOST

S eit dem 25. April steht der Ex-In-
nenminister der untergegange-
nen ČSSR, Vratislav Vajnar, vor 
dem Prager Bezirksgericht. Der 

92-jährige Pensionär muss sich wegen der 
Tötung auch von DDR-Bürgern am Eiser-
nen Vorhang verantworten. In den Zeiten 
des Kalten Krieges gehörte die Staats-
grenze der Tschechoslowakei zu den töd-
lichsten in Europa. 

Vajnar wird besonders schwerer Amts-
missbrauch vorgeworfen. Er soll sich in 
seiner Zeit als Innenminister der Tsche-
choslowakei von 1983 bis 1988 an der Tö-
tung von mindestens drei Flüchtlingen 
mitschuldig gemacht haben, darunter Jo-
hann Dick und Hartmut Tautz aus der 
DDR. Darüber hinaus muss er sich wegen 
schwerer Körperverletzungen von drei 
weiteren Mitteldeutschen bei deren 
Fluchtversuchen verantworten. 

Fünfeinhalb Jahre hat es gedauert, bis 
das Gericht nach einer Anzeige durch die 

„Platform of European Memory and Con-
science“ tätig geworden ist. Die Prager 
Organisation hatte 2017 Strafanzeige ge-
gen fünf damals noch lebende führende 
kommunistische Funktionäre erstattet 
wegen ihrer Beteiligung an den Morden 
am Eisernen Vorhang. 

Vajnar ist der erste derartige Fall, der 
jetzt tatsächlich vor Gericht kommt. Zu 
verdanken ist dies unter anderem der 
Hartnäckigkeit des Prager Anwalts Lubo-
mír Müller. Er hatte zuletzt erfolgreich 
ein ärztliches Attest angefochten, das den 
betagten Ex-Politiker für verhandlungs-
unfähig erklärt hatte. Zwei weitere ehe-
malige Minister, Miloš Jakeš und Lubomír 
Štrougal, sind seitdem gestorben. Das 
Verfahren gegen Vajnars Nachfolger im 
Amt, František Kincl, wurde aufgrund von 
dessen Wahnvorstellungen eingestellt.

Für 20 DDR-Bewohner, die einen Um-
weg über die Tschechoslowakei wählten, 
um die Freiheit zu erlangen, endete die 
Flucht tödlich. Noch nach Chris Gueffroy, 
dem letzten innerdeutschen Mauertoten, 

starben mindestens vier DDR-Bürger an 
den Grenzen der ČSSR. An der tsche-
chisch-deutschen und -österreichischen 
Grenze gab es zwar keine Selbstschussan-
lagen, aber dort wurden extra abgerichte-
te scharfe Hunde eingesetzt, die einige 
Flüchtlinge, darunter 1986 den 18-jähri-
gen Tautz aus Magdeburg, bestialisch zu 
Tode bissen. Jetzt muss sich erstmals ein 
ehemaliger ČSSR-Minister für die Grenz-
toten verantworten. 

Den Anklägern läuft die Zeit davon
Zumindest für die Angehörigen von neun 
Bürgern der DDR, die noch in den Jahren 
1976 bis 1989 an den Grenzen der Tsche-
choslowakei ums Leben gekommen sind, 
gibt es jetzt Hoffnung auf Gerechtigkeit. 
Der 1976 verabschiedete UN-Zivilpakt si-
cherte jedem das Recht zu, sich frei über 
Grenzen hinweg zu bewegen. Die Tsche-
choslowakei hatte diesen internationalen 
Zivilpakt unterzeichnet und damit zu na-
tionalem Recht gemacht, aber er wurde an 
der Grenze nicht umgesetzt. 

Deshalb wurde 2022 gegen die drei da-
mals für die Umsetzung zuständigen 
kommunistischen Funktionäre Strafan-
zeige erlassen. Es handelte sich um den 
damaligen KP-Chef Jakeš, den ehemali-
gen Premier Štrougal und Ex-Innenminis-
ter Vajnar, die für den Zeitraum von 1976 
bis 1989 zuständig waren. Ihre Untätigkeit 
soll für die Tötungen mitverantwortlich 
gewesen sein. Dass die Ermittlungen erst 
30 Jahre nach dem Fall des Eisernen Vor-
hangs aufgenommen wurden, ist neuen 
Dokumenten zu verdanken, die beweisen, 
dass die Beschuldigten über die Schüsse 
an den Grenzen informiert gewesen wa-
ren, was sie in anderen Strafverfahren er-
folgreich abgestritten hatten. 

Die Verfahren gegen fünf ehemalige 
hochgestellte kommunistische Politiker 
ist ein Wettrennen um Gerechtigkeit ge-
gen die Demenz und den Tod. Im Juli 
2020 starb Jakeš im Alter von 97 Jahren, 
und am 6. Februar dieses Jahres ist Štrou-
gal mit 98 Jahren gestorben. Im Gefängnis 
saß er keinen einzigen Tag, obwohl er sich 
bereits zu Anfang des Jahrtausends wegen 
Grenztoten verantworten musste, wobei 
die Anklage jedoch wegen Mangels an Be-
weisen fallengelassen worden war.

Der jüngste der Beschuldigten ist mit 
81 Jahren der frühere Innenminister 
Kincl. Dieser war zwar nur noch ein Jahr 
bis zum 3. Dezember 1989 im Amt. In sei-
ner Amtszeit, dem letzten Jahr kommu-
nistischer Herrschaft, sind aber beson-
ders grausame Morde an DDR-Bürgern an 
der Grenze passiert. Günther Herbert Zeh 
wurde am 14. September 1989, wenige 
Wochen vor dem Mauerfall, bei Komorn 
an der tschechoslowakisch-ungarischen 
Grenze erschossen. Er gilt als das letzte 
deutsche Opfer des Eisernen Vorhangs in 
Europa. Ungarn war eigentlich auch Mit-
glied des Ostblocks, aber es hatte seine 
Grenzen schon im Sommer 1989 geöffnet.

Mit einem Urteil vom 3. März stellte 
das Verfassungsgericht die strafrechtliche 
Verfolgung des 95-jährigen ehemaligen 
Vordenkers der Kommunistischen Partei 
der ČSSR, Jan Fojtík, endgültig ein. Der 
bis 2021 amtierende Kommunisten-Chef 
von Böhmen und Mähren, Vojtěch Filip, 
kritisierte den Prozess gegen Vajnar als 
politisch motiviert und verwies auf ver-
gangene Misserfolge der Ankläger gegen 
ehemalige Funktionäre des Regimes.Gesprengte Ketten an deutsch-tschechischer Grenze: Denkmal für die Toten des Eisernen Vorhangs in Heiligenkreuz bei Eger
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Sudan: Biolabor 
in Gefahr
Khartum – Während der Kämpfe in 
dem Bürgerkriegsland Sudan haben 
Soldaten der Regierungstruppen oder 
der gegen diese kämpfenden Paramili-
tärs das Nationale Gesundheitslabor 
in der Hauptstadt Khartum eingenom-
men und sämtliche Mitarbeiter ver-
trieben. Das führte nachfolgend zu ei-
nem Stromausfall, welcher es jetzt 
unmöglich macht, das dort befindliche 
biologische Material „ordnungsgemäß 
zu verwalten“. So lautet zumindest die 
Aussage des Repräsentanten der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) im 
Sudan, Nima Saeed Abid. Er betonte, 
die Situation sei „sehr, sehr gefähr-
lich“, denn in dem Labor lagerten un-
ter anderem Polio-, Masern- und Cho-
lera-Erreger. Dahingegen meinte der 
WHO-Notfalldirektor Michael Ryan 
gegenüber der Nachrichtenagentur 
AFP, das Risiko halte sich in Grenzen, 
da die fraglichen Krankheiten ohnehin 
überall im Sudan endemisch vorkä-
men. W.K.

Kampf gegen 
Dschihadisten
Ouagadougou – Die Militärjunta im 
westafrikanischen Binnenstaat Burki-
na Faso unter dem Interimspräsiden-
ten und Elitesoldaten Ibrahima Traoré 
hat eine Generalmobilmachung ange-
ordnet und den Ausnahmezustand 
ausgerufen, um der Regierung „alle 
notwendigen Mittel“ für den Kampf 
gegen islamische Milizen in die Hand 
zu geben. Die Dschihadisten, welche 
zum Teil mit der al-Kaida oder dem 
Islamischen Staat zusammenarbeiten, 
kontrollieren inzwischen 40 Prozent 
des Territoriums der früheren franzö-
sischen Kolonie, die 1960 ihre Unab-
hängigkeit erlangte. Bei den Angriffen 
der Terrorgruppen kamen seit 2015 
um die 10.000 Menschen ums Leben. 
Außerdem wurden weitere zwei Milli-
onen vertrieben. Traorés Verteidi-
gungsminister Kassoum Coulibaly 
verfügte bereits im Februar die Einbe-
rufung von 5000 neuen Rekruten zur 
Bekämpfung der „Aufrührer“ und 
hofft nun auf eine große „Welle natio-
nalen Geistes“ der „Söhne und Töch-
ter“ seines Landes. W.K.

Die Chinesen 
widersprechen
Peking – Der Immunologe und Viro-
loge George Fu Gao, von 2018 bis 2022 
Leiter des Chinesischen Zentrums für 
Krankheitskontrolle und -prävention, 
hat einem aktuellen Forschungsbe-
richt widersprochen, gemäß dem der 
SARS-CoV-2-Krankheitserreger in 
Marderhunden entstanden und da-
nach von diesen auf den Menschen 
übergesprungen sei. Der Artikel war 
von einigen Forschern um Kristian 
Andersen und Robert Garry vorgelegt 
worden, welche dem Kreis um den 
umstrittenen ehemaligen Leiter eines 
US-Gesundheitsinstitutes, Anthony 
Fauci, angehören und wie dieser eine 
höchst aktive Rolle bei der Unterdrü-
ckung der Laborthese gespielt haben. 
Der zufolge stammt der Corona-Erre-
ger aus einer chinesischen For-
schungseinrichtung in Wuhan. Gao 
sagte zu den Ausführungen der Grup-
pe um Andersen wörtlich: „Die wahre 
Herkunft des Virus wird möglicher-
weise nie enthüllt.“ W.K.
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Beim Neustart für den Smart Meter Rollout: Wirtschaftsminister Robert Habeck präsentiert die Vorteile Foto: imago/Mike Schmidt

VON WOLFGANG KAUFMANN

D ie Europäische Union will die 
flächendeckende Einführung 
digitaler Messsysteme zur Er-
mittlung des Stromverbrauchs 

– angeblich, damit die Nutzer dieser soge-
nannten Smart Meter Energie sparen kön-
nen. Angesichts dessen hat der Bundestag 
nun mit den Stimmen der Abgeordneten 
der Ampelparteien sowie der CDU/CSU-
Fraktion und gegen den Willen der Frakti-
onen der Linken und der AfD das Gesetz 
zum Neustart der Digitalisierung der Ener-
giewende (GNDEW) verabschiedet, die 
den beschleunigten Einbau der angeblich 
intelligenten Stromzähler vorschreibt. 
Diese sollen die bisherigen analogen elek-
tromechanischen Ferraris- oder Indukti-
onszähler ersetzen und so bald als möglich 
an 43 Millionen Messstellen die Ver-
brauchsdaten der bundesdeutschen Haus-
halte erfassen und weiterleiten. Deshalb 
enthalten die Smart Meter auch ein ent-
sprechendes Kommunikationsmodul.

Allerdings bieten die neuen Zähler den 
Verbrauchern keineswegs nur Vorteile, 
sondern erlauben perspektivisch ebenso 
die Rationierung von elektrischer Energie, 
wenn sie mit einer Steuerbox versehen 
sind, über die der Übertragungsnetzbetrei-
ber den Strom aus der Ferne abschalten 
kann. So beispielsweise im Falle von Insta-
bilitäten aufgrund des Fehlens von Sonne 
und Wind.

Des Weiteren sollen die Smart Meter 
nicht nur die direkten Stromlieferanten 
mit allen möglichen Informationen versor-
gen, sondern noch diverse weitere Institu-
tionen wie die Bilanzkreiskoordinatoren, 
welche für eine ausgeglichene Gesamtbi-
lanz im deutschen Stromnetz verantwort-
lich zeichnen. Der daraus resultierende 
rege Datenverkehr schafft zahlreiche weit 
offene Einfallstore für Hacker. Daher zeig-
te sich das Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI) jahrelang sehr 
zögerlich, wenn es um die Zertifizierung 
von Smart Metern ging. Dieses Problem 
wurde jetzt dadurch aus der Welt geschafft, 
dass das fest in grüner Hand befindliche 
Wirtschaftsministerium in Fragen des Ein-
satzes der „intelligenten“ Stromzähler eine 
Weisungsbefugnis gegenüber dem BSI er-
hielt.

Das ändert freilich nichts an der An-
greifbarkeit der Smart Meter, welche wie 
jeder Computer und die meisten Mobilte-
lefone auch eine IP-Adresse erhalten und 
dadurch im Internet auffindbar bezie-
hungsweise „ansprechbar“ sind – und zwar 
von überall her auf der Welt. Dadurch kön-
nen Hacker eines feindlichen Staates oder 
Cyber-Terroristen Zugang zum deutschen 
Stromnetz erlangen, was die Möglichkeit 

birgt, dieses aus der Distanz zu sabotieren 
oder gänzlich lahmzulegen. Aber selbst, 
wenn es sich bei den Personen, die auf die 
Smart Meter zugreifen, „nur“ um Krimi-
nelle handelt, droht den Nutzern Unge-
mach: Anhand des Stromverbrauchs lässt 
sich zum Beispiel ermitteln, ob die Bewoh-
ner eines Hauses im Urlaub weilen und 
Einbrecher somit freie Bahn haben.

Für Verbraucher nicht zumutbar
Ein weiterer gravierender Nachteil der di-
gitalen Stromzähler sind die Kosten. Im 
Gegensatz zu den analogen Geräten erfor-
dert ihr Betrieb signifikante Mengen an 
elektrischer Energie, für die natürlich der 
Kunde zu zahlen hat. So wie auch für den 
Einbau und die Software, die nötig ist, um 

die Zählerdaten auszulesen, was die Vor-
aussetzung für jegliche Stromersparnis 
darstellt. Daher kam eine Studie der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Ernst & Young 
zu dem höchst ernüchternden Ergebnis: 
Der massenhafte Einsatz von Smart Me-
tern „führt zu einem gesamtwirtschaftli-
chen negativen Netto-Kapitalwert, und ist 
zudem für den Großteil der Kundengrup-
pen wirtschaftlich nicht zumutbar. Selbst 
bei sehr optimistischen Annahmen kann 
die Mehrheit der Endverbraucher die mit 
dem Einbau und der Nutzung intelligenter 
Messsysteme für sie einhergehenden Kos-
ten nicht durch Stromeinsparungen und 
Lastverlagerungen kompensieren.“

Teuer dürfte die Verbraucher zudem 
auch eine andere Eigenschaft der angeb-

lich so nützlichen Stromzähler kommen, 
nämlich deren Ungenauigkeit. Bei Smart 
Metern wurden erhebliche Differenzen 
zwischen dem tatsächlichen und dem ge-
messenen Verbrauch beobachtet. Bei-
spielsweise registrierten Forscher der nie-
derländischen Universität Twente bei 
manchen Geräten Abweichungen nach 
oben von bis zu 600 Prozent. Allerdings 
haben Mitarbeiter im Energieversorgungs-
sektor von Malta gezeigt, dass der Kunde 
sich gegen eine derartige staatlich sanktio-
nierte Ausplünderung wehren kann, wenn 
er über das nötige technische Wissen ver-
fügt und juristische Normen ignoriert. Die 
Malteser manipulierten etliche Smart Me-
ter auf der Mittelmeerinsel, woraufhin die-
se deutlich weniger anzeigten. 

ENERGIE UND ZUKUNFT

„Intelligente Stromzähler“ 
sind nicht risikofrei

Übertragungsnetzbetreiber können aus der Ferne auf die Smart Meter 
zugreifen – Strom-Rationierungen ebenso möglich wie Hackerangriffe

Im Homeoffice durch eine selbstständige 
Tätigkeit ein hohes Einkommen zu er-
wirtschaften, davon träumen nicht weni-
ge, vor allem junge Leute. Weniger attrak-
tiv ist solch ein Modell mit der zusätzli-
chen Option, sich täglich mit dem Einsatz 
von eigenem oder geliehenem Geld auf 
kurzfristige Börsenspekulationen einzu-
lassen und damit auf ein beständiges, 
hochriskantes Gewinn- und Verlustspiel, 
das zudem oftmals mit vielen Stunden 
Stillsitzen vor dem Computerbildschirm 
verbunden ist. 

Dennoch gibt es passionierte Börsen-
zocker, die sich dem sogenannten Daytra-
ding oder Intraday-Handel als hauptbe-
ruflicher Einkommensquelle verschrie-
ben haben. Daytrading ist im Finanzwe-
sen die Bezeichnung für den taggleichen 
Handel mit Wertpapieren an einer Börse 
unter Ausnutzung der Kursschwankun-

gen. Man muss ein geduldiger Spielertyp 
sein, dem es nichts ausmacht, täglich in 
Spähposition vor dem Computerbild-
schirm zu verharren „wie die Katze vor 
dem Mauseloch“. Diese Form der kurz-
fristigen Börsenspekulation hat ein hohes 
Suchtpotential. 

Kauf und Verkauf an einem Tag
Während Investoren ihr Kapital langfris-
tig über viele Jahre anlegen, eröffnen und 
schließen Daytrader ihre Wertpapierposi-
tionen innerhalb eines einzigen Tages. 
Dabei versuchen sie, mittels geringer 
Kursschwankungen Profit zu erzielen. 
Beim einfachen Finanzprodukt wie einer 
Aktie treten in der Regel an einem einzi-
gen Tag keine großen Volatilitäten auf, 
sodass sich das Trading lohnen würde. 
Daytrader handeln daher mit Derivaten, 
also Finanzprodukten, deren Preisent-

wicklung von einem zugrundeliegenden 
Basiswert (Aktien, Zinsen, Rohstoffe, In-
dizes, Währungskurspaare oder Geld-
marktinstrumente) abhängt. Es wird ge-
wettet, dass sich der Basiswert in eine 
bestimmte Richtung bewegt. Dabei wer-
den kleine und kurzfristige Kursschwan-
kungen des einzelnen Wertes beobachtet. 
Der Trader kann innerhalb von wenigen 
Minuten handeln oder im Verlauf des Ta-
ges seine Wertpapiere verkaufen. 

Um Erfolg als Daytrader zu haben, 
muss man sich das notwendige Wissen 
selbst aneignen. Erfolgversprechend ist 
eine monate-, mitunter jahrelange Schu-
lung bei einem Broker zum Preis von 
mehreren Tausend Euro. Häufig sitzen 
die Broker in Nord- oder Südamerika und 
unterrichten täglich ihre Schüler in aller 
Welt. Wer beim Üben mit fiktivem Geld 
auf einem Demokonto Erfolge verzeich-

nen konnte, die Glücksgefühle auslösen, 
ist diesem Geschäft vielleicht schon ver-
fallen. Man glaubt, kein allzu hohes Risiko 
einzugehen, da die Mindesteinzahlung bei 
den meisten Brokern unter 100 Euro liegt. 
Das Geschäftsmodell ist jedoch hochrisi-
koreich. Das eingesetzte Kapital kann 
durch Totalverluste verloren gehen. 

Wurden die Transaktionen durch Kre-
dite bei dem Broker finanziert, erhöht 
sich dementsprechend das Risiko. Daytra-
ding entstand vor rund zwei Jahrzehnten. 
Heute ist der private Daytrader Konkur-
rent von unzähligen Akteuren im Hoch-
frequenzhandel (High-Frequency-Tra-
ding, HTF). HTF hat die Profitabilität der 
Daytrader zunehmend negativ beein-
flusst. Nach Studienlage liegt die Wahr-
scheinlichkeit für einen dauerhaften Er-
folg im Daytrading bei unter einem Pro-
zent.  Dagmar Jestrzemski

DAYTRADING

Aktienhandel mit Suchtpotential
Stundenlang auf die Kurse starren: Börsenspekulation für Jedermann birgt ein hohes Risiko 
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Vorteile fürs 
Ausland
Berlin – Bei einer öffentlichen Anhö-
rung des Verkehrsausschusses beklag-
ten Experten Wettbewerbsnachteile 
deutscher Seehäfen im Vergleich zu 
den europäischen Kontrahenten in 
Antwerpen und Rotterdam. Die Klagen 
bezogen sich auf zu geringe finanzielle 
Mittel für den Aufbau der Hafeninfra-
strukturen, vielfältige Kostennachteile 
wie die Erweiterung der Tonnagesteuer 
auf reedereigene Terminals, die Ein-
fuhrumsatzsteuer sowie höhere Mieten 
und Pachten in deutschen Häfen. In 
Rotterdam dagegen würden die Kaian-
lagen der Terminals nicht vermietet, 
sondern zu 100 Prozent vom Staat 
übernommen. Dort sei die Produktivi-
tät höher, weil die Liegezeit der Schiffe 
kürzer ist. 2022 wurde weniger Ladung 
umgeschlagen als im Vorjahr, und auch 
dieses Jahr läuft schlecht. Bremen liegt 
beim Stückgut 20 Prozent unter dem 
Wert des Vorjahreszeitraums. Laut den 
Experten schlägt der massive Verlust 
von Marktanteilen gegenüber Rotter-
dam und Antwerpen noch gravierender 
zu Buche. MRK

Kein Verzicht 
auf Rügen
Berlin – Auf einer Sitzung des Petiti-
onsausschusses, bei der über die Peti-
tion der Gemeindevertretung des Ost-
seebads Binz auf Rügen verhandelt 
wurde, in der sich knapp 95.000 Un-
terzeichner gegen den Bau des größ-
ten Offshore-Flüssiggas-Terminals 
Europas in direkter Nachbarschaft 
zum Biosphärenreservat Südost-Rü-
gen ausgesprochen hatten, erklärte 
der grüne Parlamentarische Staatsse-
kretär Stefan Wenzel, dass auf den 
Standort für das geplante LNG-Termi-
nal nicht verzichtet werden könne. 
Auf die Frage, ob das Terminal für die 
Energieversorgung benötigt werde 
oder ob es nur um einen Lagerort für 
Überkapazitäten gehe, antwortete 
Wenzel, dass allein mit den Anlagen in 
der Nordsee die Gas-Versorgung der 
östlichen Bundesländer nicht gewähr-
leistet werden könne. Zudem könnten 
fünf EU-Länder ohne eigene Häfen 
mit Flüssiggas versorgt werden. Von 
Rügen aus könne auch der Osten der 
Ukraine beliefert werden. MRK

Japan umgeht 
Preisdeckel 
Tokio – Als einziger der G7-Staaten 
hält Japan sich nicht an die vom Wes-
ten beschlossene Preisobergrenze 
von 60 US-Dollar für russisches Öl. 
Wie das „Wall Street Journal“ berich-
tet, hat die japanische Regierung eine 
Ausnahmegenehmigung von den USA 
erwirkt. So kann Japan weiterhin rus-
sisches Öl zu Preisen oberhalb des 
Preisdeckels importieren. Zur Be-
gründung führte Tokio seine Abhän-
gigkeit von russischen Energieträgern 
an. Die von der EU und den G7-Län-
dern beschlossene Preisobergrenze 
liegt bei hochwertigen russischen Öl-
produkten wie Diesel bei 100 US-Dol-
lar und bei günstigeren Produkten wie 
Heizöl bei 45 US-Dollar pro Fass. To-
kio unterstützt zwar die Sanktionen, 
hält aber an seinem Engagement am 
Förderprojekt Sachalin II fest, da es 
vor allem eine wichtige Bezugsquelle 
für Flüssiggas (LNG) für das Land 
darstellt. MRK
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Queen Camilla ist ungefähr so alt wie ihr 
Ehemann King Charles III., ein Jahr jün-
ger. 1970 lernten sich die beiden bei einem 
Polospiel kennen. Zwei Jahre später ge-
stand er ihr seine Liebe. Doch eine Ehe 
zwischen den beiden schien unmöglich. 
Denn Camilla Rosemary Shand, so ihr Ge-
burtsname, war bürgerlich, und Jungfrau 
war die mittlerweile Mitte 20-Jährige 
wohl auch nicht mehr.

So gingen sie getrennte Wege. Sie hei-
ratete 1973 den ebenfalls bürgerlichen An-
drew Parker Bowles, und Charles vermähl-
te sich acht Jahre später mit Diana Frances 
Spencer. Lady Di, wie sie liebevoll genannt 
wurde, war nicht nur adelig und bei der 
Eheschließung noch Jungfrau, die bei ihrer 
Eheschließung gerade 20 Jahre alte, ihrem 
Beruf nach zu schließen auch noch kinder-
freundliche Blondine begeisterte mit ih-
rem Rehblick aus schüchtern gesenktem 
Haupt Millionen. Die Eheschließung zwi-

schen der jungen Lady und dem damals 
32-jährigen Prince of Wales schien mär-
chenhaft. Millionen Männer beneideten 
Charles. Umso mehr Unverständnis ernte-
te er dafür, dass er dieser vermeintlichen 
Traumfrau und Märchenprinzessin einen 
fast eineinhalb Jahrzehnte älteren „Rott-
weiler“ mit eher herbem Charme vorzog. 

Dianas tragischer Tod 1997 zeigte 
noch einmal die immensen Sympathien, 
welche die „Prinzessin der Herzen“ ge-
noss. Aber sie stand nun nicht mehr zwi-
schen Charles und Camilla, die sich 1995 
einvernehmlich von ihrem Ehemann hat-
te scheiden lassen. 2005 heirateten die 
beiden Geschiedenen und sie waren end-
lich auch offiziell ein Paar. 

Im Gegensatz zur märchenhaften 
Traumhochzeit von 1981 gab es diesmal al-
lerdings nur eine standesamtliche Trau-
ung. Die Ehe wirkte fast wie eine morgana-
tische, eine zur linken Hand. 

Das änderte sich jedoch schon zu Leb-
zeiten von Queen Elizabeth. Nach dem 
Tod seiner Mutter trieb Charles als König 
diese Entwicklung voran. Auf seinen 
Wunsch hin wurde nun mit ihm auch sei-
ne Frau gekrönt. Aus der Queen Consort 
seit dem Tode Elizabeths wurde die Queen 
an der Seite des King. Manuel Ruoff

Königin Camilla im Grünen Salon 
des Buckingham-Palastes mit der 
Krone von Königin Mary

PORTRÄT
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MARTIN BÖHM

Nachdem Franziskus 2021 anlässlich 
des Eucharistischen Kongresses die un-
garische Hauptstadt Budapest nur für 
einige Stunden besuchte hatte, ver-
brachte er vom 28. bis zum 30. April gan-
ze drei Tage in Ungarn. Kein Wunder, 
dass das ganze Land schon im Vorfeld 
im Papstfieber war und sich Wochen 
vorher herausputzte. Zeitgleich wurde 
viel gemunkelt, was wohl die Absicht 
des Papstes hinter diesem intensiven 
Aufenthalt sein könnte. Einige erwarte-
ten eine Ohrfeige für die restriktive un-
garische Migrationspolitik, andere wie-
derum hofften auf Worte der Vernunft 
und des Friedens in kriegerischen Zei-
ten – und damit auf Bestätigung für den 
Kurs der ungarischen Regierung, die für 
Friedensverhandlungen zwischen Russ-
land und der Ukraine eintritt.

Wer in den vergangenen Tagen die 
Berichterstattung deutscher Leitmedi-
en zum Papstbesuch verfolgte, bekam 
denn auch ein klares Bild: „Papst ruft 
Ungarn zu mehr Offenheit gegenüber 
Migranten auf“ war dort zu lesen, ge-
nauso wie „Franziskus wirbt in Ungarn 
für offene Türen“ oder auch „Papst-Ap-
pell für Migranten in Ungarn“. Vor allem 
diese Botschaft sei es gewesen, die der 
Papst in Ungarn verkündet habe. 

Tatsächlich kritisierte Franziskus die 
Politik der verschlossenen Türen, was 
als Kritik an der Migrationspolitik Un-
garns verstanden werden kann. Ganz im 
Gegensatz dazu schreiben aber regie-
rungsnahe wie -kritische ungarische Me-
dien einhellig positiv über den Papstbe-
such, der eine große Ehre für das Land 
darstelle. Von Papst Franziskus’ Appell 
für offene Türen ist da nur am Rande die 
Rede. Ist das nur ein Missverständnis? 
Oder tappen die deutschen Medien wie-
der einmal im Dunkel des toten Winkels 
der Ungarnberichterstattung umher? 

Sicher ist, die Botschaften des Paps-
tes machten nicht beim Thema Migra-
tion halt und waren so komplex und 
vielfältig wie sein dreitätiger Besuch. 
Franziskus traf sich mit einer Vielzahl 
politischer, religiöser und kultureller 
Würdenträger. Von Vier-Augen-Gesprä-
chen mit Viktor Orbán und Staatspräsi-
dentin Katalin Novák über ein Treffen 
mit dem oppositionellen Bürgermeister 

Budapests, Gergely Karácsony, bis hin 
zu einer halbstündigen Rede vor Amts-
trägern des ungarischen Staates im Kar-
melitenkloster war alles dabei. In den 
drei Tagen traf sich der Heilige Vater mit 
Vertretern der verschiedenen Glaubens-
richtungen Ungarns, so auch mit den 
Metropoliten der russisch-orthodoxen 
Kirche in Ungarn und der griechisch-ka-
tholischen Kirche. Franziskus redete 
mit Vertretern der Roma, der Juden und 
kam mit Kriegsflüchtlingen aus der  
Ukraine zusammen. Stets lobte er dabei 
die Brückenfunktion Budapests und die 
religiöse wie kulturelle Vielfalt des Lan-
des. Auch würdigte er den Einsatz der 
Ungarn bei der Hilfe und Unterstützung 
für Geflüchtete aus der Ukraine. Den 
Höhepunkt seiner Reise bildete die Hei-
lige Messe auf dem Kossuth-Platz vor 
dem ungarischen Parlament, der Zehn-
tausende folgten. 

In seinen Reden lobte Franziskus 
auch die auf christlichem Fundament 
stehende ungarische Familienpolitik, die 
er im Kontrast zur Gender-Ideologie 
sieht, welche die Form eines „ideologi-
schen Kolonialismus“ sei. Dagegen kriti-
sierte er die Uniformitätsbestrebungen 
in der Europäischen Union, die den An-
schein mache, zu einem dunstförmigen 
supranationalen Gebilde zu werden.  
Der Ausspruch des Papstes „Wir brau-
chen die Einheit in Europa so, dass nie-
mand in seiner Einzigartigkeit geschmä-
lert wird.“ kann daher auch als Bestäti-
gung der gegenwärtigen ungarischen 
Politik verstanden werden, die für mehr 
Freiheit in der Einheit kämpft. Den Kern 
der päpstlichen Reden machte freilich 
der Appell für den Frieden aus. „Der 
Chor, der den Traum vom Frieden singt“, 
so Franziskus, „stirbt aus, während die 
Solisten des Krieges sich ihren Weg bah-
nen.“ Und er fügte hinzu, dass es in Eu-
ropa an wahren Friedensbemühungen 
und diplomatischen Initiativen mangele. 

Dass Ungarn in grundlegenden Fra-
gen einen anderen Weg geht als der eu-
ropäische Mainstream ist offensichtlich. 
Dass es dafür auch noch Lob vom Papst 
bekommt, war einer Vielzahl deutscher 
Medien ein Dorn im Auge. Deshalb ver-
beißen sie sich lieber auf Franziskus’ 
Kritik an der ungarischen Migrations-
politik – ob diese berechtigt ist oder 
nicht, mag dahingestellt sein.  

ZWISCHENRUF

Der Papst im toten 
Winkel deutscher Medien

RENÉ NEHRING

D ieses Ereignis war nicht nur 
selten, sondern auch auf-
schlussreich. Am vergangenen 
Sonnabend fand in London die 

Krönung von König Charles III. statt. Die 
erste Krönung eines britischen Monarchen 
in diesem Jahrhundert und die 40. in der 
Westminister Abbey seit dem Jahr 1066. 

Natürlich war das Wochenende ein 
Spektakel für die Klatschpresse. Wieder 
einmal widmeten sich selbst anspruchs-
volle Medien mitsamt ihren selbstgekür-
ten „Adelsexperten“ ihren Lieblingsthe-
men, allen voran dem Schicksal des zwei-
ten Sohnes des neuen Königs, Prinz Harry. 

Wer sich von diesem Getuschel frei-
machte, konnte einem ganz anderen Ereig-
nis beiwohnen – der Selbstvergewisserung 
einer alten europäischen Staatsform, die es 
seit der ersten Tagung des englischen Par-
laments im Jahre 1265 über alle Kriege und 
Abrisse in den Ahnenreihen hinweg immer 
wieder vermochte, demokratische und ro-
yale Elemente miteinander zu vereinen. 

Der eindrucksvolle Höhepunkt dabei 
war der Krönungsakt in der Westminster 
Abbey, geleitet durch den Erzbischof von 
Canterbury, Justin Welby. In dieser Zere-
monie offenbarte sich das ganze Selbstver-
ständnis der britischen Monarchie als ei-
ner tief im Christentum fußenden Staats-
form. So bekam Charles nach der Huldi-
gung der Anwesenden eine Bibel über-

reicht, auf die er anschließend den Eid 
leistete, sowohl jedes seiner Länder mit 
Gerechtigkeit und Milde zu regieren, als 
auch den Protestantismus im Vereinigten 
Königreich aufrechtzuerhalten und die 
Church of England mitsamt ihren Bischö-
fen und Geistlichen zu verteidigen. 

Der intimste Moment war – einge-
rahmt in liturgische Gesänge, Lesungen 
aus der Heiligen Schrift, die Predigt des 
Erzbischofs und die „Krönungshymnen“ 
von Georg Friedrich Händel – die Salbung 
des Monarchen. Zur Wahrung der Heilig-
keit dieses Momentes wurde von Garde-
soldaten ein dreiseitiger Wandschirm um 
den Krönungsstuhl aufgebaut, auf dem der 
Monarch, der zuvor einem Büßer gleich 
sein Gewand abgelegt hatte, saß und die 
Salbung des Erzbischofs entgegennahm. 
Das Öl dafür stammte aus Jerusalem und 
war vom dortigen Patriarchen der Ortho-
doxen Kirche gesegnet worden. 

„God save the King“  
Es folgte die Präsentation und Anlegung 
der königlichen Insignien: der Sporen, des 
Staatsschwertes, des Armreifens, des Krö-
nungsmantels, des Reichsapfels, des Krö-
nungsrings, des Krönungshandschuhs so-
wie des Zepters mit dem Kreuz und des 
Zepters mit der Taube. Schließlich wurde 
dem König die durch den Erzbischof geseg-
nete St.-Edwards-Krone aufgesetzt, gefolgt 
von lauten „God save the King“-Ausrufen. 
Mit der Huldigung des Erzbischofs, dem 

Treueschwur des neuen Prinzen von  
Wales, der Krönung der Königin Camilla 
(siehe unten) und einem Abendmahl ende-
te das denkwürdige Ereignis. 

Es ist bedauerlich, dass die übertragen-
den deutschen Fernsehsender all dies zwar 
zeigten, in seiner Bedeutung jedoch kaum 
zu würdigen wussten. Stattdessen philoso-
phierten sie abwechselnd über die Stim-
mung in der königlichen Familie oder ob 
die Briten wieder zurück in die EU kom-
men sollten oder ob diese überhaupt noch 
eine Monarchie haben wollten. 

Die Antwort auf die letzte Frage gaben 
die Briten selbst. Nachdem der König und 
die Königin im Anschluss an den Gottes-
dienst mit tausenden Gardesoldaten in der 
Krönungsprozession zurück zum Bucking-
ham-Palast gezogen waren, folgten binnen 
weniger Minuten hunderttausende Bürger 
in endloser Schar über die königliche Mall 
vor den Sitz des Königs in London, um ihn 
und seine Gemahlin hochleben zu lassen. 
Kein Bundeskanzler, kein Präsident und 
kein Premierminister würde je einen sol-
chen Auflauf hervorrufen. 

Gemeinsam zeigten das britische Kö-
nigshaus und seine Anhänger, dass eine 
Monarchie weit mehr ist als bunte Bilder. 
Es ist eine Staatsform, die auf einem an-
deren Verständnis von Gemeinschaft fußt 
als die modernen Verfassungsstaaten – 
und gerade deshalb eine Tiefe und Bin-
dung erreicht, die letzteren zumeist ver-
wehrt bleibt. 

Legitimation durch eine höhere Instanz: König Charles empfängt die Krone aus den Händen des Erzbischofs von Canterbury 

LEITARTIKEL

Ein heiliger Akt 
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130-mal Dürer 
für Berlin
Berlin – Mit „Dürer für Berlin“ begibt 
sich das Kupferstichkabinett am Kul-
turforum auf eine Spurensuche zu ei-
nem der bedeutendsten deutschen 
Künstler. Anhand von 130 Meisterwer-
ken führt die Ausstellung vom 12. Mai 
bis 27. Albrecht Dürers künstlerisches 
Schaffen exemplarisch vor Augen. tws

Tilla Durieux 
trifft auf Kolbe
Berlin – Das Georg-Kolbe-Museum in 
der Sensburger Allee 25 erinnert vom 
13. Mai bis 20. August an die 1971 in 
Berlin gestorbene Schauspielerin Tilla 
Durieux. Der Theater- und Filmstar 
war eine der meistportraitierten Frau-
en ihrer Zeit und saß Künstlern wie 
Slevogt, Corinth oder Barlach Modell. 
www.georg-kolbe-museum.de tws

In das Werk zweier Fotokünstlerinnen 
des frühen 20. Jahrhunderts führt eine 
Ausstellung der Rüsselsheimer Opelvil-
len. Die ältere der beiden, Frieda Riess, 
wurde 1890 in Czarnikau in der Provinz 
Posen geboren. Als 17-Jährige begann sie 
eine enge Zusammenarbeit mit dem Bild-
hauer Hugo Lederer, der das bekannte 
Hamburger Bismarck-Denkmal bei  
St. Pauli geschaffen hat. 1917 eröffnete 
Riess ihr eigenes Atelier am Berliner Kur-
fürstendamm. 

Der Kontakt zu dem bekannten Kunst-
händler und Sammler Alfred Flechtheim 
ermöglichte es Riess, vielfältige Kontakte 
zur höheren Gesellschaft zu knüpfen. Sie 
portraitierte unter anderem Gottfried 
Benn und Gerhart Hauptmann. In Rom 
verschaffte ihr die Mussolini-Freundin 
Margherita Sarfatti Fototermine bei Poli-
tikern und Adeligen. Dabei fertigte sie 
1929 auch ein Portrait Benito Mussolinis, 
das sie bis zum Lebensende in ihrem Be-
sitz behielt. 

1932 war sie auf der Fotografie-Bienna-
le in Rom mit einem Porträt des Reichs-
präsidenten Paul von Hindenburg vertre-
ten. Bereits in diesem Jahr gab sie ihr Ber-
liner Atelier auf, um mit ihrem Lebens-
partner, einem damaligen französischen 
Botschafter, nach Paris zu ziehen. Doch 
dort war ihr kein Glück beschieden. Eine 
schwere Krankheit befiel sie. Zudem 
musste sie nach dem deutschen Ein-
marsch in Frankreich ihre jüdische Her-
kunft verschleiern. Sie starb verarmt of-
fenbar Mitte der 1950er Jahre in Paris. 

Die zweite Künstlerin, Else Ernestine 
Neuländer, wurde 1900 als Tochter libera-
ler Juden in Berlin geboren. Mit nur  
25 Jahren eröffnete sie in Berlin ihr eige-
nes Atelier und legte sich das Pseudonym 
„Yva“ zu. Sie experimentierte mit neuen 
Ausdrucksformen und trat ab 1927 als ge-
fragte Modefotografin in Erscheinung. 
Durch ihre moderne Bildsprache, die sie 
unter anderem in den Magazinen „Dame“ 
und „Uhu“ präsentieren konnte, wurde 

sie zum Vorreiter des späteren Werbede-
signs. Mit der NS-Machtergreifung ver-

schlechterten sich Yvas Arbeitsbedingun-
gen kontinuierlich. Dennoch konnte sie 
zunächst Nachwuchsfotografen ausbil-
den, darunter 1936 bis 1938 den späteren 
Starfotografen Helmut Newton. Sie wur-
de schließlich mit ihrem Mann 1942 ver-
haftet und in das Vernichtungslager Sobi-
bór deportiert, wo sie ums Leben kam.

Während Riess’ Arbeiten ein deutli-
cheres Zeitkolorit anhaftet, wagte Yva ei-
ne experimentellere, insofern moderner 
und zeitloser erscheinende Fotografie. 
Neben dem gekonnten Spiel mit Licht 
und Schatten zeigte Yva ein großes Talent 
in der Wahl ungewöhnlicher Bildaus-
schnitte, mit denen sie Körper und Ge-
sichter einfing. Claus-M. Wolfschlag

b „Frieda Riess und Yva. Fotografien 1919–
1937“ bis 4. Juni in den Opelvillen Rüssels-
heim, Ludwig-Dörfler-Allee 9, geöffnet  
täglich außer montags von 10 bis 18 Uhr, 
sonnabends ab 14 Uhr. Eintritt: 8 Euro. 
www.opelvillen.de

FOTOAUSSTELLUNG

Zwei Frauen hinter der Kamera
Ausstellung in den Rüsselsheimer Opelvillen stellt die frühen Fotokünstlerinnen Frieda Riess und Yva vor

Yva: „Ohne Titel“ (Creme Mouson), 1937

VON VEIT-MARIO THIEDE

N ach sechs Jahren in Italien 
begab sich Kaiser Otto I. im 
Spätsommer des Jahres 972 
auf die Rückreise in seine 

sächsische Heimat. Der vor 1111 Jahren ge-
borene Herrscher traf zum Palmfest anno 
973 in Magdeburg ein, wo er im Dom die 
zuvor vom Papst beurkundete Gründung 
des Erzbistums Magdeburg verkündete.

Seine nächste Reisestation war Qued-
linburg, wo er das Osterfest feierte und 
auf einem Hoftag Delegationen aus vielen 
Ländern empfing. Christi Himmelfahrt 
beging der Kaiser in Merseburg. Anschlie-
ßend besuchte er die Pfalz Memleben  
– wo er am 7. Mai 973 für alle unerwartet 
verstarb. Die im heutigen Sachsen-Anhalt 
gelegenen vier Otto-Orte nehmen den 
1050. Todestag des Kaisers zum Anlass für 
Ausstellungen und Veranstaltungen.

Magdeburgs ottonischer Dom brannte 
1207 ab, doch im gotischen Nachfolgebau 
befinden sich antike Objekte, die Otto aus 
Italien mitbrachte: der Taufstein sowie 
Säulenschäfte. Zwischen den östlichen 
Vierungspfeilern ruhen Ottos Gebeine in 
der originalen Marmortumba. Sein Nach-
leben ist Thema der im Kulturhistori-
schen Museum präsentierten Sonder-
schau „Kaiser Otto in der Erinnerung 
späterer Zeiten – Welche Taten werden 
Bilder?“. Aufgeboten sind Exponate vom 
Mittelalter bis zur Gegenwart in themati-
scher Ordnung. Sie rufen wichtige Ereig-
nisse aus Ottos Leben in Erinnerung, stel-
len ihn als Stifter von Bistümern, Klöstern 
und Kirchen vor oder rühmen seine  
Heldentaten. 

Triumph am Lechfeld
Sein größter Triumph war der mit Kontin-
genten aus allen Teilen des deutschen 
Reiches anno 955 errungene Sieg über die 
Ungarn auf dem bei Augsburg gelegenen 
Lechfeld. Daran erinnern Historienbilder 
wie der von Wilhelm Lindenschmit dem 
Älteren gemalte „Einzug Ottos des Gro-
ßen in Augsburg nach der Schlacht auf 
dem Lechfeld“ (vor 1846).

Besondere Aufmerksamkeit widmet 
die Schau den „starken Frauen“ aus Ottos 
Umfeld. Hier treten die 946 gestorbene 
Editha und die italienische Königswitwe 
Adelheid auf, die Otto 951 heiratete. Ein 
Holzschnitt (1501) aus der Werkstatt Alb-
recht Dürers zeigt die Kanonisse und 
Dichterin Roswitha von Gandersheim, die 
dem Kaiser ihr Epos „Die Taten Ottos“ 
überreicht. 

Eine kleinformatige Reproduktion 
vertritt das von Otto Marcus für den Sit-
zungssaal des Quedlinburger Rathauses 
geschaffene Wandbild „Weihe Mathildes 
als Äbtissin von Quedlinburg“ (um 1900). 

Dargestellt ist ein Ereignis des Jahres 966: 
Der weißbärtige Kaiser überreicht seiner 
erst elf Jahre alten Tochter den Äbtissin-
nenstab des von ihm zum ewigen Gebets-
andenken an seinen Vater Heinrich I. ge-
gründeten Kanonissenstifts.

Zwar werden die Bauwerke auf dem 
Quedlinburger Schlossberg saniert, aber 
die Stiftskirche steht den Besuchern of-
fen. In deren eindrucksvoller Krypta be-
finden sich die Gräber der Äbtissin Mat-
hilde und ihrer gleichnamigen Großmut-
ter. Die war mit König Heinrich I. verhei-
ratet, dessen Grab leer ist. Vor Jahrhun-
derten betteten die Kanonissen Heinrich 

um. Sein neuer Ruheort ist in Vergessen-
heit geraten. In den Seitenarmen des 
Querschiffes ist der berühmte Schatz der 
Stiftskirche ausgestellt. Otto der Große 
stiftete den aus Alabaster angefertigten 
„Kana-Krug“ (1. Jh.), der nach alter Über-
lieferung bei der in der Bibel geschilder-
ten Hochzeit zu Kana zum Einsatz kam.

Ottos Tagesheiliger
Im Handschriftengewölbe des Mersebur-
ger Doms startet am 18. Mai die Sonder-
ausstellung „Otto der Große, der heilige 
Laurentius und die Gründung des Bis-
tums Merseburg“. Urkunden belegen Ot-

tos großzügige Schenkungen zur Ausstat-
tung des Bistums und seines Domes. 
Handschriften künden vom besonderen 
Bezug Merseburgs zu Laurentius und des-
sen früher Verehrung in der Bischofs-
stadt. Laurentius war der Tagesheilige der 
Lechfeldschlacht. Ihm gelobte Otto für 
den Fall seines Sieges die Gründung des 
Bistums Merseburg. Zu den Glanzlichtern 
gehört das kürzlich ersteigerte Blatt aus 
der Chronik, die Bischof Thietmar von 
Merseburg 1012 bis 1018 über die Otto-
nenzeit verfasste.

Von Ottos Zeitgenossen Widukind 
von Corvey stammt die Chronik „Taten 
der Sachsen“. Sie enthält einen Bericht 
über den plötzlichen Tod des Kaisers in 
Memleben. Mittags habe er sich heiter zu 
Tisch gesetzt. Später begann er aber zu 
fiebern und fiel in Ohnmacht. Aus der er-
weckt, „begehrte er das Sakrament des 
Leibes und des Blutes Gottes, nahm es 
und übergab ohne Seufzer mit großer Ru-
he den letzten Hauch dem barmherzigen 
Schöpfer aller Dinge“.

Zu Ehren seines Vaters gründete Kai-
ser Otto II. in Memleben ein Benedikti-
nerkloster. Vom Kirchenbau des 10. Jahr-
hunderts haben einige Mauerreste über-
dauert. Dieses Bauwerk und die benach-
barte Kirchenruine des 13. Jahrhunderts 
feiern dank Digitaltechnik vor den Besu-
chern ihre Auferstehung. In der Hoffnung, 
die möglicherweise vor der Bestattung in 
einen Behälter gelegten Eingeweide Ottos 
zu entdecken, fanden in den letzten Jah-
ren auf dem Klostergelände archäologi-
sche Untersuchungen statt. Die Eingewei-
de haben die Archäologen zwar nicht ent-
deckt, aber andere interessante Funde 
gemacht. Ihnen ist eine Kabinettschau 
gewidmet. Sie trägt den irreführenden, 
dafür romantischen Titel: „Des Kaisers 
Herz – Archäologische Tiefenfahndung 
am Sterbeort Kaiser Ottos des Großen.“

b Im Verlag Schnell und Steiner sind der 
Katalog zur Magdeburger Sonderschau für 
35 Euro sowie der Band „Otto der Große 
912–973“ für 30 Euro erschienen.  
www.deskaisersletztereise.de

Von zwei Jungfrauen begleitet: Der Magdeburger Reiter im Kaiser-Otto-Saal des Kulturhistorischen Museums Foto: Thiede

Heldentaten und ein verlorenes Herz
„Des Kaisers letzte Reise“ – Ausstellungen in Sachsen-Anhalt ehren den vor 1050 Jahren gestorbenen Otto den Großen
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Wie NS und DDR deutsche Zentralarchive beeinflussten
Buchvorstellung und Diskussion in der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur

Archive sind das Gedächtnis einer Nati-
on. Sie sind darum auch nicht verstaubte 
oder weltfremde Einrichtungen. Immer 
wieder waren und sind sie staatlichen 
Zugriffen und Begehrlichkeiten ausge-
setzt, sei es, dass man sich mittels Akten 
vor der Geschichte zu rechtfertigen 
suchte, sei es, dass etwas verheimlicht 
oder vertuscht werden sollte. 

Der Potsdamer Historiker Peter Ul-
rich Weiß hat unlängst ein Buch über die 
Entwicklung der Archive in den beiden 
deutschen Diktaturen des 20.  Jahrhun-
derts veröffentlicht. Seine Studie war 
jetzt Anlass für ein Gespräch in der Bun-
desstiftung zur Aufarbeitung der SED-
Diktatur in Berlin, an dem sich neben 
dem Autoren Anette Meiburg und Mi-
chael Hollmann vom Bundesarchiv so-
wie der Zeithistoriker Martin Sabrow als 
Moderator beteiligten. Für die Zuhörer 
war es ebenso spannend wie lehrreich, in 
den Archiven diktatorische und demo-
kratische Herrschaftsverhältnisse ge-
spiegelt zu sehen, mehr aber noch, über 

das Ethos von Archivaren – „diese Exper-
tenkultur“ – zu erfahren. 

In Deutschland wurde 1919 das Reichs-
archiv in Potsdam gegründet, nachdem 
der Frieden von Versailles den Großen 
Generalstab und damit dessen Heeresge-
schichtliche Abteilung untersagt hatte. 
Schon damals spielten politische Beweg-
gründe mit. Deutschland wollte die Un-
haltbarkeit der alliierten Behauptung von 
der deutschen Alleinschuld am Weltkrieg 
beweisen, was sich in den 1920er Jahren 
in der vielzitierten Aktenedition „Die 
Große Politik der Europäischen Kabinette 
1871–1914“ niederschlug. Der zwangsläu-
fig konservative Charakter von Archiven 
färbte, so zeigt es Weiß in seiner Studie, 
zwangsläufig auch auf die Beschäftigten 
ab: „Natürlich war das Reichsarchiv spä-
ter eine NS-Behörde, aber im Innern gab 
es doch ein merkliches, den Idealen des 
preußischen Beamtentums verpflichtetes 
Beharrungsvermögen.“ 

Das setzte sich, als bereits 1945 wieder 
in Potsdam ein „Zentralarchiv“, später 

das „Zentralarchiv der DDR“, gegründet 
wurde, auch dort fort. Das Archiv mit sei-
ner Zentrale in Potsdam und Außenstel-
len in Merseburg und Coswig galt bis etwa 
1960 als eine Art bürgerliches Refugium, 
was übrigens auch Meinung der SED war, 
die missliebige Funktionäre wie etwa das 
hohe Parteimitglied Karl Schirdewan 
dorthin abschob. 

Nach dem Mauerbau änderte sich das 
allerdings. Die Staatssicherheit reglemen-
tierte immer stärker alle Arbeitsabläufe. 
Die bei Archiven üblichen Anfragen von 
auswärts wurden rigoros eingeschränkt, 
solche aus dem Westen zur Hälfte abge-
lehnt. Zudem wurden in Potsdam nicht 
mehr als zehn, in Merseburg nur sieben 
Akten pro Tag ausgegeben, jeder Westbe-
sucher hatte zudem einen „Betreuer“. 
Erst gegen Ende der 1980er Jahre wurde 
diese Praxis etwas liberaler.

In der Bundesrepublik wurde 1952 das 
Bundesarchiv in Koblenz gegründet, das 
anfangs dem Innenministerium unter-
stand, heute dem von Claudia Roth ge-

führten Kulturministerium. Das Bundes-
archiv hat sich zu einer umfangreichen 
Behörde entwickelt. Nach und nach hat es 
alle größeren Archive auf Bundesebene 
integriert beziehungsweise vereinnahmt: 
das DDR-Archiv in Potsdam, das Lasten-
ausgleichsarchiv in Bayreuth, das Militär-
archiv in Freiburg, die frühere Auskunfts-
stelle für Wehrmachtsangehörige in Ber-
lin-Reinickendorf, die Erinnerungsstätte 
für deutsche Freiheitsbewegungen in Ra-
statt, die NS-Verbrechensahndung in Lud-
wigsburg und das Stasi-Unterlagen-Archiv 
in Berlin mit Dependancen in allen ehe-
maligen DDR-Bezirkshauptstädten. Kob-
lenz blieb Zentrale, aber in Berlin-Lichter-
felde wurden die großen Räumlichkeiten 
der früheren Hauptkadettenanstalt für die 
Unterbringung immenser Materialien ge-
nutzt, wofür inzwischen noch ein Maga-
zingebäude errichtet wurde. 

Nach den Worten des Bundesarchiv-
präsidenten Hollmann kam es nach der 
friedlichen Revolution zwischen den Ar-
chivaren aus Ost und West zu einer Be-

gegnung auf Augenhöhe. Schon im Som-
mer 1990 wurde bei gegenseitigen Besu-
chen überlegt, gemeinsame Findbücher 
anzulegen, um eine Vereinheitlichung des 
Archivwesens zu erreichen. 

Heute ist das Bundesarchiv das allei-
nige große Archiv auf Bundesebene. Sei-
ne Zahlen sind imponierend: 430  Kilo-
meter Schriftgut, 13  Millionen Bilder, 
160.000 Filmtitel und rund zwei Millio-
nen Karten, Plakate und Pläne. All das 
zusammen spiegelt Politik und Gesell-
schaft in Deutschland. Selbstbewusst sa-
gen Archivare: „Was nicht in den Akten 
ist, ist nicht in der Welt.“ Dirk Klose

ERNST VON IHNE

Der Wilhelminist unter den Architekten
Vor 175 Jahren kam der typische Vertreter der historisierenden wilhelminischen Barockarchitektur im preußischen Elberfeld zur Welt

VON MARTIN STOLZENAU

E rnst Eberhard von Ihne ver-
dankt seinen Ruf seiner Zeit als 
Hofarchitekt der Hohenzollern. 
Nach seinen Plänen entstanden 

in Berlin, Elberfeld, Frankfurt am Main, 
Essen, Straßburg, Leipzig und Dessau 
überaus repräsentative Bauten. Vom Bau-
stil her bevorzugte er die Neorenaissance 
und den Neobarock, doch auch beim eng-
lischen Landhausstil nahm er Anleihen. 
Er wurde vom preußischen König Wil-
helm II. 1906 für seine Leistungen in den 
erblichen Adelsstand erhoben und gilt bis 
heute als ein Hauptrepräsentant des so-
genannten Wilhelminismus.

Vor 175 Jahren, am 23. Mai 1848, wurde 
der Architekt in Elberfeld geboren. Sein 

Vater war der einst bekannte Historiker 
und Anglist Wilhelm Ihne. Seine Mutter 
war eine geborene Engländerin und hieß 
ursprünglich Mary Hull Allen. Die Familie 
wechselte bald nach London, wo Vater Ih-
ne als Anglist tätig war und Sohn Ernst 
englische Schulen besuchte. 1863 kehrte 
die Familie nach Deutschland zurück. 

Deutsche Renaissance 
An der Universität Heidelberg hielt der 
Vater Vorlesungen und der Sohn studier-
te. Später wechselte der Junior an das 
Polytechnikum in Karlsruhe, die Berliner 
Bauakademie und École des Beaux Arts zu 
Paris. Er war mit der Architekturgeschich-
te sowie mit allen Kunst- und Baustilen 
bestens vertraut und eröffnete 1877 zu-
sammen mit Paul Stegmüller ein „Atelier 

für Kunstgewerbe“. Zwei Jahre später 
gründeten die beiden mit anderen den 
Verein Berliner Architektenverein (VBA), 
eine Abspaltung des Architekten- und In-
genieur-Vereins zu Berlin, die den Stand-
punkten der Freiberufler gegenüber de-
nen der Baubeamtenschaft mehr Gehör 
verschaffen sollte.  

1880 bekamen die beiden Partner vom 
damaligen Herzog von Sachsen-Alten-
burg, Ernst I., den Auftrag für den Bau des 
Neuen Schlosses Hummelshain. Das 1885 
fertiggestellte Jagd- und Residenzschloss 
bei Kahla in Ostthüringen machte Ihne 
schlagartig bekannt. Es folgten in Berlin 
die Einrichtung für das Café Keck, das 
Wohn- und Geschäftshaus Schwartz mit 
einer neuartigen Eckhauskneipe, die viele 
Nachahmer fand, und mehrere Villen um 

Berlin sowie in Halberstadt, Gleiwitz und 
Leipzig. 1886 folgte die Trennung von sei-
nem Partner. 

Neobarock
Parallel übernahm er den ersten Auftrag 
für die Hohenzollern. Ihne gestaltete das 
Offizierskasino des Leib-Garde-Husaren-
Regiments in Potsdam. Dessen Komman-
deur war seit 1885 der spätere Kaiser Wil-
helm II., der sich mit der Besteigung des 
Thrones 1888 zum Chef des Regiments 
ernannte. Das Kasino gedieh zum Voll-
treffer. Wilhelm und dessen Eltern waren 
begeistert. In der Regierungszeit Fried-
richs  III. am 24.  Mai 1888 wurde der 
Künstler königlich preußischer Hofarchi-
tekt. Friedrich III. und seine Ehefrau Vic-
toria sorgten für Aufträge. Nach dem Tod 
Friedrichs  III. waren Kaiserin Friedrich 
und der neue Kaiser Wilhelm  II. seine 
wichtigsten Förderer.

Ihne gestaltete den Weißen Saal des 
Berliner Stadtschlosses neu, schuf den 
Neuen Marstall, das Kaiser-Friedrich- 
Museum, das heutige Bode-Museum, das 
Palais Arnim als Sitz der Akademie der 
Künste, die Staatsbibliothek Unter den 
Linden und die ersten Institutsgebäude 
für die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft. Zwi-
schendurch gab es auch immer wieder 
Bauten außerhalb Berlins. Der Hofarchi-
tekt war gefragt. 

Englischer Landhausstil
Nach dem Schloss Friedrichshof bei 
Kronberg im Taunus für Kaiserin Fried-
rich realisierte er verschiedene Landhäu-
ser für Bankiers, das Gutshaus Hemmel-
mark bei Eckernförde für den Prinzen 
Heinrich, die Villa Böttinger in Elberfeld, 
die Villa Born in Frankfurt am Main, die 
Villa Guillaume in Köln, den Kaiserbahn-
hof in Potsdam sowie den Kavalierspalast 
im oberschlesischen Neudeck. Vom riesi-
gen Schlosskomplex des Adelsgeschlech-
tes Henckel von Donnersmarck in Neu-
deck blieb nach den Zerstörungen von 
1945 allein der Kavalierspalast von Ihne 
erhalten. Er gilt jetzt als Kleinod der 
schlesischen Architekturgeschichte. 

Ihne fand auch Zeit für einen Bau in 
Dessau. Dort entstand 1896 bis 1898 die 

Villa Meinert im Stil des Historismus. Sie 
zeigt das goldene Händchen des begnade-
ten Architekten bei Stilvermischungen. 
Das Spektrum reicht von anglisierender 
Spätgotik bis zur Neorenaissance. Der 
Bau beherbergt heute das Seniorenheim 
Krötenhof.

Ihnes Wirken sorgte für Anerkennung 
über die Ernennung zum Hofarchitekten 
und Erhebung in den erblichen Adels-
stand hinaus. Er wurde 1896 Geheimer 
Oberhofbaurat, 1912 Wirklicher Geheimer 
Oberhofbaurat, 1913 Träger der Großen 
Goldenen Medaille für Kunst und 1914 Ex-
cellenz. Trotzdem bewahrte der Aufstei-
ger im persönlichen Umgang mit Zeitge-
nossen eine demonstrative Bescheiden-
heit und Zurückhaltung.

Nach dem Ausbruch des Ersten Welt-
krieges waren weniger Ihnes Prachtbau-
ten als Waffen gefragt. Noch vor dem En-
de des Krieges, am 21. April 1917, starb 
Ihne in Berlin. Seine letzte Ruhestätte 
fand er in der Berliner St.-Hedwigs-Ka-
thedrale.
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Neben dem Neuen Marstall und der Staatsbibliothek Berlin eines der bekanntesten Bauwerke Ernst von Ihnes: Das Bode-Museum 
an der Spitze der Museumsinsel Foto: Thomas Wolf/Wikimedia

Peter Ulrich Weiß: 
„Deutsche Zentralar-
chive in den System-
umbrüchen nach 1933 
und 1945“, Wallstein 
Verlag, Göttingen 2022, 
gebunden, 584 Seiten, 
48 Euro

Ernst Ihne um die Jahrhundertwende
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VON EBERHARD STRAUB 

D ie Verbindung zwischen Ös-
terreich und Preußen, beglei-
tet von einer allgemeinen 
Konsolidation aller noch übri-

gen Kräfte Deutschlands, dieses höchst 
deutsche und zugleich höchst europäi-
sche Staatsprojekt ist das einzige Mittel, 
den Untergang der Unabhängigkeit von 
Europa als Folge jener scheußlichen Re-
volution zu verhindern.“ Mit diesem 
Grundsatz machte der in Breslau gebore-
ne Spross einer preußischen Beamtenfa-
milie Friedrich von Gentz 1802 in Dres-
den den österreichischen Gesandten, den 
Grafen Clemens Wenzel von Metternich, 
vertraut, der anschließend bis 1805 in Ber-
lin in diesem Sinne für eine Allianz der 
beiden deutschen Großmächte warb. 

Gentz wurde später der engste Mitar-
beiter, ja fast ein Freund des nach dem Sieg 
über Napoleon in den Fürstenstand erho-
benen und zum Staatskanzler ernannten 
Metternich, der in Koblenz vor einem 
Vierteljahrtausend, am 15. Mai 1773, gebo-
ren wurde. Beide zusammen verkörperten 
den friedlich-freundlichen Dualismus, den 
sie als Voraussetzung für die Ordnung der 
deutschen Verhältnisse und der Ruhe in 
Europa ansahen. Der angeblich undeut-
sche Reichsaristokrat sah in einer solchen 
Politik seine deutsche Aufgabe, überhaupt 
den deutschen Beruf Preußens und Öster-
reichs, in der Mitte Europas gelegen. Dar-
an hielt er bis zu seinem Tode fest.

Einvernehmen mit Preußen
Im Krimkrieg, während des von England 
und Frankreich geplanten Versuchs, das 
europäische Staatensystem umzustürzen 
und Russland auf ein Großfürstentum 
Moskau zu beschränken, hat er eindring-
lich an die deutsche Mitteleuropapolitik 
erinnert. Er empfahl eine Politik des Zu-
wartens auf freiem Standpunkt, die es den 
Staaten der Mitte erlaube, die Rolle des 
besonnenen Schiedsrichters zu überneh-
men. „Deutschland kann den Ausgang des 
Krieges bestimmen, wenn seine Groß-
mächte einig sind und gemeinsam han-
deln. Die Gelegenheit ist gekommen und 
die Notwendigkeit vorhanden, Europa 
den Beweis zu liefern, dass im Deutschen 
Bund die Kraft liegt, das europäische 
Gleichgewicht nach allen Seiten zu wah-
ren.“ Der von Österreich und Preußen ge-
führte Deutsche Bund erschien ihm wie 
„die Rettungsarche Europas“, von der aus 
„mit einer Masse von 76 Millionen Men-
schen“ dem Westen wie dem Osten ein 
Veto zugerufen werden muss, dass nie-
mand ungestraft überhören kann. 

Immerhin war es der Neutralität des 
Deutschen Bundes zu verdanken, dass der 
Krimkrieg ein lokales Ärgernis blieb, und 
sich nicht zu einem großen, den gesamten 
Kontinent, gar die Welt erschütternden 
Krieg entwickelte.

Zur „allgemeinen Konsolidation“ in 
Europa kam es auf dem Wiener Kongress 
1814/15. Dort fand das Konzept einer star-
ken Mitte Europas die Billigung der euro-
päischen Mächte, vor allem Englands. Der 
preußische Staatskanzler Karl August von 
Hardenberg rief poetisch beschwingt im 
November 1814 Metternich zu: „Es horst 
auf derselben Rieseneiche / der Doppel-
adler und der Schwarze Aar.“ 

Nach den Erfahrungen in den Kriegen 
von 1792 bis 1815 mit den revolutionären 
Franzosen, die aus der Geschichte Geo-
graphie in Bewegung gemacht hatten, 
Staaten auflösend, gründend und Gren-
zen ununterbrochen verändernd, waren 
sich beide einig darin, dass Europa eine 
starke Mitte brauche. Einen Einheitsstaat 
mit seinem Gewicht verwarfen sie. Beide 

misstrauten dem neuen, revolutionären 
Nationalismus, weil völlig unangebracht 
für den Frieden in Europa, und dessen 
Herz, nämlich Mitteleuropa. Nicht Ein-
heit, sondern Einigkeit unter den deut-
schen Staaten war ihr Ziel, gewährleistet 
von den beiden deutschen Großmächten, 
die umsichtig das übrige Deutschland 
führten und vor Eingriffen der Flügel-
mächte Frankreich und Russland in ihre 
inneren Angelegenheiten schützte.

Das Selbstbestimmungsrecht der Völ-
ker erschien Metternich eine für Europa 
unbrauchbare Idee zu sein, die nur Unru-
he und Unzufriedenheit bewirken könne 
und vor allem die Mitte Europas in Un-
ordnung stürzen müsse, von deren Ruhe 
und guter Ordnung das allgemeine 
Gleichgewicht abhinge. Deutschland und 
Italien galten ihm nur als geographische 
Begriffe oder wunderbar ausgestattete 
Kulturräume mit einem starken österrei-
chischen Einfluss. Sie waren auf jeweilige 
Gleichgewichte in ihrer Staatenwelt an-
gewiesen, um das gesamteuropäische 
Gleichgewicht zu ermöglichen. 

Die beiden großen Kulturnationen – 
Deutschland und Italien – verliehen einem 
Mitteleuropa von Lübeck bis Palermo eine 
kulturelle Legitimation, die, wie Metter-
nich hoffte, manche politische Beschrän-
kungen kompensieren könne. Das Pro-
gramm der concordia, der Eintracht unter 
den deutschen und italienischen Staaten, 
in Anlehnung an die beiden deutschen 
Großmächte, dehnte Metternich auf das 

Konzert der fünf leitenden Großmächte 
aus. Gerade Österreich und Preußen, de-
ren Existenz von der Ruhe in Mitteleuropa 
abhing, konnten deshalb zusammen mit 
dem Deutschen Bund und in Übereinstim-
mung mit der italienischen Staatenwelt 
dafür sorgen, dass nicht der übertriebene 
Egoismus einer Großmacht oder der auf-
geregte Ehrgeiz von kleinen Völkern, sich 
zur Nation zu bilden, die notwendige Staa-
tensympathie empfindlich störte.

Eindämmung der Flügelmächte
In einem System von fünf Mächten 
kommt es darauf an, sich im Einverständ-
nis mit einem Dritten zu befinden, um 
stets mögliche Einsprüche erfolgreich ab-
wehren zu können, sofern es nicht gelang, 
Einmütigkeit herzustellen. Gerade die 
beiden Mittelmächte Österreich und 
Preußen, stets in Gefahr vom Westen wie 
vom Osten unter Druck gesetzt zu wer-
den, waren im Sinne Metternichs auf eine 
maßvolle Politik angewiesen, zu der ihr 
treuer Zusammenhalt die anderen Staa-
ten aufforderte. Veränderungen waren 
keineswegs ausgeschlossen, weil die Ge-
schichte, das Leben, immer in Bewegung 
ist. Erhalten hieß in seinem Verständnis, 
gehen, nicht stehenbleiben. „Außer den 
Grundsätzen bleibt auf der Welt nichts 
stehen: zwischen dem Stehenbleiben auf 
den Grundsätzen und dem Gehen dort, 
wo es deren Anwendung gilt, liegt eine 
tiefe Kluft“, wie er 1854 bemerkte. Öster-
reich, Preußen und der Deutsche Bund 

verfügten über ein ausschlaggebendes 
Gewicht, wenn sie einträchtig beisam-
menblieben, und seien unersetzlich für 
die salus publica Europae, für das allge-
meine Wohl. Sie seien die erhaltenden 
Kräfte und müssten ihre Pflicht darin er-
kennen, andere zu mahnen, mit Rücksicht 
auf die Stabilität nicht allzu forsch auf 
Neuerungen aus zu sein. Die Bewegung 
nähre sich aus ihrer eigenen Dynamik, vo-
rangetrieben von Ideen und Ideologien 
Die Ruhe fordere eine besondere Pflege.

Von Ideenpolitik oder dem Konzert 
der Mächte als Wertegemeinschaft hielt 
Metternich nichts. Ihn störten, wie er oft 
beteuerte, die breiten, dehnbaren Worte, 
wie die Zivilisation, die Fortschritte, die 
Menschenrechte, das europäische Interes-
se, die sich mit allen möglichen Absichten 
verbinden lassen, um eigene Interessen 
moralisch zu verbrämen und andere zu 
täuschen oder zu diskreditieren, die an 
konkrete Missverständnisse und deren 
Auflösung denken, denen es um die Sache 
selbst geht und nicht um weite Perspekti-
ven, Erweiterung der Horizonte und ande-
re Gemütsergötzlichkeiten der sogenann-
ten Gestalter einer schöneren Zukunft. Er 
war ein Feind von jedem Pathos, mit dem 
Engländer und Franzosen gerne ihre prak-
tischen Zwecke umhüllten, um ihnen eine 
erhabene Würde zu verleihen; er begriff 
sich als die verkörperte Prosa. 

Der Wiener Kongress, nicht zuletzt 
Metternichs Werk, das Werk unaufgereg-
ter Staatvernunft, ermöglichte einen Frie-

den, der schlecht und recht hundert Jahre 
bis zum Ersten Weltkrieg dauerte. Das 
spricht für die Einsicht und die Bereit-
schaft aller nach 23 Jahren Krieg, sich zu 
verständigen und in Metternichs Überle-
gungen zu einer starken Mitte Europas 
eine Bedingung für die europäische Stabi-
lität zu erkennen.

Ablehnung von Ideologisierung
Die spätere nationale Einigung der Deut-
schen und Italiener, von Metternich nicht 
vorgesehen, hob die Wiener Ordnung 
nicht grundsätzlich auf. Denn Bismarck, 
der Schüler Metternichs, verbündete das 
Deutsche Reich, das saturiert an keine Er-
weiterung dachte, sofort mit Österreich-
Ungarn, Italien kam hinzu, sodass eine 
starke übernationale Mitte, nur anders 
organisiert, an die Stelle der früheren trat, 
immer bemüht mit Russland in gutem 
Einvernehmen zu stehen. 

Russland blieb ein Teil Europas. Doch 
Metternich gab sich nie Illusionen darü-
ber hin, in dieser miserablen Zeit ideolo-
gischer Wirklichkeitsverluste die umfas-
sende Katastrophe nur hinauszögern zu 
können. „Mein geheimster Gedanke ist, 
dass das alte Europa am Anfang seines En-
des ist. Ich werde, entschlossen mit ihm 
unterzugehen, meine Pflicht zu tun wis-
sen. Das neue Europa ist andrerseits noch 
im Werden; zwischen Ende und Anfang 
wird es ein Chaos geben.“

Das Ende vollzog sich dramatisch im 
Großen Krieg ab 1914, der sich zum Welt-
krieg erweiterte und wie einst der Krieg 
der französischen Revolutionäre als ein 
Kulturkampf geführt wurde, in dem der 
Westen auf die Hilfe des Ostens angewie-
sen war in der Absicht, die Mittelmächte 
als Feinde der Zivilisation, der Freiheit, 
der Demokratie und der Menschenrechte 
niederzuringen. Ein Kompromiss mit 
dem totalen Feind war nicht mehr mög-
lich. Der Krieg wurde zur Strafaktion, den 
Gerechte gegen Unrechte und Feinde des 
Menschengeschlechtes führten. Seit über 
hundert Jahren ist es zu keinem Frieden 
mehr gekommen und damit zu keiner 
Ordnung, ob in Europa oder in der Welt, 
trotz Beschwörungen von Friedenspro-
jekten und einer auf Regeln basierten 
Weltordnung, in der allerdings eine Su-
permacht und nicht ein Konzert der 
Mächte die Regeln bestimmt und über 
deren Verletzung entscheidet.

Im 20. Jahrhundert wurden übernatio-
nale Reiche wie die Donaumonarchie und 
das Osmanische Reich zerschlagen, das 
Deutsche Reich aufgeteilt, und Russland 
stand mit dem Beginn der Revolution vor 
seinem Zerfall. Es erholte sich wieder, 
wurde jedoch nie mehr bis auf wenige, kur-
ze Unterbrechungen als Teil Europas be-
handelt, das ohne diese klassische Groß-
macht nie zur Ruhe findet. Eine starke 
Mitte in Europa gibt es nicht mehr. Die 
Balkanisierung Europas hat in der Mitte 
ein Vakuum geschaffen. Das Chaos, von 
dem Metternich gesprochen hat, ist einge-
treten. Es ist gar nicht abzusehen, wann 
sich aus ihm eine neue Ordnung ergeben 
kann, die dem Auftrag Metternichs und 
der Wiener Friedenstifter folgt: Schaffe 
den Dingen Dauer. Denn der Friede ist, wie 
er meinte, die Ruhe der Ordnung, ohne sie 
ist er nur ein verlarvter Krieg.

Clemens Wenzel von Metternich: Gemälde von Thomas Lawrence aus der ersten Hälfte der 1820er Jahre 

GESCHICHTE & PREUSSEN

Vertreter einer starken Mitte Europas
Vor einem Vierteljahrtausend wurde der österreichische Staatskanzler und Präsident des Wiener Kongresses Clemens Wenzel 
von Metternich geboren. Im Krimkrieg zwischen Ost und West empfahl er eine Politik des Zuwartens auf freiem Standpunkt
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b Dr. Eberhard Straub ist Historiker 
und Publizist. Zu seinen Werken gehören 
„Zur Tyrannei der Werte“ (2010), „Wag-
ner und Verdi. Zwei Europäer im 19. Jahr-
hundert“ (2012) sowie „Der Wiener Kon-
gress. Das große Fest und die Neuord-
nung Europas“ (2014, jeweils bei Klett-
Cotta).  
www.eberhard-straub.de
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VON WOLFGANG KAUFMANN

O hne Lebensmittel sind wir 
alle dem Hungertod geweiht. 
Insofern hatte der ehemalige 
US-Außenminister Henry 

Kissinger vollkommen Recht, als er 1974 
schrieb: „Wer die Nahrung kontrolliert, 
kontrolliert die Menschen.“ Das gilt schon 
seit Anbeginn der Geschichte. Nahrungs-
entzug ist genauso wirksam wie der Ein-
satz von Waffen, wenn es darum geht, den 
Gegner auszulöschen. 

So berichtet schon Homers „Ilias“ von 
der griechischen Belagerung von Troja, 
welche dem Zweck diente, die feindliche 
Stadt auszuhungern. Beispiele aus jünge-
rer Zeit sind die Seeblockade Deutsch-
lands im Ersten Weltkrieg und danach 
sowie die 500 Tage währende Einkesse-
lung Leningrads während des Zweiten 
Weltkriegs. Im letzteren Falle starb eine 
Million Menschen – mehr als durch die 
Bomben auf Hamburg, Dresden, Tokio, 
Hiroshima und Nagasaki zusammen.

Dazu kam der Einsatz der Massenver-
nichtungswaffe Hunger gegen uner-
wünschte oder „rebellische“ Teile der 
Bevölkerung im eigenen Machtbereich. 
Auf diesem Gebiet dominierte anfangs 
Großbritannien. Davon zeugen unter an-
deren die Große Hungersnot in Irland 
von 1845 bis 1849 sowie die nahezu paral-
lele Hungerkatastrophe in Schottland 
von 1846 bis 1856 und die ständig wieder-
kehrenden tödlichen Hungerphasen in 
der Kronkolonie Indien. In allen Fällen 
waren nicht Missernten oder Ähnliches 
die Ursache, wie oft behauptet wird, son-
dern die bewusste Unterlassung von 
Hilfsmaßnahmen.

Milliardenschwere Investoren
Übertroffen wurde die britische Grau-
samkeit lediglich noch von der Barbarei 
der kommunistischen beziehungsweise 
maoistischen Führer in der Sowjetunion 
und China. Dort starben insgesamt wohl 
um die 80 Millionen Menschen aufgrund 
wiederholter, von den Regierenden be-
wusst herbeigeführter Nahrungsverknap-
pungen.

Im 21. Jahrhundert kommt die Redu-
zierung des Lebensmittelangebotes da-
hingegen nun deutlich subtiler daher, 
wobei die Folgen aber ebenfalls drama-
tisch sind. Jetzt droht nicht weniger als 
die Ablösung aller natürlichen, gesunden 
und relativ leicht herzustellenden Nah-
rungsmittel durch synthetische, indust-
riell erzeugte und zugleich patentierte 
Produkte – auf den Markt geworfen von 
wenigen, global agierenden Großkonzer-
nen, die dann auch die Preise nach Gut-
dünken festlegen können. 

Als Begründung hierfür muss in aller 
Regel der Kampf gegen den angeblich 
menschengemachten Klimawandel her-
halten, wie es beispielsweise in einem 
Arbeitspapier des von der US-Regierung 
kontrollierten Board for International 

Food and Agricultural Development 
(BIFAD) mit dem Titel „Systemische Lö-
sungen für die Landwirtschaft und Le-
bensmittelwirtschaft zwecks Bewältigung 
des Klimawandels“ angeregt wird. Dabei 
dominieren derzeit sechs Strategien zur 
Umsetzung solcher „Lösungen“.

Derzeit laufen Bemühungen, zukünf-
tig verstärkt pulverisierte Insekten als 
Nahrungsmittel in Umlauf zu bringen, 
wobei diese vorwiegend aus Produkti-
onsstätten stammen, in denen reichlich 
Kapital von Investmentgiganten und 
„philanthropischen“ Milliardären steckt. 
Gleichzeitig findet eine groß angelegte 
und konzertierte Dämonisierung kon-
ventionell hergestellter Nahrungsmittel 
statt, welche man wahlweise als unge-
sund oder „klimaschädlich“ verleumdet 
– allen voran Fleisch und andere tieri-
sche Erzeugnisse. 

Daneben überfluten die Großkonzer-
ne und Kapitalanleger den Markt mit Er-
satzprodukten, deren Nährwert und ge-

sundheitliche Unbedenklichkeit äußerst 
umstritten sind, was insbesondere für 
synthetische Lebensmittel aus der Retor-
te gilt.

Des Weiteren werden Nutzpflanzen 
systematisch genmanipuliert, um sie ge-
gen Schädlinge zu wappnen und höhere 
Erträge zu erzielen. Allerdings hat dieser 
Eingriff in das Erbgut auch negative Kon-
sequenzen: Hierdurch entstehen umwelt-
schädliche Monokulturen, welche die na-
türlichen Sorten verdrängen, während die 
Preise für das Designer-Saatgut unabläs-
sig klettern. Zudem arbeiten einige Phar-
maunternehmen jetzt an mRNA-Impfun-
gen für Nutztiere. 

New York City prescht vor
Die sollen die bisherigen Antibiotika-Ga-
ben ersetzen, führen jedoch dazu, dass 
mRNA in die menschliche Nahrungskette 
gelangt. Dabei stehen die wie bei den Co-
vid-19-Impfungen extrem beschleunigten 
Zulassungsverfahren kurz vor dem Ab-

schluss. So sollen im August 2023 im aus-
tralischen Bundesstaat New South Wales 
erstmals mRNA-Vakzine bei Zuchtvieh 
zum Einsatz kommen. 

Schließlich wäre da noch die Entwick-
lung von sogenannten Bioengineered 
Spores. Das sind speziell „konstruierte“ 
Mikroorganismen, die jedem landwirt-
schaftlichen Erzeugnis beigemischt wer-
den können. Sie ermöglichen es, den Weg 
eines Nahrungsmittels vom Produzenten 
bis zum Verbraucher nachzuverfolgen, 
was der „Optimierung der globalen Lie-
ferketten“ dienen soll. Gleichzeitig eröff-
net der „Mikroben-Barcode“ aber auch 
der Überwachung Tür und Tor.

Seit 2021 häufen sich übrigens uner-
klärliche Brände, Giftunfälle und andere 
Havarien in konventionellen Agrarbetrie-
ben ebenso wie Hackerangriffe, die zum 
Beispiel Lüftungsanlagen in Ställen lahm-
legen. Unter dem Vorwand des Kampfes 
gegen den Klimawandel tobt also allem 
Anschein nach ein teilweise offener und 

teilweise verdeckter Krieg gegen gewach-
sene Strukturen in der Landwirtschaft 
und Nahrungsmittelversorgung. Wie des-
sen nächstes Schlachtfeld aussehen könn-
te, zeigt das Beispiel New York City. Dort 
plant die Stadtverwaltung, die durch die 
Ernährung der Einwohner verursachten 
Kohlendioxid-Emissionen bis zum Jahr 
2032 um ein Drittel zu reduzieren. Zu die-
sem Zweck will sie gemeinsam mit der 
Kreditkartenfirma American Express 
sämtliche Daten zu den individuellen Le-
bensmittelkäufen der Bürger auswerten. 

Der sich hieran anschließende Schritt 
wäre dann logischerweise die Festlegung 
eines persönlichen CO₂-Budgets auf dem 
Gebiet der Ernährung, bei dessen Über-
schreitung weitere Einkäufe „klima-
schädlicher“ Produkte sanktioniert wür-
den. Dieses Modell funktioniert aller-
dings nur im Falle der kompletten Ab-
schaffung des Bargeldes. Aber daran ar-
beiten Lobbyisten bekanntlich auch mit 
voller Vehemenz.
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Der kolumbianische Drogenbaron Pablo 
Emilio Escobar Gaviria alias „El Patrón“ 
stand lange an der Spitze des Medellín-
Kartells, das unter seiner Führung Gewin-
ne von durchschnittlich 420 Millionen 
US-Dollar pro Woche „erwirtschaftete“. 
Deshalb konnte sich Escobar Extravagan-
zen aller Art leisten. Hierzu gehörte der 
kostenintensive Ausbau der Hacienda Los 
Nápoles in der Nähe von Puerto Triunfo 
am Río Magdalena. 

So ließ der Drogenbaron auf dem 3000 
Hektar großen Gelände unter anderem 
einen privaten Zoo errichten. In diesem 
lebten aus aller Welt eingeflogene Tiger, 
Giraffen, Elefanten, Nashörner, Zebras 

und Kamele sowie ab Anfang der 1980er 
Jahre dann auch vier Flusspferde.

Nach Escobars Tod bei einer Razzia 
im Dezember 1993 beschlagnahmte der 
kolumbianische Staat die Besitztümer 
des Kartellchefs und siedelte die Tiere in 
reguläre Zoos um. Nur die anderthalb 
Tonnen schweren, ziemlich aggressiven 
„Kokain-Nilpferde“ blieben zurück und 
vermehrten sich nachfolgend stark. 2012 
zählte man bereits 35 dieser Paarhufer, 
und nun liegt deren Zahl bei rund 150. 
Außerdem eroberten sie ein immer grö-
ßeres Terrain. Eines der Flusspferde wur-
de kürzlich sogar 370 Kilometer nördlich 
von Puerto Triunfo gesichtet. Experten 

schätzen die aktuelle Größe des Verbrei-
tungsgebietes von Escobars ehemaligen 
Statussymbolen auf 2000 bis 13.500 Qua-
dratkilometer.

Gefahr für einheimische Arten
Und damit stellen die Großsäuger jetzt 
eine invasive Art dar, welche zur ernsthaf-
ten Gefahr für die Umwelt in Kolumbien 
geworden ist. Das resultiert vor allem aus 
zwei Faktoren: Zum einen macht ihr Kot 
die Gewässer deutlich nährstoffreicher, 
sodass es zur Algenblüte mit nachfol-
gendem Fischsterben kommt. Zum an-
deren drohen die eigentlich in Afrika 
beheimateten Exemplare der Gattung 

Hippopotamus im Falle weiterer Wande-
rungen geschützte einheimische Arten 
wie die auch in Flüssen vorkommenden 
Seekühe zu verdrängen. 

Deshalb rieten Fachleute schon vor 
20 Jahren zur Auslöschung der Fluss-
pferd-Population in Kolumbien, was er-
fordert hätte, mindestens 30 Tiere pro 
Jahr zu erschießen. Das unterblieb jedoch 
aufgrund wütender Proteste der Bevölke-
rung, die nicht zuletzt daraus resultierten, 
dass die Hippos zu einer Touristenattrak-
tion geworden waren.

Als Alternative versuchten die kolum-
bianischen Behörden, die vorhandenen 
Bullen zu kastrieren, was aber in lediglich 

vier Fällen gelang. Somit blieb letztlich 
nur noch die Suche nach geeigneten Tier-
parks, welche jedoch ebenfalls wenig er-
folgreich verlief. Außerdem kündigte die 
neue Ministerin für Umwelt und nachhal-
tige Entwicklung, María Susana Muhamad 
González von der linken Partei Colombia 
Humana, im Januar dieses Jahres an, dem 
Schutz sämtlicher Tierarten Kolumbiens 
ab sofort oberste Priorität einzuräumen. 
Aus diesem Grunde ist momentan völlig 
offen, wie es mit den „Kokain-Nilpferden“ 
weitergehen soll. Auf jeden Fall können 
sie sich jetzt erst einmal ungestört weiter 
vermehren und so eventuell für immer in 
Südamerika heimisch werden.  W.K.

ÖKOLOGIE

Die „Kokain-Nilpferde“ des Patrón erobern Kolumbien
Die Tiere aus dem einstigen Privatzoo von Drogenbaron Pablo Escobar sind in die Natur entwichen und vermehren sich prächtig

Als „Klimasünder“ am Pranger: Rindvieh gilt wegen seiner Fürze als „Treibhausgas“-Emittent Foto: pa

Wie unser Essen zum Instrument  
kleiner, mächtiger Kreise wird

Künstliche, patentierte Produkte verdrängen zunehmend konventionelle Agrarprodukte. Als 
Rechtfertigung muss neuerdings vor allem der „Kampf gegen den Klimawandel“ herhalten



VON DAWID KAZANSKI

D ie Straßenbrücke der ungari-
schen Aufständischen von 
1956, wie sie genannt wurde, 
welche die Limanowskiego-

Straße mit dem Bema-Kreisverkehr ver-
bindet, ist zweifelsohne eines der strate-
gisch wichtigen Bauwerke der Stadt. Al-
lerdings befindet sie sich seit etwa zehn 
Jahren in einem schlechten baulichen 
Zustand. 

Im nördlichen Teil von Allenstein ge-
legene Siedlungen wie Zatorze und 
Podleśna sind durch zwei Verkehrseng-
pässe mit den restlichen Stadtteilen ver-
bunden: Der erste ist der Kreisverkehr an 
der Artyleryjska-Straße, der zweite die 
bereits erwähnte Brücke der ungarischen 
Aufständischen. Seit Jahren wird über 
den Bau einer weiteren Überführung 
über die Bahnlinie gesprochen, aber das 
Bauwerk scheint eher eine urbane Le-
gende als ein echtes Bauvorhaben zu 
sein, denn es gibt bislang keine Pläne für 
den Bau einer neuen Überführung in den 
kommenden Jahren. 

Alle, die nördlich der Bahnlinie woh-
nen, sowohl die Bewohner des nördli-
chen Allensteins als auch die Einwohner 
von Diwitten, Kieslinen oder Wadang, 
die ins Allensteiner Stadtzentrum gelan-
gen wollen, müssen sich durch die bei-
den Verkehrsengpässe quetschen, von 
denen einer, nämlich die Brücke, seit 
über einem Jahrzehnt nur bedingt für 
den Verkehr freigegeben ist. Der techni-
sche Zustand der Verkehrsüberführung 
lässt sowohl aus Sicht der Straßenbauin-
genieure als auch aus Sicht der Polni-
schen Staatsbahnen zu wünschen übrig. 

Eine Katastrophe bahnt sich an
In der Konstruktion der Brücke sind tiefe 
Brüche zu erkennen, welche die Tragfä-
higkeit des Bauwerks verringern und in 
der Folge sogar zu einer Verkehrskatas-
trophe führen könnten. Die Brücke in der 
Nähe des Allensteiner Hauptbahnhofs, 
die täglich von bis zu 25.000 Menschen 
überquert wird, ist ein wichtiger Ver-

kehrsweg für die Städter. Um die tatsäch-
lichen Gefahren und Risiken zu ermit-
teln, die mit der weiteren Nutzung des 
Bauwerks verbunden sind, gab die Stra-
ßen- und Verkehrsbehörde von Allenstein 
ein Gutachten über den technischen Zu-
stand der Brücke in Auftrag. 

Ende Juni wird die Stadt voraussicht-
lich die Ergebnisse erfahren. Es ist nicht 
auszuschließen, dass das Bauwerk auf-
grund seines schlechten Zustands und 
der Notwendigkeit einer Generalsanie-
rung plötzlich außer Betrieb genommen 
werden muss. Wie die Stadträtin Joanna 
Misiewicz betonte, sollte die Renovie-
rung der Brücke eine vorrangige Aufgabe 
für den Stadtmagistrat sein. „Bei dieser 
Gelegenheit sollten wir auch die Frage 
des Baus eines dritten Viadukts für Zator-
ze und andere Stadtteile im Norden der 

Stadt ansprechen. Eines ist sicher, die Re-
novierung ist notwendig, aber die Stadt-
gemeinde Allenstein kann sie sich derzeit 
nicht leisten. Vielleicht, wenn Polen Geld 
aus EU-Programmen erhält, werden wir 
das Thema aufgreifen, denn die Pläne für 
die Renovierung sind praktisch schon fer-
tig“, fügte die Stadträtin hinzu. 

Kein Geld für die Sanierung
Stadtrat Tomasz Głażewski forderte, die 
Brücke von Grund auf zu erneuern: „Die-
ser Stadtteil wächst ständig, und wir 
brauchen einen umfassenden Plan für 
den Ausbau dieses Viadukts, dessen Ka-
pazität deutlich erhöht werden muss. Der 
Verkehr kann nicht mehr so funktionie-
ren wie bisher, denn wenn die Bevölke-
rung der nördlichen Stadtteile wächst, 
werden sich immer mehr Staus bilden 

und die Stadt wird immer mehr lahmge-
legt.“ Stadtrat Mirosław Arczak forderte 
darüber hinaus Investitionen in den Aus-
bau der Verkehrsverbindungen: „Zatorze 
wächst und wird immer bevölkerungsrei-
cher, daher sollte die Stadt aus rein wirt-
schaftlicher Sicht in dieses Stadtviertel 
investieren. Derzeit leben hier rund 
25.000 Menschen, und es werden ständig 
neue Wohnungen gebaut. Mit Blick auf 
die Nachbarschaft können auch die Be-
wohner der Zeppelinsiedlung [Osiedle 
Sterowców] in der Gemeinde Diwitten 
als alltägliche Nutzer von Zatorze be-
trachtet werden ... Sollte uns dieses Via-
dukt eines Tages unangenehm überra-
schen, hätten wir es mit einer echten Ver-
kehrskatastrophe zu tun, für deren Repa-
ratur wir keine Haushaltsmittel zur Ver-
fügung haben werden.“
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Das monumentale Gebäude in der Vor-
städtischen Langgasse [Leninskij-Pro-
spekt 111-117] in Königsberg zählt zu den 
Kulturdenkmälern von regionaler Bedeu-
tung. In den Jahren 1895 bis 1896 wurde es 
erbaut und beherbergte vor dem Krieg die 
Direktion der Deutschen Reichsbahn. Das 
Gebäude war wie heute vierstöckig und 
wurde im Stil der Neorenaissance mit ei-
nem massiven Dach und zwei barocken 
Spitztürmen errichtet. Die Stuckfassade 
bestand aus einer Galerie von 21 Fenster-
öffnungen mit dekorativen Elementen. In 
der Mitte der vorderen Fassade befanden 
sich auf dem aufgesetzten Gesims zwei sit-
zenden Figuren aus Muschelgestein. Die 
Idee des Architekten war, dass sie die „Be-
wegung“ und die „Zeit“ darstellen sollten.

Das Gebäude wurde während des Zwei-
ten Weltkrieges stark beschädigt und nach 
1950 als Wohnhaus wiederaufgebaut. 
Nachdem die Vorstädtische Langgasse 

nach dem Krieg von Trümmern befreit 
worden war, kam als einziges Bauwerk das 
ehemalige Gebäude der Reichsbahndirek-
tion für die Wiederherstellung in Frage. 

Das Gebäude wurde von der Bauabteilung 
des Handelshafens wiederaufgebaut. Die 
Skulpturen auf dem Dach wurden im Zuge 
der Renovierungsarbeiten nicht vollstän-

dig restauriert, sondern lediglich der Kopf 
der links sitzenden weiblichen Skulptur 
wiederhergestellt.

Nun ist die Renovierung der Fassade ge-
rade abgeschlossen worden. Dieses Mal 
wurde auch die Skulptur vollständig restau-
riert. Im Herbst 2021 war sie für die Arbei-
ten entfernt worden. Die Vorbereitungen 
für die Wiederanbringung hat mehr als ein 
Jahr gedauert. Der Bürgersteig vor dem Ge-
bäude wurde gesperrt, da ein großer Kran 
eingesetzt werden musste, um das Skulptu-
renensemble auf das Dach zu hieven. Zuerst 
wurde der Sockel auf das Dach des Gebäu-
des gehoben, festgeklebt, und zuletzt wurde 
die Skulptur aufgesetzt. Die Skulpturen-
gruppe erhielt einen neuen Anstrich, eine 
neue Uhr wird noch in der Mitte des ange-
deuteten Rades  angebracht. Das architek-
tonische Gefüge der Stadt ist damit weitge-
hend auf sein historisches Erscheinungs-
bild zurückgegangen. Jurij Tschernyschew

KÖNIGSBERG

Alte Skulpturen erhielten eine Auffrischung
Erneuerungsarbeiten am Reichsbahndirektionsgebäude wurden vor Kurzem abgeschlossen

ALLENSTEIN

Gefahr durch eine marode Brücke
Neuen Stadtteilen droht, vom Zentrum abgeschnitten zu werden – Verantwortliche reden sich heraus

b MELDUNGEN

Urania-Bau 
wird teurer
Allenstein – Je größer ein Bauprojekt, 
desto eher kommt es zu Verspätungen, 
Preiserhöhungen und der ungelösten 
Frage eines Betreibers. Diese Erfahrung 
macht die Stadt Allenstein mit dem 
Neubau der Multifunktionshalle Ura-
nia. Der vorherige Kuppelbau wurde 
abgerissen, der neue, der auf den Tribü-
nen der Haupthalle 4000 Zuschauer, 
also doppelt so viel wie der alte, fassen 
kann, wächst so zügig, dass sich die 
Arbeiten inzwischen zum Großteil im 
Inneren abspielen. Dennoch verschiebt 
sich das Ende der Bauzeit von August 
auf Oktober, und auch die geplanten 
Kosten von umgerechnet 41 Millionen 
Euro werden weit überschritten. Wäh-
rend es mit der Baufirma eine Einigung 
gibt, sind die Gespräche mit einem zu-
künftigen Betreiber aus finanziellen 
Gründen gescheitert. Zu dessen Aufga-
ben gehören neben der Organisation 
von Sport- und Kulturereignissen auch 
die Verwaltung des Objekts, zu dem 
noch eine kleinere Halle und ein über-
dachter Eislaufplatz gehören. U.H.

Verzögerung 
beim Bahnhof
Allenstein – Anfang April waren die 
Abrissarbeiten am bisherigen Allenstei-
ner Hauptbahnhof abgeschlossen, das 
alte Gebäude ist bis auf ein großes, 
denkmalgeschütztes Mosaik, das im 
neuen Bau wieder seinen Platz finden 
wird, verschwunden. Die Arbeiten am 
Untergeschoss des neuen Bahnhofsge-
bäudes haben begonnen, doch länger 
als geplant, nämlich bis ins Jahr 2024 
hinein, finden Reisende die Schalter-
räume in zwei Containern am Rande 
der Baustelle. Ein Grund für die Verzö-
gerung ist der Ausbruch des Ukraine-
kriegs; außerdem muss trotz der Bau-
arbeiten der Betrieb des Bahnhofs auf-
rechterhalten werden. Die Arbeiter 
stießen beim Abriss auf verborgene 
Elemente aus Asbest, die in der Fassade 
des Bahnhofs verwendet worden waren 
und bei deren Entfernung besondere 
Vorsicht geboten war.  U.H.

Verfälschendes 
Geschichtsbild
Neidenburg – Zur Initiative der Stif-
tung der Tradition der Polnischen 
Streitkräfte für einen historischen 
Park „Masurische Spuren der Ge-
schichte“ auf dem Neidenburger 
Burgberg fand eine Konsultation mit 
den Einwohnern der Stadt statt. Die 
neue touristische Attraktion soll Gäs-
te Masurens an die Geschichte der 
Ureinwohner Masurens, der Prußen 
erinnern. Entlang eines Lehrpfads 
sollen sich über ein Dutzend Infor-
mationstafeln befinden. Dort soll je-
weils auch ein QR-Code angebracht 
werden. In der Begründung wird 
wahrheitswidrig  behauptet, dass die 
einzigen Autochthonen der Region 
die Prußen seien, die „sich in der Ge-
schichte der polnischen Staatlichkeit 
aufgelöst“ hätten. Diese Äußerung 
des Vorsitzenden der Stiftung, Adam 
Protasiuk, in einem Interview diskre-
ditiert das Projekt durch ein verfäl-
schendes Bild der Geschichte. U.H.

Brücke im nördlichen Allenstein: Die gefährlichen Risse sind überdeutlich sichtbar Foto: D.K.

Erstrahlen in neuem Glanz: Sitzende Frauenskulpturen Foto: J.T.
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ZUM 103. GEBURTSTAG
Voss, Gertrud, Kreisgemeinschaft 
Neidenburg, am 17. Mai

ZUM 101. GEBURTSTAG
Sareik, Hilde, geb. Niedzkowski, 
aus Rogallen, Kreis Lyck, am 
18. Mai

ZUM 100. GEBURTSTAG
Grzyb, Irmgard, geb. Pauleit, aus 
Hochdünen, Kreis Elchniederung, 
am 12. Mai
Schmidt, Elsbeth, geb. Lange, aus 
Bartenhof, Kreis Wehlau, am 
18. Mai

ZUM 99. GEBURTSTAG
Achenbach, Werner, aus Ebenro-
de, am 18. Mai
Behnert, Margot, geb. Scheffler, 
aus Neidenburg, am 15. Mai

ZUM 98. GEBURTSTAG
Jopp, Ewald, aus Soffen, Kreis 
Lyck, am 12. Mai
Kovscek, Jutta, geb. Janz, aus 
Bolzfelde, Kreis Elchniederung, 
am 15. Mai
Loh, Elsa, aus Keipern, Kreis Lyck, 
am 13. Mai

ZUM 97. GEBURTSTAG
Bruns, Erna, geb. Wieberneit, 
 aus Stradaunen, Kreis Lyck, am 
 17. Mai
Michaelis, Ursula, geb. Berger, 
aus Pillau, Kreis Fischhausen, am 
13. Mai
Rosinski, Christel, geb. Meyer, 
aus Birkenwalde, Kreis Lyck, am 
12. Mai
Unvericht, Kurt, aus Kuckernee-
se, Kreis Elchniederung, am 
16. Mai
Wirth, Walter, aus Simnau, Kreis 
Mohrungen, am 17. Mai
Woggon, Ruth, geb. Palluck, aus 
Grabnick, Kreis Lyck, am 13. Mai

ZUM 96. GEBURTSTAG
Rogge, Else, geb. Kannenberg, 
aus Treuburg, am 16. Mai
Tuma, Elli, geb. Rücklies, aus Im-
ten, Kreis Wehlau, am 14. Mai

ZUM 95. GEBURTSTAG
Brost, Günter, aus Seubersdorf, 
Kreis Mohrungen, am 17. Mai
Fröhlich, Bruno, aus Ortelsburg, 
am 12. Mai
Pantel, Anneliese, geb. Mahnke, 
aus Groß Arnsdorf, Kreis Mohrun-
gen, am 14. Mai
Pierlings, Luzie, geb. Szielenke-
witz, aus Willkassen, Kreis Treu-
burg, am 17. Mai
Scheffler, Ilse, aus Goldbach, 
Kreis Wehlau, am 13. Mai
Schmid, Ruth, geb. Nogga, aus 
Grünsee, Kreis Lyck, am 18. Mai
Steiner, Hanni, geb. Loeper, aus 
Schneiderende, Kreis Elchniede-
rung, am 15. Mai
Walter, Irmgard, geb. Barke-
nings, aus Ginkelsmittel, Kreis 
Elchniederung, am 15. Mai
Wenig, Anne-Eva, geb. Philipp, 
aus Kirschnehnen, Kreis Fischhau-
sen, am 13. Mai
Wiesner, Ruth, geb. Dormeyer, 
aus Borschimmen, Kreis Lyck, am 
16. Mai
Wotzke, Elisabeth, geb. Orgi-
nowski, aus Frischenau, Kreis 
Wehlau, am 14. Mai

ZUM 94. GEBURTSTAG
Benter, Margot, geb. Hoff, aus 
Friedrichsthal, Kreis Wehlau, am 
13. Mai

Blum, Christa, geb. Wieczorrek, 
aus Gelitten, Kreis Treuburg, am 
15. Mai
Buttler, Gerda, geb. Demski, aus 
Schwarzberge, Kreis Lyck, am 
15. Mai
Füseke, Elly, geb. Dohmann, aus 
Radomin, Kreis Neidenburg, am 
13. Mai
Rentzsch, Hildegard, geb. Hense-
leit, aus Ebenrode, am 14. Mai
Rintelen, Anne, geb. Stock, aus 
Loppöhnen, Kreis Fischhausen, 
am 18. Mai
Wienefeld, Christel, geb. Kullik, 
aus Lyck, Hindenburgstraße 22, 
am 12. Mai
Zniniewicz, Renate, geb. 
Schwarz, aus Kuppen, Kreis Moh-
rungen, am 17. Mai

ZUM 93. GEBURTSTAG
Brockmann, Edith, geb. Merchel, 
aus Kölmersdorf, Kreis Lyck, am 
15. Mai
Dempke, Melitta, geb. Döscher, 
Kreisgemeinschaft Wehlau, am 
14. Mai
Olbrisch, Waltraud, geb. Grab-
usch, aus Liebenberg, Kreis Or-
telsburg, am 13. Mai
Riedel, Helga, geb. Klein, aus 
Freundenfeld, Kreis Wehlau, am 
17. Mai
Schuppenies, Helmut, aus Par-
nehnen, Kreis Wehlau, am 18. Mai

ZUM 92. GEBURTSTAG
Arnold, Edith, geb. Szybalski, aus 
Griesen, Kreis Treuburg, am 
17. Mai
Dinges, Herta, geb. Gindler, aus 
Tutschen, Kreis Ebenrode, am 
12. Mai
Gräflich, Inge, geb. Meyer, aus 
Erlen, Kreis Elchniederung, am 
14. Mai
Lokowandt, Gerhard, aus Grab-
nick, Kreis Lyck, am 15. Mai
Przetak, Otto, aus Lindenort, 
Kreis Ortelsburg, am 16. Mai
Ramm, Gerda, geb. Aukthun, aus 
Grünhayn, Kreis Wehlau, am 
18. Mai
Rogowski, Helmut, aus Griesen, 
Kreis Treuburg, am 16. Mai
Steinert, Horst, aus Schodehnen, 
Kreis Mohrungen, am 15. Mai
Wachtel, Gundola, aus Ebenrode, 
am 14. Mai

ZUM 91. GEBURTSTAG
Bergsch, Anna, geb. Laniewski, 
aus Willuhnen, Kreis Neidenburg, 
am 17. Mai
Bernhard, Lydia, geb. Rattay, aus 
Rheinswein, Kreis Ortelsburg, am 
14. Mai
Braam, Christel, geb. Gorska, aus 
Alt Petersdorf, Kreis Neidenburg, 
am 15. Mai
Braunsberg, Otto, aus Martinshö-
he, Kreis Lyck, am 15. Mai
Drewes, Ruth, geb. Lask, aus Mai-
hof, Kreis Lyck, am 13. Mai
Kerinn, Irma, geb. Schwarz, aus 
Schützenort, Kreis Ebenrode, am 
12. Mai
Klatt, Ingrid, geb. Seidler, aus 
Halldorf, Kreis Treuburg, am 
16. Mai
Koriath, Gerhard, aus Baldeno-
fen, Kreis Neidenburg, am 12. Mai
Maerz, Frieda, geb. Schröter, aus 
Liebwalde, Kreis Mohrungen, am 
18. Mai
Paul, Anneliese, geb. Lindenau, 
aus Schirrau, Kreis Wehlau, am 
12. Mai
Rekowski, Erich, aus Rummau, 
Kreis Ortelsburg, am 17. Mai
Robl, Eva, geb. Kallweit, aus 
Schneckenmoor, Kreis Elchniede-
rung, am 15. Mai
Seidensticker, Helmut, aus Len-
zendorf, Kreis Lyck, am 13. Mai
Simmat, Helmut, aus Ortelsburg, 
am 14. Mai
Tubenthal, Barbara, geb. Kirsten, 
aus Treuburg, am 18. Mai

ZUM 90. GEBURTSTAG
Baumgarten, Waltraut, geb. Kul-
schewski, aus Plötzendorf, Kreis 
Lyck, am 17. Mai
Budischewski, Hans, aus Wiesen-
höhe, Kreis Treuburg, am 13. Mai

Gemmer, Ursula, geb. Siemund, 
aus Bürgerhuben, Kreis Elchniede-
rung, am 13. Mai
Henselewski, Kurt, aus Rundfließ, 
Kreis Lyck, am 15. Mai
Jakubeit, Gertrud, geb. Metschu-
lat, aus Klein Friedrichsgraben, 
Kreis Elchniederung, am 14. Mai
Kitzki, Ruth, geb. Lamowski, aus 
Seeheim, Kreis Lyck, am 16. Mai
Klupsch, Helga, geb. Bernhard, 
aus Pillau, Kreis Fischhausen, am 
16. Mai
Kotowski, Günther, aus Königs-
hagen, Kreis Neidenburg, am 
14. Mai
Krüger, Agnes, geb. Niekuski/
Bansleben, aus Krupinnen, Kreis 
Treuburg und aus Gollen, Kreis 
Lyck, am 16. Mai
Liedtke, Hermine, geb. Gersba-
cher, aus Groß Engelau, Kreis 
Wehlau, am 12. Mai
Olias, Wilhelm, aus Regeln, Kreis 
Lyck, am 17. Mai

ZUM 85. GEBURTSTAG
Borm, Hartmut, aus Argental, 
Kreis Elchniederung, am 18. Mai
Franzke, Doris, Landsmann-
schaft, Kreisgruppe Hof, am 
12. Mai
Fröhlich, Gottfried, aus Lenzen-
dorf, Kreis Lyck, am 15. Mai
Grunwald, Brigitte, geb. Kowal-
ski, aus Lilienfelde, Kreis Ortels-
burg, am 15. Mai
Krieger, Werner, aus Groß Allen-
dorf, Kreis Wehlau, am 13. Mai
Lask, Günter Richard, aus Mai-
hof, Kreis Lyck, am 17. Mai
Niedzwetzki, Ulrich, aus Nuß-
dorf, Kreis Treuburg, am 14. Mai
Opitz, Ursula, geb. Schroeder, 
aus Kattenau, Kreis Ebenrode, am 
14. Mai

Packhäuser, Maria, geb. Pecka, 
aus Stobingen, Kreis Wehlau, am 
16. Mai
Schäfer, Waltraut, geb. Glanert, 
aus Reinkental, Kreis Treuburg, am 
17. Mai
Scharnowski, Horst, aus Kandien, 
Kreis Neidenburg, am 16. Mai
Schönfeld, Wolfgang, aus Kallen, 
Kreis Fischhausen, am 16. Mai
Wennesz, Paul, Landsmann-
schaft, Gruppe Kassel, am 12. Mai

ZUM 80. GEBURTSTAG
Berger, Dr. Karin, geb. Butt- 
gereit, aus Königsberg, am  
13. Mai
Burbulla, Gerda, geb. Kempka, 
aus Montwitz, Kreis Ortelsburg, 
am 13. Mai
Cuno, Dr. Peter, aus Tapiau, Kreis 
Wehlau, am 16. Mai
Mahlmann, Anne-Dore, geb. Sta-
die, aus Eschenberg, Kreis Elch-
niederung, am 13. Mai
Mondry, Hubert, aus Alt Keykuth, 
Kreis Ortelsburg, am 18. Mai
Segl, Heidemarie, geb. Abel,  
aus Neumalken, Kreis Lyck, am  
17. Mai
Tiedtke, Hans, aus Stobingen, 
Kreis Wehlau, am 12. Mai
Wolf, Lilli, geb. Saborowski, aus 
Eichhorn, Kreis Treuburg, am 
17. Mai

ZUM 75. GEBURTSTAG
Hamacher, Gisela, geb. Weder, 
aus Schönrade, Kreis Wehlau, am 
14. Mai
Masuch, Karin, aus Erben, Kreis 
Ortelsburg, am 17. Mai
Sonnenberg, Sieglinde, geb. 
Grust, aus Sargensee, Kreis Treu-
burg, am 15. Mai

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine star-
ke Gemeinschaft, jetzt und 
auch in Zukunft. 

Die persönlichen Mitglieder 
kommen wenigstens alle drei 
Jahre zur Wahl eines Dele-
gierten zur Ostpreußischen 
Landesvertretung (OLV), der 
Mitgliederversammlung der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
zusammen. Jedes Mitglied hat 
das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre 

Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen.  
Sie werden regelmäßig über die 
Aktivitäten der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V. infor-
miert und erhalten Einladun-
gen zu Veranstaltungen und Se-
minaren der LO. Ihre Betreuung 
erfolgt direkt durch die Bundes-
geschäftsstelle in Hamburg. 

Der Jahresbeitrag beträgt zur-
zeit 60,- Euro. Den Aufnahme-
antrag können Sie bequem auf 

der Internetseite der Lands-
mannschaft – www.ostpreus-
sen.de – herunterladen. Bitte 
schicken Sie diesen per Post an: 

Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg

Auskünfte erhalten Sie unter 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Glückwünsche an: 

Angela Selke  
Telefon (040) 4140080 
E-Mail: selke@paz.de 

Wir gratulieren …

Zusendungen für die Ausgabe 21/2023

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten der 
Ausgabe 21/2023 (Erstverkaufstag 26. Mai) bis spätestens 
Dienstag, den 16. Mai, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: rinser@paz.de, Fax: (040) 41400850 oder postalisch: 
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg 

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimat“ abgedruckten 
Glückwünsche, Berichte 
und Ankündigungen werden 
auch ins Internet gestellt. 
Der Veröffentlichung kön-
nen Sie jederzeit widerspre-
chen. 
Landsmannschaft Ostpreu-
ßen e.V., Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

LO-Termine 2023

26. bis 28. Mai: 9. Sommer-
olympiade in Sensburg 
24. Juni: Ostpreußisches 
Sommerfest in Wuttrienen 
15. bis 17. September: Ge-
schichtsseminar in Helm- 
stedt 
7. Oktober: 26. Landestreffen 
Mecklenburg-Vorpommern 
in Neubrandenburg 
9. bis 15. Oktober: Werkwo-
che in Helmstedt 
7. und 8. Oktober: 14. 
Deutsch-Polnischer Kom-

munalpolitischer Kongress 
(geschlossener Teilnehmer-
kreis) in Allenstein 
10. November: Arbeitstagung 
der Landesgruppenvorsit-
zenden (geschlossener Teil-
nehmerkreis) in Wuppertal 
11. und 12. November: Ost-
preußische Landesvertre-
tung (geschlossener Teilneh-
merkreis) in Wuppertal 
Infos unter Telefon (040) 
41400826, Internet: www.ost-
preussen.de/lo/seminare.html

Seinen 90. Geburtstag

feiert am 13. Mai 2023

Erich Kerwien
aus Dowiaten, Kreis Angerburg
jetzt Tollweg 60, 04289 Leipzig

Alles Liebe und Gute,
beste Gesundheit wünschen

von Herzen
Deine Frau Brigitte

Deine Tochter Sabine
und Schwiegersohn Uwe

Deine Enkel Marcus und Clement

ANZEIGE

Forum Baltikum – Dittchenbühne e. V.

Drei Bildungsreisen stehen in 
diesem Jahr auf dem Programm 
des Elmshorner „Forum Baltikum 
– Dittchenbühne“: eine zweitägi-
ge Fahrt im August zu den Stör-
tebeker-Festspielen auf Rügen, 
die unter dem Motto „Gotland 
unter Feuer“ stehen, eine sechs-
tägige Reise nach und durch Vor-
pommern im September sowie 
ein Tagesausflug zum Weih-
nachtsmarkt in Oldenburg im 
Dezember – mit Grünkohlessen 
und Stadtführung.  
Alle Reisen werden in modernen 
Reisebussen durchgeführt. Ne-
ben der Reiseleitung – Dittchen-
bühnen-Chef Raimar Neufeldt 
für Rügen und Oldenburg, Forst-

direktor a.D. Hans Hewicker für 
Vorpommern – ist auch immer 
ein Arzt mit an Bord.  
Über Einzelheiten der Reisen gibt 
das Büro des „Forum Baltikum – 
Dittchenbühne“ gern Auskunft: 
Telefon (04121) 89710, E-Mail: 
buero@dittchenbuehne.de. 

Zum Stricktreff, 26. August, 
23. September, 21. Oktober und 
25. November, lädt die Handfär-
berin Heike vom Wollkenschaf al-
le Strickfreunde, die zusammen 
mit Gleichgesinnten einen Tag 
rund um das Stricken verbringen 
möchten, ein. Achtung: Es han-
delt sich bei diesem Treffen nicht 
um einen Strickkurs. Jeder kann 

sein Strickzeug mitbringen und 
dabei sein.  
Anmeldung im Büro des „Forum 
Baltikum – Dittchenbühne“ unter 
Telefon (04121)89710 oder per 
E-Mail unter buero@dittchenbu-
ehne.de.

Vorsprechen für das Weih-
nachtsmärchen „Frau Holle“ 
finden am Sonnabend, 24. Juni 
und Sonntag, 25. Juni statt im 
Forum Baltikum – Dittchenbühne 
e. V., Hermann-Sudermann-Allee 
50, 25335 Elmshorn, Theater 
Saal. 
Anmeldung und Information un-
ter E-Mail: weihnachtsmaer-
chen2023@dittchenbuehne.de



Vorsitzende: Uta Lüttich,  
Feuerbacher Weg 108, 70192 
Stuttgart, Tel.:  0711 - 85 40 93, 
uta.luettich@web.de Geschäfts-
stelle: Haus der Heimat, Schloß-
straße 92, 70176 Stuttgart,  
2. Stock, Zimmer 219,  
Internet: www.low-bw.de

Baden-
Württemberg

Preußische Tafelrunde
Pforzheim – Mittwoch, 24. Mai, 
18  Uhr, Palmengarten, Parkhotel 
Pforzheim, Deimlingstraße 36: 
150. Preußische Tafelrunde.

Nach dem gemeinsamen 
Abendessen sehen und hören wir 
den interessanten Vortrag von 
Jörn Pekrul über „Die ehemalige 
Reichsstraße Nr. 1 und eine Begeg-
nung mit dem preußischen Archi-
tekten Friedrich Heitmann (1853-
1924)“. Pekrul wurde 1963 als Sohn 
heimatvertriebener Eltern in Köln 
geboren. Er ist Vorstandsmitglied 

in der Stadtgemeinschaft Königs-
berg (Pr) e.V. und schreibt regel-
mäßig und ehrenamtlich für den 
„Königsberger Bürgerbrief“, den 
„Preußen-Kurier“ und den „Kö-
nigsberger Express“. 

Der Bildvortrag entstand aus 
Pekruls Publikation „Die ehemali-
ge Reichsstraße 1, eine europäische 
Handelsroute“, erschienen 2021 
bei der Landsmannschaft der Ost- 
und Westpreußen in Bayern 
(LOW). Die westlichen Strecken-
abschnitte würdigen wir mit einer 
kurzen Reverenz und erschließen 
uns sodann über Küstrin, Deutsch-
Krone und Marienburg den östli-
chen Teil der Strecke bis nach 
Eydtkuhnen. In Königsberg wer-
den wir den preußischen Architek-
ten Friedrich Heitmann (1853-
1921) kennenlernen. Er hat zur 
Jahrhundertwende großen Anteil 
an der Entstehung des Königsber-
ger Villenvorortes Amalienau ge-
habt. Sein architektonisches Werk 
liegt jedoch hauptsächlich auf der 
Errichtung von Kirchenbauten, 
wovon viele Kirchen auch heute 

noch stehen. Nach dieser interes-
santen Station klingt unsere Fahrt 
über Tapiau, Insterburg, Trakeh-
nen und Stallupönen in Eydtkuh-
nen aus. „Lebensbilder aus 
Deutschland“ – freuen Sie sich auf 
Geschichte und Geschichten ent-
lang dieser einmaligen Strecke. 
Der Vortrag dauert etwa 90 Minu-
ten mit einer Pause in der Mitte.

Anmeldung bis 19. Mai an Uta 
Lüttich, Feuerbacher Weg 108, 
70192 Stuttgart, E-Mail: uta.luet-
tich@web.de

Für das Abendessen, Medaillon 
vom Schwein mit Rahmsoße, Salz-
kartoffeln und saisonalem Gemü-
se, zum Dessert: Vanilleeis mit hei-
ßen Himbeeren, sind 28 Euro pro 
Person an Landsmannschaft Ost-
preußen, LG Baden-Württ. e.V. 
Kreissparkasse Waiblingen Konto-
Nr. IBAN: DE81 6025 0010 0015 
2068 44, BIC SOLADES1WBN zu 
überweisen.  Uta Lüttich

Vorsitzender: Christoph Stabe,  
Ringstraße 51a, App. 315, 85540 
Haar, Tel.: (089)23147021 stabe@
low-bayern.de, www.low-bayern.de

Bayern

Muttertag
Hof - Sonnabend, 13. Mai, 15 Uhr, 
Jahnheim: Monatsversammlung 
zum Thema Muttertag.

Vorsitzender: Ulrich Bonk 
Stellv. Vorsitzender: Gerd-Hel-
mut Schäfer, Rosenweg 28,  
61381 Friedrichsdorf, Telefon 
(0170) 3086700

Hessen

Samland-Vortrag
Wetzlar – Dienstag, 16. Mai, 11 Uhr, 
Gaststätte Matchball beim Tennis-
platz, Bodenfeld, 35576 Wetzlar, 

Telefon (06441) 45439: „Samland - 
eine Region in Ostpreußen“, Vor-
trag von Gerd-Helmut Schäfer, 
Friedrichsdorf. Weitere Informa-
tionen bei Kuno Kutz, Heinze-
wies 6, 35625 Hüttenberg, Telefon 
(06441) 770559, E-Mail: kuno.
kutz@t-online.de, Fax (06441) 
770558.

Monatstreffen
Wiesbaden – Sonnabend, 13. Mai, 
15 Uhr, Haus der Heimat, Wappen-
Saal, Friedrichstraße 35: Nun will 
der Lenz uns grüßen. Ein Nachmit-
tag mit Gedichten, Geschichten 
und Gesang zur Maienzeit. Musi-
kalische Begleitung: Mathias Bu-
dau, Gitarre. Zuvor erfreuen wir 
Sie mit Kaffee und Kuchen.

Gemeinsames Mittagessen
Wiesbaden – Donnerstag, 25. Mai, 
12 Uhr, Gaststätte „Haus Wald-
lust“, Wiesbaden-Rambach, Ost-
preußenstraße 46, zu erreichen mit 
der ESWE-Busverbindung: Li-
nie 16, Haltestelle Ostpreußenstra-
ße: Wir essen à la carte. Wegen der 
Platzdisposition bitte anmelden 
bis spätestens 19. Mai bei Helga 
Kukwa, Telefon (0611) 373521, oder 
Ilse Klausen, Telefon 06122-14808

Vorsitzender: Manfred F. Schukat, 
Hirtenstraße 7 a, 17389 Anklam, 
Tel.: (03971) 245688

Mecklenburg-
Vorpommern

Großes Frühlingstreffen
Anklam – Sonnabend, 13. Mai, 
10  bis 17 Uhr, Mehrzweckhalle 
Volkshaus: Frühlingstreffen der 
Ostpreußen. Dazu sind alle Lands-
leute von nah und fern mit Ange-
hörigen und Interessenten sehr 
herzlich eingeladen. Feierlich um-
rahmt wird das Wiedersehen vom 
Landespolizeiorchester Mecklen-
burg-Vorpommern mit einem aus-
gewählten Festkonzert. Ehrengast 

ist der Schuster Wilhelm Voigt aus 
Tilsit, bekannt als “Hauptmann 
von Köpenick”, der im Jahre 1906 
ganz Deutschland und selbst den 
Kaiser in Erstaunen versetzte. 
Am Nachmittag lädt der Polizei-
chor der Hansestadt Anklam zu 
einem gemeinsamen Singen von 
Volks- und Frühlingsliedern ein. 
Und aus Ribnitz-Damgarten kom-
men 40 junge Leute vom Mecklen-
burg-Pommeraner Folkore-En-
semble mit einem schönen Früh-
lingsprogramm. 

Wie immer ist für Mittagessen, 
Kaffee und Kuchen, Bärenfang, 
Heimatbücher und genügend kos-
tenlose Parkplätze gesorgt. Erwar-
tet werden 500 Besucher.
  Manfred Schukat

Nordrhein-
Westfalen

Erster Vorsitzender: Klaus-Arno 
Lemke, Stellv. Vorsitzende: Dr. 
Bärbel Beutner, Arnold Schuma-
cher Schriftführerin: Elke Ruhn-
ke, Geschäftsstelle: Buchenring 
21, 59929 Brilon, Telefon 
(02964)1037, Fax (02964) 
945459, E-Mail: Geschaeft@Ost-
preussen-NRW.de, Internet: Ost-
preussen-NRW.de

Frühjahrsveranstaltung 
Detmold – Montag, 15. Mai, 15 Uhr 
Kleiner Festsaal, Stadthalle Det-
mold: Frühjahrsveranstaltung. 

Programm: Begrüßung, Toten-
gedenken, Ostpreußenlied, Bestel-
lung eines weiteren Kassenprüfers, 
Ostpreußen-Lichtbildervortrag 
von Klaus Blattgerste, gemeinsame 
Kaffeetafel - „Plachandern“, „Oans 
Ostpraißisch Platt“ von H.-D. 
Schlingmann gesungen, Bericht 
aus den Ostpreußenreisen 2022 
und 2023 des Sprechers, „Nun will 
der Lenz uns grüßen“, Schluss-
wort. Wir bitten dringend um An-
meldung per E-Mail unter ste-
phan@grigat.eu oder telefonisch 
in der Kanzlei Rechtsanwalt und 
Notar Stephan Grigat unter Tele-

fon (05232) 3232. Von Gästen, die 
herzlich willkommen sind, wird 
die Bezahlung eines Kostenbeitra-
ges in Höhe von 10,- Euro pro Per-
son erwartet. Die Mitglieder wer-
den an die Begleichung des Jahres-
beitrages in Höhe von 20,- Euro 
auf das Konto der Kreisgruppe 
IBAN DE32 4765 0130 0002 0010 
63 erinnert.

Im dritten Quartal 2023 ist eine 
Kaffeefahrt zu einem Café in der 
lippischen Grenzregion geplant. 
Interessierte melden sich bitte bei 
H.-D. Schlingmann, unter Telefon 
(05208) 957733. Der Kreisvorstand 
hat beschlossen, dass die Mitglie-
der nur die Hälfte der auf sie ent-
fallenden 50 Prozent Buskosten 
tragen müssen. Stephan Grigat,

Vorsitzender: Alexander Schulz, 
Willy-Reinl-Straße 2, 09116  
Chemnitz, E-Mail: alexander.schulz-
agentur@gmx.de, Telefon (0371) 
301616

Sachsen

Muttertag
Dresden – Mittwoch, 17. Mai, 
14 bis 17 Uhr, Großenhainer Straße 
96, 01127 Dresden (neues Büro): 
Die Ost- und Westpreußen-Grup-
pe begeht den Muttertag mit Es-
sen, Singen und Posaunen.

Vorsitzender: Edmund Ferner,  
Julius-Wichmann-Weg 19, 23769 
Burg auf Fehmarn, Tel.: (04371) 
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

Schleswig-Holstein

Monatstreffen
Bad Schwartau – Donnerstag, 
1.  Juni 14.30 Uhr, AWO-Begeg-
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Aus den Landesgruppen der Landsmannschaft Ostpreußen e.V.

Gleich unter 040-41 40 08 42 oder per Fax 040-41 40 08 51 anfordern!

Lassen Sie sich in die guten alten 

Zeiten entführen und genießen Sie 

unser speziell für Sie angefertigtes 

Präsent. Verwöhnen Sie Ihre Familie 

und Freunde mit den traditionsrei-

chen ostpreußischen Speisen aus 

unserem hochwertigen Kochbuch 

und bieten Sie Ihnen dazu den 

typisch ostpreußischen Honiglikör 

Bärenjäger an. Natürlich fehlt in 

diesem Schlemmerpaket auch das 

Königsberger Marzipan nicht.

Abonnieren Sie die PAZ
und sichern Sie sich Ihre Prämie

Q Ja, ich abonniere mindestens für 1 Jahr die PAZ zum 

Preis von z. Zt. 192 Euro (inkl. Versand im Inland) und erhalte 

als  Prämie das ostpreußische Schlemmerpaket.

Name :

Vorname:

Straße / Nr.:

PLZ /Ort:

Telefon:

Die Prämie wird nach Zahlungseingang versandt. Voraussetzung 

für die Prämie ist, dass im Haushalt des Neu-Abonnenten die PAZ 

im vergangenen halben Jahr nicht bezogen wurde. 

Die Prämie gilt auch für Geschenkabonnements; näheres dazu  

auf Anfrage oder unter www.paz.de

Q Lastschrift     Q Rechnung

IBAN:

Bank:

Datum, Unterschrift:

Bitte einsenden an: 

Preußische Allgemeine Zeitung 

Buchtstraße 4 – 22087 Hamburg

Unser 
ostpreußisches  

Schlemmerpaket

A
Z
-
0
3
-
R Zeitung für Deutschland 

www.paz.de

ANZEIGE

Fortsetzung auf Seite 16

„Verdient für die Woiwodschaft Ermland-Masuren“: Am 21. April 
wurde Werner Koepke mit der höchsten Auszeichnung der Woiwod-
schaft geehrt Foto: Uwe Hahnkamp
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nungsstätte, Auguststraße 34A: 
Jahreshauptversammlung mit fol-
gender Tagesordnung:

1. Begrüßung durch den Vorsit-
zenden, 2. Totenehrung, 3. Ordent-
liche Feststellungen, 4. Jahresbe-
richt des Vorstandes, 5. Kassenbe-
richt, 6. Bericht der Kassenprüfer, 
7. Entlastung des Vorstandes, 
8. Beschlüsse und Anträge, 9. Ver-
schiedenes, 10. Ostpreußenlied. 
Im Anschluss: „Die humanitäre Bi-
lanz Preußens“, Vortrag von Ed-
mund Ferner – LO Schleswig-Hol-
stein, Landeskulturreferent 
  Hans-Albert Eckloff

Kreisvertreter: Andreas Galenski, 
Sauerbruchstraße 2, 42549 Vel-
bert, Tel. (02051) 87729, Kreisver-
treter-Allenstein@t-online.de, 
www.allenstein-landkreis.de  
Geschäftsstelle: Gemeindever-
waltung Hagen, Postfach 1209, 
49170 Hagen. Tel. (05401) 9770

Allenstein-Land

Tagungsbericht
Hagen a. T. W – Am 29. April, als 
das Blühtenbarometer Stufe 4 
zeigte, das bedeutet in Hagen 
a.T.W. - volle Kirschblüte – tagte im 
hiesigen Rathaus die Kreisver-
sammlung der Kreisgemeinschaft 
Allenstein. 

Die Kreistagsmitglieder sind 
aus dem gesamten Bundesgebiet in 
die Kirschenregion angereist, um 
an der ersten Kreisversammlung 

des 9. Kreistages teilzunehmen. 
Bürgermeisterin Christine Möller 
hieß die Kreisgemeinschaft in der 
Patengemeinde herzlich willkom-
men und ging in ihrem Grußwort 
auf die Zusammenarbeit mit der 
Stadt Wartenburg [Barczewo] ein. 
Möller, die ihre Ausbildung im Ha-
gener Rathaus begann, schilderte 
ihre ersten Begegnungen mit der 
Kreisgemeinschaft, deren Ziele, 
kommunale Zusammenarbeit und 
Förderung zwischenmenschlicher 
Beziehungen für eine Völkerver-
ständigung, sich mit den Stadt-
partnerschaftsvorgaben decken.

Chronik des Landeskreises
Der Sitzung wohnte auch Georg 
Schirmbeck bei, einst Mitglied im 
Kreistag des Landkreises Osna-

brück, dann MdB, auch Wahlbeob-
achter der OSZE, und heute als 
Präsident des Deutschen Forst-
wirtschaftsrates tätig. Ein Politiker 
mit Herz, der heute noch ganz weit 
oben auf der Beliebtheitsskala im 
Osnabrücker Land steht und für 
die Kreisgemeinschaft ein guter 
Freund ist. Durch seine Bemühun-
gen wurde das Projekt „Chronik 
des Landkreises Allenstein“ umge-
setzt. Das Ergebnis ist das am 1. Ja-
nuar erschienene Buch des Histo-
rikers Dr. Ralf Meindl mit dem 
schlichten Titel „Der Landkreis 
Allenstein – Geschichtliche Ent-
wicklung und Gegenwart.“ Die Pu-
blikation wird durch die Kreisge-
meinschaft Allenstein über die ei-
gene Internetseite oder vor Ort bei 
den zahlreichen Treffen und in der 

Heimat über die Allensteiner Ge-
sellschaft Deutscher Minderheit in 
Allenstein vertrieben. „Doch das 
Wichtigste an der Chronik ist“, be-
tonte der Kreisvertreter, „dass da-
mit das Gedächtnis über das ge-
schichtliche und kulturelle Erbe 
des Landkreises erhalten bleibt 
und auch den nachfolgenden Ge-
nerationen zur Verfügung steht – 
dafür sorgen die Exemplare des 
Buches in den führenden Biblio-
theken unseres Landes.“

Für beide, Bürgermeisterin 
Christine Möller und Georg 
Schirmbeck, gab es zur Erinnerung 
an die Kreistagssitzung ein Exem-
plar der Chronik und eine zwei-
sprachige Landkarte des Landkrei-
ses, die eine unerlässliche Hilfe 
beim Reisen in den Landkreis dar-
stellt. 

Während es bei den Vorstands-
sitzungen der Kreisgemeinschaft 
Allenstein meist sehr turbulent zu-
geht, was nur positiv zu werten ist, 
denn Demokratie lebt von kontro-
versen Meinungen, stand das Baro-
meter bei der Kreistagssitzung auf 
„schönes Wetter“. 

Zu Anfang der Sitzung gedach-
te das Plenum der verstorbenen 
Mitglieder der Kreisgemeinschaft 
und den Opfern von Flucht und 
Vertreibung aus der ostpreußi-
schen Heimat. Der Kreisvertreter 
schilderte anschließend die Arbeit 
des Vorstandes der letzten vier 
Jahre. Positiv bewertete er die Mit-
gliederzahl der Gemeinschaft und 
das Interesse an den gut besuchten 
Heimattreffen, was nicht zuletzt 
auf die gute Arbeit des Beauftrag-
ten für Treffen, Johann Certa, zu-
rückzuführen ist. 

Auch das jährlich erscheinende 
Heimatjahrbuch hat sich nicht nur 

optisch verändert, sondern war 
und ist immer mehr eine unerläss-
liche Quelle für Familien- und Hei-
matforscher. Doch in erster Linie 
dient das Buch dem Zusammen-
halt und der Identifikation unserer 
Landsleute. Der Information dient 
auch die eigene Internetseite mit 
wöchentlich wechselnden Beiträ-
gen aus der Vereinsarbeit, dem 
Landkreis oder der kulturellen 
Einrichtungen der Landsmann-
schaft Ostpreußen. Dafür sprach 
der Kreisvertreter einen Dank an 
den Internetbeauftragten Bern-
hard Grodowski aus.

Alle bisher erschienenen Hei-
matjahrbücher sollen digitalisiert 
werden und sich so einem weite-
ren Interessentenkreis erschlie-
ßen. Von der Idee bis zur Umset-
zung der Digitalisierung – bisher 
Heft 1-25 – dauerte es nur zwei 
Monate. Einen Dank für die gute 
Umsetzung und das schnelle Tem-
po sprach der Kreisvertreter an 
Andreas Grunwald aus. 

Bruderhilfe
Für die Weitergabe der finanziel-
len Leistungen im Rahmen der 

Bruderhilfe übernahm bisher Vor-
standsmitglied Jan Hacia die Ver-
antwortung. Doch es ist nicht im-
mer nur der finanzielle Aspekt, der 
hier im Vordergrund steht, son-
dern vor allem der persönliche 
Kontakt mit den in der Heimat ver-
bliebenen Landsleuten. Die Kreis-
gemeinschaft unterstützte auch 
finanziell die Veröffentlichung ei-
ner polnischsprachigen Biographie 
über Kanonikus Johannes Gehr-
mann, der auch unser Stellvertre-
tender Kreisvertreter war. Den 
Menschen im Osnabrücker Land 
ist der Pfarrer aus Hilter, der auch 
Gottesdienste in polnischer Spra-
che abhielt, als „ein Pionier für die 
Aussöhnung“ wie einst die Neue 
Osnabrücker Zeitung titulierte, be-
kannt. Doch noch eine größere 
Popularität genießt der Aussöhner 
der Kämpfer von Westerplatte in 
Republik Polen. Auch finanziell 
war die Kreisgemeinschaft die letz-
ten Jahre gut aufgestellt, doch die 
enormen Kosten für die Kreischro-
nik zwingen Kassierer Artur Korc-
zak und den Vorstand zu weitge-
henden Einsparungen im künfti-
gen Haushalt. 
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Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Schwalben,  
2. Eisenbahn, 3. Franken, 4. Erzeuger,  
5. Laender, 6. Bueffel, 7. Besteck –  
Ankunft 

Magisch: 1. bersten, 2. Ischias,  
3. separat
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Schüttelrätsel:

  E    H   R 
 E G K  L E I N E 
  A E S E N  E I S
 A L S  A N T I K E
   S A R A  N I X

PAZ23_19

1 MEHL NEST

2 MODELL BAU

3 OBER WEIN

4 STROM LAND

5 ENG KUNDE

6 WASSER LEDER

7 FISCH FACH

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung ein Wort für 
das Eintreffen.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 zerplatzen

2 Hüftschmerz

3 abgesondert

Heimatkreisgemeinschaften

Fortsetzung von Seite 15

In Liebe und Dankbarkeit nehmen wir Abschied von

Hella Zugehör, geb. Nitschmann
* 24.01.1929 Königsberg/Ostpreußen † 05.04.2023 Erlangen

Und die Meere rauschen den Choral der Zeit,
Elche stehn und lauschen in die Ewigkeit.

Wir wissen sie in Gottes Hand.

Deine Tochter Sabine Horlamus
Dein Sohn Thomas Zugehör und Dorothea,
Deine sechs Enkel und elf Urenkel
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Mit Chronik und Blumen: Bürgermeisterin Christine Möller und Kreis-
vertreter Andreas Galenski
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Die Problematik des Nach-
wuchses für die aktive Mitarbeit in 
der Kreisgemeinschaft ist nicht an-
ders als in anderen Vereinen. Die 
Vorstandsarbeit ist hier in keiner 
Weise gefährdet, jedoch wären 
mehr Aktive nötig, um die vielen 
vorhandenen Ideen umzusetzen.

Auf der Tagesordnung stand 
die Neuwahl des Vorstands. Hier 
das Ergebnis der Wahl: Zum Kreis-
vertreter wurde Andreas Galenski 
gewählt. Stellvertretender Kreis-
vertreter wurde der Familienfor-
scher Andreas Grunwald. Die Fi-
nanzen bleiben in bewährter Hand 
von Artur Korczak, und Jan August 
Hacia wurde zum Schriftführer ge-
wählt. In den erweiterten Vorstand 
wurden Johann Certa als Beauf-
tragter für Heimattreffen und 
Bernhard Grodowski als Internet-
beauftragter gewählt, zudem zwei 
Kassenprüfer Siegfried Keuchel 
und Günter Wagner. Als Archivarin 
wurde Susanne Kerk auserkoren, 
die sich in der jüngsten Vergangen-
heit schon um die Heimatstube 
intensiv gekümmert hat.

„Ich freue mich, dass Sie mich 
zum Kreisvertreter gewählt ha-
ben“ – bekundete der „neue und 
alte“ Kreisvertreter - „das einstim-
mige Votum ist für mich nicht nur 
ein hervorragendes Ergebnis, son-
dern auch eine Anerkennung für 
die bisher geleistete Vorstandsar-
beit und ein Ansporn für die Zu-
kunft.“  Andreas Galenski

Kreisvertreter: Edeltraut Mai, 
Weißdornweg 8, 22926 Ahrens-
burg, Tel. (04102) 823300,  
Fax (04102) 4739608, Handy: 
(0151) 1846100, E-Mai@gmx.net 

Angerapp

Hauptkreistreffen
Lüneburg – Sonnabend, 3. Juni, 
10 Uhr, Krone Bier- & Eventhaus, 
Heiligengeiststraße 39-41, 21335 
Lüneburg, Telefon (04131) 
2445050: Hauptkreistreffen. Hier-
zu laden wir ganz herzlich ein.

Turnusgemäß muss eine Neu-
wahl des Kreistages unserer Kreis-
gemeinschaft erfolgen. Laut unse-
rer Wahlordnung sind alle Mitglie-
der der Kreisgemeinschaft wähl-
bar. Das Vorschlagsrecht haben die 
Mitglieder der Kreisgemeinschaft, 
der Kreistag und der Kreisaus-
schuss. Vorschläge müssen bis 
zum 25. Mai 2023 schriftlich bei 
der Kreisvertreterin, Edeltraut 
Mai, Weißdornweg 8, 22926 Ah-
rensburg, eingereicht werden. Der 
Wahlvorschlag muss den Familien-
namen, gegebenenfalls abweichen-
den Geburtsnamen, Vornamen, 
Heimatort und Geburtsdatum und 
jetzige Anschrift des vorschlagen-
den Wahlberechtigten und den 
vorgeschlagenen Wahlkandidaten 
enthalten.

Vorläufiges Programm: 10 Uhr: 
Beginn der Versammlung, 
11.30 Uhr: Vortrag, 12.30: Mittages-
sen, 14 Uhr: Besichtigung des Ost-
preußischen Landesmuseums ein-
schließlich Führung, danach ge-

mütliches Kaffeetrinken und pla-
chandern im Bernsteinkaffee.

Wir würden uns sehr freuen, 
möglichst viele Landsleute aus 
dem Kreis Angerapp sowie alle, die 
sich unserem Heimatkreis verbun-
den fühlen, begrüßen zu können.

Kreisvertreter: Wolfgang Schie-
mann, Gst.: Meike Dreyer, Land-
kreis Rotenburg (Wümme), Post-
fach 1440, 27344 Rotenburg 
(Wümme), Telefon (04261) 
9833100, Fax (04261) 9833101

Angerburg

Zum 90. Geburtstag
Am 13. Mai konnte ein treuer Ost-
preuße aus dem kleinen Ort Do-
wiaten im Landkreis Angerburg 
seinen 90. Geburtstag feiern: Erich 
Kerwien. 

Geboren wurde Erich Kerwien 
am 13. Mai 1933 in Engelstein im 
Landkreis Angerburg als drittes 
Kind und erster Sohn des Deputa-
tarbeiters Franz Kerwien und sei-
ner Frau Frida, geb. Schwarz. Den 
Eheleuten wurden später noch vier 
weitere Kinder geschenkt, sodass 
Erich Kerwien in einem großen Fa-
milienverbund groß wurde. Aus 
beruflichen Gründen verzog die 
Familie später nach Dowiaten, wo 
Erich Kerwien seine Kinder- und 
Jugendtage verbrachte und dort 
auch die Schule besuchte. Im Ok-
tober 1944 musste Familie Kerwien 
Dowiaten verlassen, da der gesam-
te östliche Teil des Kreises Anger-
burg geräumt wurde. Zunächst ge-
langten sie in den Aufnahmekreis 
Heilsberg, und zwar nach Gutt-
stadt. Von dort aus wurde der Va-
ter zurück nach Dowiaten ge-
schickt, um noch die letzten Ernte-
arbeiten durchzuführen. Seitdem 
gilt er als vermisst. Vor Weihnach-
ten 1944 musste Erich Kerwiens 
Mutter in ein Krankenhaus, wo 
seine jüngste Schwester am 31. De-
zember 1944 geboren wurde. Die 
Kinder verbrachten das Weih-
nachtsfest 1944 ganz allein und oh-
ne Geld und Vorräte, wie Erich 
Kerwien einmal im AHB schrieb. 
Von Guttstadt gelangte Familie 
Kerwien nach Taucha bei Leipzig. 
Hier lernte er 1964 seine spätere 
Ehefrau Brigitte kennen, die er 
1966 heiratete. Den Eheleuten 
wurde eine Tochter geschenkt. 
Heute gehören der Schwiegersohn 
und zwei Enkelkinder zur Familie. 

Viele Jahre war Kerwien als ge-
lernter Werkzeugmacher in einem 
Betrieb zur Herstellung von Druck-
maschinen tätig, bis er 1990 in den 
Vorruhestand gehen konnte. Seit-
dem gehört neben der Gartenar-
beit auch das Reisen zu den Hob-
bies des Jubilars. Sobald es ihm 
nach der Wende möglich wurde in 

die Heimat zu reisen, ging seine 
erste Reise in den Kreis Angerburg. 
Danach besuchten Eheleute Ker-
wien viele weitere Ziele auf der 
ganzen Welt, unter anderem Ame-
rika. 

Auch konnte nach der Wende 
1990 der Besuch der Heimatkreis-
treffen erfolgen und so kam es, 
dass Kerwien 2009 in den Kreistag 
und in den Kreisausschuss der 
Kreisgemeinschaft Angerburg ge-
wählt wurde. Hier ist er ein wichti-
ger Mitarbeiter, der viele Jahre 
praktische Arbeiten übernahm. 
Aber auch durch ausgewogene Re-
debeiträge und wertvolle Denkan-
stöße ist das Geburtstagskind in 
den Reihen der Kreisgemeinschaft 
und auch beim Patenschaftsträger 
hoch angesehen. Zudem beteiligte 
er sich aktiv am Aufbau des Altva-
terturms auf dem Wetzstein in 
Thüringen und der Einrichtung 
des Vertreibungsmuseums. In An-
erkennung seiner Verdienste um 
Ostpreußen und Angerburg wurde 
ihm 2019 das Silberne Ehrenzei-
chen der Landsmannschaft Ost-
preußen verliehen. 

Zum 90. Geburtstag die herzli-
chen Glückwünsche und weiterhin 
viel Glück und Gesundheit.
 Michael Meyer

Kreisvertreter: Manfred Romeike, 
Anselm-Feuerbachstraße 6, 52146 
Würselen, Telefon (02405)73810,  
GF: Barbara Dawideit, Am Ring 9, 
04442 Zwenkau, Telefon/Fax 
(034203) 33567

Elchniederung

Nachbarschaftstreffen
Lüneburg – Sonnabend, 20. Mai, 
9.30 Uhr, Krone Bier- und Event-
haus, Heiligengeiststraße 39-41, 
21335 Lüneburg, direkt neben dem 
Landesmuseum: Treffen der Me-
melstromer, Elchniederunger, Til-
sit-Ragniter und der Tilsiter zu ei-
ner gemeinsamen Veranstaltung. 
Das Programm beginnt um 10 Uhr 
mit einem Gesangsvortrag, es fol-
gen das Geistliche Wort und die 
Totenehrung, die Begrüßung durch 
die Kreis- und Stadtvertreter, die 
Festrede hält Hubertus Hilgen-
dorff, Kreisvertreter von Rasten-
burg. Nach einer musikalischen 
Einlage ist Zeit zur Besichtigung 
des Ostpreußen Landesmuseums 
und zum Plachandern. Die Veran-
staltung schließt mit Gesang und 
dem gemeinsamen Singen des Ost-
preußen-Liedes sowie mit dem 
Schlusswort des Kreisvertreters 
der Elchniederung.

Kreisvertreter: Dieter Neukamm, 
Am Rosenbaum 48, 51570 Wind-
eck, Telefon (02243) 2999, E-Mail: 
neukamm-herchen@t-online.de 
Geschäftsstelle: Hans-Joachim 
Scheer, Wrister Str.1, 24576 Wed-
delbrook, Telefon (04192)4374,  
E-Mail: hans-joachim.scheer@t- 
online.de

Tilsit-Ragnit

Mitgliederversammlung
Lüneburg – Freitag, 19. Mai, 
14  Uhr, Hotel Bergström, Bei der 
Mühle, 21335 Lüneburg: Mitglie-
derversammlung mit Wahlen der 
Mitglieder des neuen Kreistags. 
Folgende drei Satzungsänderun-

gen werden zur Abstimmung ge-
stellt: 1. Paragraph 9,9 (alt) „Der 
Kreistag ist beschlussfähig, wenn 
mindesten 13 Mitglieder anwesend 
sind.“ (neu) „Der Kreistag be-
schließt mit der Mehrheit der an-
wesenden Mitglieder. Bei Stim-
mengleichheit ist der Antrag abge-
lehnt.“ 2. Paragraph 9,13 Spiegel-
strich (alt): „Der Kreistag be-
schließt über alle Angelegenheiten 
des Vereins, insbesondere über die 
Entlastung des Kreisausschusses.“ 
(neu): „Der Kreistag beschließt 
über alle Angelegenheiten des Ver-
eins, insbesondere über die Entlas-
tung des Vorstands.“ 3. Paragraph 
10,8 (alt) „Der Kreisausschuss ist 
berechtigt, bei Bedarf Kirchspiel-

vertreter kommissarisch einzuset-
zen.“ (neu): „Der Kreisausschuss 
ist berechtigt, bei Bedarf Vereins-
mitglieder kommissarisch mit Äm-
tern im Kreistag zu betrauen.“

Es empfiehlt sich sehr, die fol-
gende Nacht in Lüneburg zu ver-
bringen, um am Nachbarschafts-
treffen teilnehmen zu können, das 
am 20. Mai stattfindet.
 Dieter Neukamm, Kreisvertreter

Nachbarschaftstreffen 2023
Lüneburg – Sonnabend, 20. Mai, 
9 Uhr Einlass, 10 Uhr Beginn, Kro-
ne Bier- und Event-Haus, Heiligen-
geiststraße 39-41, 21335 Lüneburg: 
Nachbarschaftstreffen. Das letzte 

Nachbarschaftstreffen der Kreis-
gemeinschaften Tilsit-Ragnit und 
Elchniederung sowie der Stadtge-
meinschaft Tilsit fand 2018 in Ei-
torf statt. Corona verhinderte die 
Durchführung zwei Jahre später. 

Die Elchniederung als Organi-
satorin verspricht für die Veran-
staltung im Mai ein interessantes 
Programm, wie den Besuch des 
neugestalteten Ostpreußischen 
Landesmuseums oder alternativ 
eine Brauereiführung. 

Falls Sie sich nicht mehr zu-
trauen, eine Reise nach Lüneburg 
selbst durchzuführen, bitten Sie 
doch Ihre Kinder oder Enkel, Sie 
zu fahren – die Veranstaltung wird 
gewiss auch ihnen gefallen.  D.N.

Heimatkreisgemeinschaften
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Jubilar: Erich Kerwien

Ü ber die Eröffnung des 
neuen Schwerpunkt-
bereichs Historische 
Erinnerung und kultu-

relles Erbe: „Vertriebene und Spät-
aussiedler in Hessen nach 1945“ 
zeigt sich die Beauftragte der Hes-
sischen Landesregierung für Hei-
matvertriebene und Spätaussied-
ler, Margarete Ziegler-Raschdorf, 
hocherfreut und dankbar. Die fei-
erliche Veranstaltung fand im alt-
ehrwürdigen Hauptgebäude der 
Justus-Liebig-Universität in Gie-
ßen statt.

Mit der Einrichtung des For-
schungsbereichs werde ein wichti-
ges Ziel umgesetzt, das die regie-
rungstragenden Parteien der hessi-
schen Landesregierung in ihrem 
Koalitionsvertrag festgeschrieben 
hatten: die wissenschaftliche Auf-
arbeitung der Kultur und Ge-
schichte der Heimatvertriebenen 
und Spätaussiedler. Es handele 
sich um ein gemeinsames Projekt 
der Justus-Liebig-Universität und 
des Herder-Instituts für histori-
sche Ostmitteleuropaforschung – 
Institut der Leibniz-Gemeinschaft. 

Der Schwerpunktbereich wer-
de in den Jahren 2022 bis 2026 
jährlich mit 300.000 Euro durch 
das Land Hessen gefördert und ha-
be sich zum Ziel gesetzt, mit unter-
schiedlichen thematischen und 
methodischen Herangehenswei-
sen zu erforschen, welche Einflüs-
se die Erfahrungen und Erlebnisse 
der Heimatvertriebenen und Spät-
aussiedler auf die Geschichte und 
Gesellschaft Hessens einerseits 
und auf die weiteren Lebensläufe 
der Betroffenen andererseits ge-
habt haben. 

Der Präsident der Justus-Lie-
big-Universität, Prof Dr. Joybrato 
Mukkerjee, betonte in seiner Be-
grüßung, dass er sich sehr über das 
Kooperationsprojekt mit dem Her-
der-Institut freue und man mit 
diesem Schwerpunktbereich ein 
echtes Alleinstellungsmerkmal ge-
schaffen habe. Hessens Wissen-
schaftsministerin Angela Dorn äu-
ßerte die Hoffnung, dass man mit 
dem Schwerpunktbereich die For-
schungslücken in der jüngeren 
hessischen Geschichte schließen 
könne und durch Zeitzeugenge-
spräche aus erster Hand erfahren 
werde, wie es den Vertriebenen 
und Spätaussiedlern tatsächlich 
ergangen sei. Mithilfe der neuen 
Medien und des Internets solle die 
Geschichte dieses Personenkreises 
für die Zukunft festgehalten wer-
den und zukünftig zu einer leben-

digen Vermittlung der Geschichte 
beitragen. Astrid Eibelshäuser, 
hauptamtliche Stadträtin der Stadt 
Gießen, ging in ihrem Grußwort 
auf die jahrzehntelangen Erfah-
rungen der Stadt Gießen bei der 
Aufnahme von Heimatvertriebe-
nen, Aussiedlern und Spätaussied-
lern sowie Flüchtlingen ein und 
zeigte sich überzeugt, dass sich 
bereits in Gießen selbst zahlreiche 
Spuren für dieses Forschungsge-
biet finden ließen. 

Im Anschluss an die Grußworte 
stellten die drei Professoren, die 
den Schwerpunktbereich leiten, 
das Projekt vor. Prof. Dr. Peter 
Haslinger erklärte, dass er den Auf-
trag dieses Forschungsbereiches 
darin sehe, neue Erkenntnisse und 
neue Perspektiven für die hessi-
sche Landesgeschichte aufzuwei-
sen, Zeitzeugen und deren Fami-
lien zu befragen, die Geschichte zu 
erforschen und dabei gleichzeitig 
Brücken in die aktuelle Zeit zu 
bauen. Prof. Dr. Hannah Ahlheim 
machte deutlich, dass man in die-
sem Schwerpunktbereich auch an 
internationale Trends der For-
schung anknüpfen möchte und 
konkrete regionale Erfahrungen 
erforschen will. Dazu zähle, wie die 
Vertriebenen ihren Platz im Dorf 
oder der Stadt gefunden haben 
und welche Rolle dabei die Gesell-
schaft gespielt habe. Sie betonte 
zudem, dass man auch die Zusam-
menarbeit zu örtlichen Museen 
und Archiven suche und für Kon-
takte in Landsmannschaften, Ver-
triebenenverbände und zu Fami-
lien von Betroffenen dankbar sei. 
Prof. Dr. Hans-Jürgen Bömelburg 
erklärte, dass auch erforscht wer-
den solle, wie das Zusammenleben 
zwischen den unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Gruppen in der 
Nachkriegszeit, zum Beispiel das 
Verhältnis zwischen Heimatver-
triebenen und sogenannten ‚Dis-
placed Persons‘ funktioniert habe 
oder wie das Verhältnis zwischen 
Aussiedlern und Gastarbeitern 
war. 

Im Anschluss hatten die drei 
Doktorandinnen die Gelegenheit, 
ihre Promotionsvorhaben vorzu-
stellen: Xenia Fink wird die „Auf-
nahme und Integration der Ver-
triebenen in drei hessischen Land-
kreisen“ untersuchen und dabei 
die Kreise Groß-Gerau, Limburg-
Weilburg und Waldeck-Franken-
berg in den Blick nehmen. Nora 
Theml möchte „Erinnerungsbilder 
über Flucht, Vertreibung und Inte-
gration in narrativen Interviews 

mit Vertriebenen und deren Nach-
kommen“ erforschen und legt da-
bei einen Schwerpunkt auf Gesprä-
che mit Zeitzeuginnen und Zeit-
zeugen und die sogenannte ‚oral 
history‘. Hilke Wagner will die 
„Transformationen von Erinne-
rungskultur durch Digitalisierung“ 
untersuchen und herausfinden, 
wie Erinnerungen im Internet dar-
gestellt werden und wie sie sich 
durch äußere Einflüsse eventuell 
auch verändern.

Den Festvortrag zur Eröff-
nungsveranstaltung hielt Prof. Dr. 
Jannis Panagiotidis von der Uni-
versität Wien, an der er Wissen-
schaftlicher Direktor am Research 
Center for the History of Transfor-
mations ist. Sein Vortrag unter 
dem Titel „Vertriebene, Spätaus-
siedler und die ‚Veröstlichung‘ der 
deutschen Zeitgeschichte“ be-
schäftigte sich unter anderem mit 
der Rolle der Heimatvertriebenen, 
Aussiedler und Spätaussiedler als 
Brückenbauer zwischen Ost und 
West. Pangiotidis machte deutlich, 
dass es den Vertriebenen und Spät-
aussiedlern gelungen sei, block-
übergreifende Netzwerke zwi-
schen West und Ost aufzubauen, 
jedoch müsse man sich bewusst 
sein, dass diese Netzwerke, auch 
familienintern, nicht immer kon-
fliktfrei seien. Weiterhin wies er 
darauf hin, dass die Familiennetz-
werke und Landsmannschaften als 
„migrantische Selbstorganisatio-
nen“ im Endeffekt nie auf diese 
Netzwerk-Funktion hin erforscht 
wurden. 

„Die feierliche Eröffnungsver-
anstaltung des Schwerpunktberei-
ches hat deutlich gemacht, dass 
hier ganz konkret die Erlebnisse 
und Erfahrungen der Heimatver-
triebenen und Spätaussiedler in 
Hessen seit 1945 erforscht werden 
und herausgearbeitet werden soll, 
mit welchen Chancen und Risiken 
dies auch für die hessische Bevöl-
kerung verbunden war. Es freut 
mich sehr, dass Vertreterinnen und 
Vertreter der Heimatvertriebenen 
und Spätaussiedler zahlreich an 
der Veranstaltung teilgenommen 
haben und ich bin mir sicher, dass 
diese gern ihr Wissen und ihre Er-
fahrungen mit den Doktorandin-
nen teilen und so zum Erfolg die-
ses Forschungsprojektes beitragen 
werden“, betonte Hessens Landes-
beauftragte für Heimatvertriebene 
und Spätaussiedler abschließend. 

HMDIS, Landesbeauftragte der 
Hessischen Landesregierung für Hei-

matvertriebene und Spätaussiedler

FORSCHUNG IN HESSEN

Kultur und Geschichte
Justus-Liebig-Universität eröffnet neuen Schwerpunktbereich
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VON BODO BOST

D ie Schlesier haben bei der 
Volkszählung besser abge-
schnitten als erwartet. Des-
halb haben sich die beiden 

regionalen schlesischen Parteien verei-
nigt und wollen 2024 mit einer gemein-
samen Liste bei der Kommunalwahl an-
treten.

Nach Ostern trafen sich die Partei-
führungen zweier Parteien, die die Inter-
essen der schlesischen Minderheit in der 
Republik Polen vertreten. Die Schlesi-
sche Regionalpartei (Slaska Partia Regio-
nalna) und die Partei Schlesier gemein-
sam (Partia Polityczna - Ślonzoki Razem) 
kehrten zur Zusammenarbeit zurück, 
nachdem die vorläufigen Ergebnisse der 
polnischen Volkszählung veröffentlicht 
worden waren. 

Polens oberstes Statistikamt hatte 
am 11. April erklärt, dass die größten eth-
nischen Gruppen in der Republik Polen 
nach den Polen die Schlesier und die Ka-
schuben, eine Volksgruppe zu der auch 
Günther Grass aus Danzig gehörte,  sind.  
1,3 Millionen Menschen in Polen beken-
nen sich zu einer nicht-polnischen Nati-
onalität, das heißt, 3,5 Prozent der Bevöl-
kerung. Fast 600.000 polnische Staats-
bürger bezeichneten sich als Schlesier, 
176.900 Menschen gaben an, Kaschuben 
zu sein. 132.500 Menschen gaben bei der 
Volkszählung 2021 an, Deutsche zu sein. 
38.700 Menschen taten dies, indem sie 
die deutsche als erste Nationalität an-
gegeben haben. 93.800 Menschen gaben 
„Deutsch“ als zweite Zugehörigkeit an. 
Im Vergleich zum letzten Zensus im Jah-
re 2011 – damals bekannten sich 147.814 
Bürger Polens zur deutschen Nationali-
tät – hat die Deutsche Minderheit somit 
ungefähr 15.000 Zugehörige weniger zu 
verzeichnen.

Der Rückgang der Zahl der Schlesier 
im Vergleich zur Volkszählung von 2011 

(damals waren es 846.700) ist vor allem 
darauf zurückzuführen, dass 2011 sich vie-
le Menschen an ihre schlesischen Wur-
zeln erinnerten, nachdem der Vorsitzen-
de der konservativen Partei Recht und 
Gerechtigkeit (PiS) Jarosław Kaczyński 
die Schlesier als „versteckte Deutsche“ 
bezeichnet hatte. Viele Menschen haben 
als Reaktion auf diese Worte gerade be-
hauptet, Schlesier zu sein. Diesmal hat die 
PiS die Fehler der vergangenen Jahre 
nicht wiederholt und geschwiegen. 

Das Thema Schlesien ist seit 1919 für 
jede polnische Macht ein heikles Thema. 

Zu diesem Zeitpunkt war Schlesien 
hauptsächlich von Deutschen bewohnt, 
da das Land seit 1526 zu Österreich und 
seit 1748 zu Preußen gehörte. Um ihre 
Ansprüche auf Oberschlesien geltend zu 
machen, organisierten die Polen 1919 
und 1920 mit Unterstützung der En-
tente-Truppen zwei Aufstände. Es wurde 
beschlossen, eine Volksabstimmung in 
Oberschlesien durchzuführen, und am 
20. März 1921 sprachen sich 59,5 Prozent 
der Einwohner für den Verbleib bei 
Deutschland aus. Doch die Polen organi-
sierten einen dritten Aufstand und er-

reichten, dass die Entente und der Völ-
kerbund Oberschlesien aufteilten und 
einen Teil an Polen übergaben.

PiS vermied diesmal Fehler
In der Zwischenkriegszeit erhielt Ober-
schlesien mit seiner Hauptstadt Katto-
witz eine formale Autonomie, an die man 
sich in der Region noch heute erinnert. 
Eines der Elemente dieser Autonomie war 
die Gleichstellung der polnischen, der 
deutschen und wasserpolnischen Sprache 
in den offiziellen Strukturen. Nach 1945, 
als der verbleibende Teil Oberschlesiens 

und Niederschlesien mit seinem Zentrum 
in Breslau in das kommunistische Polen 
eingegliedert wurde, war jedoch von einer 
Autonomie keine Rede mehr. Das histori-
sche Schlesien wurde auf vier Woiwod-
schaften aufgeteilt, und die Behörden in 
Warschau weigern sich, die Schlesier als 
nationale Minderheit und die schlesische 
als eigenständige Sprache anzuerkennen 
und ihren Unterricht in den öffentlichen 
Schulen zu gewährleisten, obwohl dies in 
den EU-Rechtsvorschriften gefordert 
wird. Der Volkszählung zufolge verwen-
den 457.900 polnische Bürger regelmäßig 
die schlesische (wasserpolnische) Spra-
che, und für 53.300 Bürger ist es die ein-
zige Alltagssprache.

Schlesier haben an 
Selbstbewusstsein gewonnen
Im Jahr 2018 schlossen sich die Schlesi-
sche Regionalpartei und die Partei Schle-
sier gemeinsam zusammen, um bei den 
Kommunalwahlen in der Woiwodschaft 
Schlesien anzutreten, und gewannen 
über 100.000 Stimmen (etwa 6 Pro-
zent). Dies war ein beispielloser Erfolg 
für die Regionalparteien in der Republik 
Polen und bot die Möglichkeit, die 
„schlesische Idee“ zu fördern. Doch 
nach diesem Erfolg zerstritten sich die 
schlesischen Parteien sowohl unterein-
ander als auch intern, sodass die Schle-
sier bis vor Kurzem keine eigene politi-
sche Vertretung hatten.

Die Situation ändert sich jedoch jetzt. 
Bislang lässt sich nur schwer vorhersa-
gen, in welcher Form sich die schlesi-
schen Parteien an den Parlamentswahlen 
in Polen beteiligen werden, die im Herbst 
dieses Jahres stattfinden sollen. Aber bei 
den Kommunalwahlen im Frühjahr 2024 
planen die schlesischen Politiker, mit 
einer einzigen Liste anzutreten, die zur 
Bildung von öffentlichen Organisatio-
nen, vor allem im Kultur- und Bildungs-
bereich, einlädt.

Blickt selbstbewusst auf die Kommunalwahlen im kommenden Jahr: Ilona Kanclerz, die neue Präsidentin der Schlesischen Regional-
partei Foto: Screenshot/www.slazag.pl

Bislang haben Protestkundgebungen 
entlang der Oder-Neiße-Linie Demonst-
ranten von beiden Seiten eher in be-
scheidenem Umfang zusammengeführt. 
Während auf deutscher Seite die Tradi-
tion von Montagsspaziergängen domi-
niert, ist der polnische Protestler gegen 
transatlantische Kriegstreiberei oder 
Coronapolitik eher gewöhnt, statisch vor 
einer Bühne zu verweilen. Vor allem aber 
liegen die Sprachen weit auseinander, so-
dass man nicht unbedingt leicht zuein-
ander findet.

Zum 1. Mai gab es am deutsch-pol-
nisch-tschechischen Dreiländereck einen 
Anlauf, sogar trionational eine „Drei-Län-
der-Demo für Frieden in Europa“ abzu-
halten. Schauplatz war die Neißewiese im 
polnischen Großporitisch [Porajów], we-
nige Hundert Meter entfernt vom Grenz-
übergang ins deutsche Zittau. Kaum 
wahrnehmbar ist, dass hier der in die Nei-
ße mündende Ullersbach (tschechisch 
Oldřichovský potok, polnisch Lubota) zu-
gleich die Republik Polen von Tschechien 
trennt. Zuletzt wurden hier Pläne für eine 
Touristenattraktion diskutiert, bei der 
Fußgänger von allen drei Seiten die Neiße 
über drei Zugänge überqueren können 
und sich am Grenzpunkt in der Flussmit-
te auf dieser Konstruktion treffen.

Am 1. Mai hatten Besucher zunächst 
jedoch den Eindruck, auf einer national-
polnischen Veranstaltung zu weilen. Pol-
nische Plakate verkündeten zum Bei-
spiel: „Seit der Geburt stolzer Pole“, 
„Wolhynien 1939–47“, „slawische Eiche 
Krakau“ oder „Wir lassen uns nicht in 
einen fremden Krieg hineinziehen und 
unser Vaterland ausrauben.“ 

Unterschiedliche Temperamente
Der polnische Demonstrant ist praktisch 
ohne weiß-rote Beflaggung und manch 
martialische Symbolik kaum denkbar, 
während nur ein Teil der Tschechen un-
spektakulär Flagge zeigt und die deut-
schen Demonstranten oft „divers“ daher-
kommen. Es konkurrieren einige sächsi-
sche, deutsche und schlesische Fahnen, 
während andere Pappschilder zeigen, die 
an diesem Tag häufig dreisprachig von 
Frieden künden und den Hang der Deut-
schen symbolisieren, unbedingt dem 
Nachbarn mehr als sich selbst gefallen zu 
wollen.

Das kommt auch darin zum Aus-
druck, dass Marcus Fuchs als Veranstal-
ter der Dresdner Montagsdemos auf der 
Bühne meint, mit Englisch das Protest-
volk moderierend zu vereinen. Polen und 
Tschechen bleiben in ihren Landesspra-

chen und die Übersetzungen sind be-
stimmt nicht schlechter als Touristen-
englisch. Der tschechische Sprecher „La-
dislaus“, der in Prag Großdemos organi-
siert, gibt zum Auftakt einen Eindruck 
wieder, der bei allen drei Nationalitäten 

für Heiterkeit sorgt: „Die Deutschen sind 
korrekt und haben für 13 Uhr eingeladen, 
wir Tschechen sind gemütlich und haben 
uns auf 13.30 Uhr eingestellt, während 
die Polen ungeduldig sind und um 12 Uhr 
beginnen wollten.“ 

Die polnische Kampfeslust spricht 
dann auch aus dem ersten polnischen 
Satz vom Podium, der da lautet: „Ihr Po-
lizisten und Soldaten seid nicht zum 
Schutz von Banditen in den Ämtern da, 
kehrt zurück zum Dienst für Euer Volk. 
Habt keine Angst! Wir sind die Vereini-
gung gegen das Böse und wie man sieht, 
kann man sich auch am Ende der Welt 
gegen das Böse stellen.“

Schwierig bleibt auch an diesem Tag 
eine etwas schleppende Übersetzung 
und die hohe Bandbreite der Mentalitä-
ten. Sissy aus Wien beweist mit einem 
österreichischen Grußwort von der Büh-
ne, wie sehr sich Deutsche aus der Bun-
desrepublik und „Deutschösterrreicher“ 
eigentlich doch ähneln. 

Als selbstdefinierter Gegenpohl zum 
deutschen Pfarrer Gert Zenker vollführt 
sie eine esoterische Tanzeinlage in ihr 
Inneres und verwirrt damit besonders 
das nichtdeutsche Publikum. Pastor Zen-
ker hatte nämlich ganz gegen den Trend 
der angepassten Amtskirchen betont, ein 
Christ stehe überall im Kampf gegen die 
Bedrohungen des Lebens – angefangen 
vom ungeborenen Leben bis in den Krieg. 
Das gibt auch nach den Übersetzungen 
dezenten, aber ehrlichen Applaus.

 Edmund Pander

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Weiß-Rot und Schwarz-Rot-Gold friedlich vereint
Am Dreiländereck fanden auf polnischer Seite Demonstranten dreier Staaten zusammen

Gemeinsame Demonstration: Protestler aus mehreren Ländern trafen sich am Dreilän-
dereck Foto: Pander

SCHLESISCHE MINDERHEIT

Gemeinsam zur Kommunalwahl
Treffen nach Ostern – Die beiden regionalen Partein der Schlesier planen einen Zusammenschluss  
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I m Geleitwort zur Gedenkschrift  
„20 Jahre Pommersche Landsmann-
schaft“ von 1968 würdigte der da-
malige Bundesminister für gesamt-

deutsche Fragen Herbert Wehner die 
Pommern und übrigen Heimatvertriebe-
nen dafür, dass sie mit ihrer Leistung und 
ihrem Aufbauwillen die deutsche Nach-
kriegsgeschichte entscheidend mitge-
formt und dadurch die Möglichkeit offen 
gehalten hätten, „dass auch dem deut-
schen Volk das Recht auf Selbstbestim-
mung wird gewährt werden müssen“.

Weitere 20 Jahre später, im September 
1988, wurde dieser Hoffnung auf Selbst-
bestimmung und Wiedervereinigung an-
lässlich der Eröffnung des Pommernzent-
rums in Lübeck-Travemünde durch Bun-
despräsident Richard von Weizsäcker er-
neut Ausdruck verliehen, nicht ahnend, 
dass dieser in die weitere Zukunft proji-
zierten Erwartung schon ein Jahr später 
durch ein gütiges Schicksal, dem Fall der 
Berliner Mauer, wenn auch nur in Bezug 
auf den Beitritt der ehemaligen DDR zur 
Bundesrepublik, entsprochen wurde.

Engagement für die Heimat 
Auch wenn auf diesem Wege nur unser 
Vorpommern in den freien deutschen 
Staatsverbund wieder eingegliedert wurde, 
blieb das viermal so große und geschichts-
trächtige Hinterpommern zwar bei Polen, 
kam aber wenige Jahre später durch den 
Eintritt unserer östlichen Nachbarn in das 
freie Europa unter das uns schließlich doch 
vereinende Dach der Europäischen Union. 
Immerhin hat die damalige Bundesregie-
rung durch ihren zuständigen Minister 
schon 20 Jahre nach Gründung der PLM 
anerkannt, dass wir mit der landsmann-
schaftlichen Arbeit auf dem richtigen We-
ge waren, an dem mehrere Generationen 
verdienter Landsleute im Verlauf von  
75 Jahren mitgewirkt haben.

Schon drei Jahre nach Kriegsende, am 
19. Mai 1948, kamen in Lippstadt in West-
falen Oskar Eggert, Wilhelm Hoffmann, 
von Kleist-Retzow, Ulrich Schreiber und 
Walter Stubbe zu einer Initialsitzung zu-
sammen, um die Gründung der PLM auf 
den Weg zu bringen. Erster Sprecher wur-
de Staatssekretär a.D. Herbert von Bis-
marck, dem vier Jahre später Eggert folg-
te. Von Stund an entfaltete sich mit der 
PLM kaskadenförmig eine der größten 
gemeinnützigen Organisationen auf deut-
schem Boden, die praktisch an jedem Ort 
vertreten war, sämtliche Lebensbereiche 
abdeckte und ein Dutzend Vereinigungen 
mit jeweils eigenem organisatorischen 
Unterbau umfasste.

Unter der obersten legislativen Insti-
tution der Pommerschen Abgeordneten-
versammlung mit ihrem charismatischen 
Präsidenten Hans-Edgar Jahn, der zu-
gleich PR-Berater von Bundeskanzler 
Konrad Adenauer war, rangierte der Bun-
desvorstand, dessen bedeutendster Spre-
cher in der Nachfolge von Eggert 1975 bis 
1990 Philipp von Bismarck, Bundestags- 
und Europaabgeordneter, war. 

Die dauerhafte politische Stabilität 
der PLM zu dessen Amtszeit war in ihrer 
dualen Organisationsstruktur begründet, 
wobei das Hauptgerüst der Mitgliedschaft 
die Landesgruppen bildeten, die durch die 
Vereinigung der 27 hinterpommerschen 
Heimatkreise, der drei geteilten Kreise 
Vorpommerns und des Heimatkreises der 
Landeshauptstadt Stettin ergänzt wur-
den, die im Pommerschen Kreis- und 
Städtetag zusammengefasst sind unter 
der engagierten Führung zunächst von 
Franz Schwenkler und anschließend bis 
heute und so Gott will auch in Zukunft 
von Präsidentin Margrit Schlegel. 

Es ist unmöglich, hier alle Persönlich-
keiten aufzuzählen, denen die PLM über 
die Jahrzehnte hinweg ihren Erfolg und 
ihre Ausstrahlung auf das politische Ge-
schehen in Deutschland verdankt. Aber 
einige sollen doch genannt werden, wie 
die beiden Schatzmeister Schröder senior 
und junior von den Anfängen bis in die 

2000er Jahre; Carl Wiggert, der langjähri-
ge Vorsitzende des Pommerschen Zent-
ralverbandes, dem die Führung der wirt-
schaftlichen Aktivitäten der Landsmann-
schaft, wie der Herausgabe der Pommer-
schen Zeitung, oblag. Ihm folgte ich 1980 
während der Bauphase des Pommernzen-
trums nach, dessen Grundstück oberhalb 
des Skandinavienkais in Travemünde ich 
von der Neuen Heimat erwarb, indem ich 
das legendäre Pommernhaus in der Ham-
burger Johnsallee verkaufte. 

Der Lübecker Kaufmann Friedrich 
Karl Lüder, der nie ein Amt in unserer Or-
ganisation bekleidete, sich aber als stiller 
Mäzen große Verdienste um die Lands-
mannschaft erwarb, darf nicht vergessen 
werden. Während der gesamten Bauzeit 
des Pommernzentrums mit der Ostsee 
Akademie von 1982 bis 1988 stellte er dem 
Bundesvorstand für Sitzungen seine Ge-
schäftsräume in Lübeck zur Verfügung, er 
förderte maßgeblich den Bau der Versöh-
nungskirche und war Sponsor jenes origi-
nalen pommerschen Bauernhauses, das 
wir 1976 in seine Teile zerlegt als Gastge-
schenk zum Gedenken an die frühen 
pommerschen Siedler für das Freiluftmu-
seum „Old World Wisconsin“ zur 
200-Jahr-Feier in die USA brachten. 

Der Delegation gehörten neben unse-
rem Patenschaftsträger Ministerpräsi-
dent Gerhard Stoltenberg, Prinz Louis 
Ferdinand von Preußen und Sponsor Lü-
der, Pommernsprecher Philipp von Bis-
marck und ich als sein Stellvertreter und 
PR-Chef der Landsmannschaft an.

Kontakte zu Pommern weltweit
So wie die Landsmannschaft bis heute be-
stehende Verbindungen zu den nach 
Nordamerika ausgewanderten Pommern 
geknüpft hat, ist es schon sehr früh über 
unseren Pommerndichter und Kultur-
preisträger Klaus Granzow gelungen, zu 
den Pomeranos in Brasilien Kontakte auf-
zubauen, wo unsere alten Gebräuche und 
Lebensgewohnheiten bis hin zum pom-
merschen Platt stärker gepflegt werden 
als bei uns, den in Deutschland lebenden 
Pommern selbst. 

Die innere Kraft der PLM, die es ihr 
über Jahrzehnte hinweg ermöglichte, auf 
moderate Weise ihre Ziele zu verfolgen 
und als Alleinstellungsmerkmal unter den 
Vertriebenenorganisationen eine eigene 

Gedenkstätte mit Kirche und Akademie zu 
errichten, kam nicht von ungefähr. Die 
Pommern hatten früh damit begonnen, 
Jugendorganisationen aufzubauen, so die 
Pommernjugend in der Deutschen Jugend 
des Ostens (DJO) und den Arbeitskreis 
pommerscher Studierender, später SAP. 
Auch ich bin als SAP-Vorsitzender zur 
PLM gekommen und wurde 1965 28-jährig 
von Eggert als jüngstes Mitglied in den 
Bundesvorstand berufen. 

Die Liste der ehemaligen pommer-
schen Studenten ist lang, die später in 
Führungspositionen in der Landsmann-
schaft berufen wurden, wie Erhard W. Ap-
pelius, Manfred Gallwitz, Manfred Voll-
ack, Günter Cnotka, Joachim Peters, Die-
ter Radau, Ingrid Saenger, Hajo Zühlke, 
Ortwin Leitzke sowie die Gründer des 
Hauses Stettin in Lübeck Ingeborg und 
Horst Jeschke. Klaus Moerler, Johannes 
Neumann und Guntram Kuse sind über 
die Pommernjugend zur Landsmann-
schaft gestoßen.

Dieser ständige Zufluss an Führungs-
personal aus dem akademischen Raum 
kam den Intentionen Philipp von Bis-
marcks entgegen, die Landsmannschaft 
zu einem geistigen Keilriemen zu machen, 
mit dem er im Sinne unserer pommer-
schen Zielvorstellungen auf die Politik 
Einfluss zu nehmen gedachte. Ein Ergeb-
nis dieses geistigen Aufbruchs war das 
Pommersche Manifest vom 26. Mai 1973. 

Die unserem Manifest zugrunde lie-
gende Idee, das kulturhistorische Erbe 
Pommerns auch unter veränderten politi-
schen Rahmenbedingungen zu bewahren 
und mit der nach der Wende in Polen 
möglich gewordenen europäischen Eini-
gung zu verbinden, stieß nicht überall auf 
Gegenliebe. Nachdem von Bismarck und 
ich 1990 aus den Führungsgremien der 
Landsmannschaft ausgeschieden waren, 
kamen bei den Pommern zunehmend 
Kräfte zum Zuge, die der Verzahnung un-
seres pommerschen Anliegens mit der 
europäischen Einigungsbewegung zu-
nächst Widerstand entgegensetzten, spä-
ter sogar bekämpften. 

Meine kurzzeitige Rückkehr an die 
Spitze der Landsmannschaft am Beginn 
der 2000er Jahre konnte diesem Zug zu 
einer zeitweiligen politischen Radikalisie-
rung leider nicht aufhalten, der symbol-
haft auch in Angriffen auf unseren Fest-
redner beim Pommerntreffen 2000 in 
Greifswald, den sächsischen Ministerprä-
sidenten Kurt Biedenkopf, ausartete, in-
dem er von Mitgliedern einer Landes-
gruppe auf Demonstrationsschildern als 
Volksverräter tituliert worden war. 

Dank an die Aktiven
Diese Entwicklung ist glücklicherweise 
Geschichte, auch wenn sie der pommer-
schen Sache einen hohen Preis gekostet 
hat. Umso mehr zolle ich Respekt und An-
erkennung unseren beiden langjährigen 
Bundesvorsitzenden Margrit Schlegel 
und Adalbert Raasch, die unermüdlich 
und mit pommerscher Geduld und unter-
stützt durch unzählige treue Helfer daran 
arbeiten, der Mission der Pommern auch 
in turbulenten Zeiten weiterhin Gehör zu 
verschaffen. Ihr beispielgebendes Enga-
gement erinnert mich an das Motto, unter 
das ich meine Reden vor den Landsleuten 
vor 50 Jahren stellte: „Pommern lebt, so-
lange wir es wollen.“

HEIMATARBEIT

Pommern lebt, solange  
wir es wollen
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Zum 75-jährigen Bestehen der Pommerschen Landsmannschaft

b MELDUNGEN

b Prof. Dr. Wolfgang Müller-Michaelis 
ist ehemaliger Vorsitzender des Pommer-
schen Zentralverbandes und Sprecher der 
Pommerschen Landsmannschaft.  
Die Festveranstaltung zum Jubiläum findet 
am 19. Mai um 11 Uhr in der Versöh-
nungskirche in Lübeck-Travemünde und 
anschließend im Restaurant „Vineta“ statt.

Bekenntnis zur Heimat in bewegender Zeit: Pommerntreffen in den 1970er Jahren  Foto: imago/Klaus Rose
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In Greifswald 2000: Wolfgang Müller-Mi-
chaelis mit den Ministerpräsidenten Kurt 
Biedenkopf und Alfred Gomolka sowie 
dem Oberbürgermeister von Greifswald 
Joachim von der Wense

Richtenberg – Am 1. Mai ist ein Was-
serstoffballon in einem Waldstück bei 
Richtenberg abgestürzt. Ursache da-
für sollen starke Fallwinde gewesen 
sein. Die zwei polnischen Ballonfah-
rer, 52 und 59 Jahre alt, kamen mit 
leichten Verletzungen davon. Der 
Schaden wird auf etwa 80.000 Euro 
geschätzt. TS

Stettin – Zwischen dem 5. und 8. Mai 
hat ein NATO-Schiffsverband, beste-
hend aus dem norwegischen Flagg-
schiff „HNoMS Nordkapp“, vier Mi-
nenzerstörern und dem deutschen 
Tauchunterstützungsschiff „FGS 
Rottweil“, im Stettiner Hafen festge-
macht. Die Schiffe sind Teil eines „Mi-
nenabwehrschildes für Europa“. TS

Göhren – Seit dem 1. Mai hat das ört-
liche Heimatmuseum wieder geöffnet. 
Neben den Traditionsräumen zu 
Trachten und Alltag werden auch die 
1922 entdeckten Beigaben des „Her-
zogsgrabes“ ausgestellt. Zudem wird 
bis 31. Oktober die Ausstellung 
„Mönchgut – Fotografische Erinne-
rungen der 1960er Jahre“ gezeigt. TS 

Stettin – Die Bahnstrecken Schivel-
bein–Köslin sowie Belgard a.d. Persan-
te–Kolberg werden zwischen dem  
8. und 29. Mai modernisiert. Geplant 
sind Gleisarbeiten sowie Austausch 
von Weichen. Für den vorgenannten 
Zeitraum wurde bereits der Ersatzver-
kehr mit Bussen angekündigt. TS

Ahlbeck/Stralsund – Wie das Stral-
sunder Meeresmuseum im Mai mit-
teilte, wurde im Vormonat am Strand 
des Seebades eine 20 Zentimeter brei-
te Blaukrabbe von einem Spaziergän-
ger gefunden. Sie gilt als Sensations-
fund für die innere Ostsee und wird 
nach der Konservierung Teil der mu-
sealen Sammlung. TS

Rummelsburg – Czesław Lang, der 
bei Stolp geborene Radrennfahrer und 
Vizeweltmeister im Mannschaftszeit-
fahren (1978), hatte das Rittergut Po-
berow nach langem Leerstand gekauft 
und nun über zwölf Jahren wiederauf-
gebaut. Es gehörte einst der Familie 
von Puttkamer und steht seit 1961 
unter Denkmalschutz. TS

Swinemünde – Das am 1. Mai für  
49 Euro eingeführte „Deutschlandti-
cket“ kann auch für Fahrten mit der 
Usedomer Bäderbahn (UBB) nach 
Swinemünde Zentrum genutzt wer-
den. Allerdings war es ein Start mit 
Hindernissen: Vom 2. Mai bis 7. Mai 
kam es krankheitsbedingt zu Schie-
nenersatzverkehr. TS

Greifswald – Das Grab von Caspar 
David Friedrich (1774–1840) auf dem 
Dresdner Trinitatisfriedhof soll bis 
2024 restauriert werden. Der aus 
Greifswald stammende Maler gilt als 
einer der bedeutendsten Künstler der 
Romantik. Im kommenden wird bun-
desweit an seine Geburt vor 250 Jah-
ren erinnert. Ausstellungen sind ge-
plant im Dresdner Albertinum, in der 
Berliner Alten Nationalgalerie und in 
der Hamburger Kunsthalle, die mit 
„Wanderer über dem Nebelmeer“ und 
„Eismeer“ zwei bedeutende Werke des 
Malers in ihrem Bestand hat. Sein po-
pulärstes Gemälde „Kreidefelsen auf 
Rügen“ ist bereits jetzt im Schweinfur-
ter Museum Georg Schäfer und ab 
dem 26. August im Kunst Museum 
Winterthur zu bewundern. TS/tws

NATO-Schiffe 
in Stettin und 
seltene Krabbe



„... dann ist es vorbei mit dem Paradies“ 

„Mit den allermeisten 
Ihrer Beiträge  

gehe ich d’accord“
Georg Hofmann, Hof/Saale

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ABGABE DES FLUCHTGEPÄCKS  
ZU: SCHATZ ZU VERSCHENKEN 
(NR. 11)

In der PAZ erfuhr ich von dem Vorhaben 
der EKD, die noch in Lübeck aufbewahr-
ten rund 100 Stücke des wertvollen Para-
menten-Schatzes der Danziger Marien-
kirche an Polen zu verschenken. Bereits 
1961 waren knapp 200 Paramente, die in 
Thüringen ausgelagert waren, von der 
DDR-Regierung nach Gdansk gebracht 
worden. Dem letzten Verwalter des evan-
gelischen Bischofsamtes, Oberkonsisto-
rialrat Gerhard Gülzow, und vielen Danzi-
ger Gemeindegliedern der Marienkirche 
ist es zu verdanken, dass die Paramente 
gerettet wurden.

Prof. Dr. Pieper schrieb schon am 10. 
September 1993: „Wenn man die Para-
mente heute von polnischer Seite rekla-
miert, dann bedeutet diese Forderung, 
daß die Flüchtlinge nicht nur ihre Heimat 
und ihren Besitz aufgeben mußten, son-
dern nun auch noch das mühsam bewahr-
te Fluchtgepäck abgeben sollen. Dafür 
kann man keine Zustimmung erwarten.“ 
Dieser Aussage kann ich nur voll zustim-
men. Siegmund Bartsch, Naumburg

EIN BRIMBORIUM UM NICHTS 
ZU: DER TRAUM VON DER  
HUNDEHÜTTE (NR. 17)

Wenn der Anteil der Deutschen am globa-
len CO₂-Ausstoß 1,76 Prozent betragen 
soll, ist das für viele Landsleute, die wenig 
Ahnung vom Klima haben, etwas missver-
ständlich. Denn gemeint ist ja wohl die 
menschengemachte Emission, während 
von dem gesamten jährlichen CO₂-
Ausstoß 96 Prozent aus der Natur stam-
men (über 800 aktive Vulkane und über 
2000 ruhende, die aber großenteils Gase 
emittieren, riesige wochenlange Wald-
brände auf allen Kontinenten, sich im 
Frühjahr erwärmendes Meerwasser und 
so weiter). 

Von den vier Prozent menschenge-
machtem CO₂ hat Deutschland dann ei-
nen Anteil von 0,071 Prozent. Und um die 

wird heute ein Brimborium gemacht, 
denkt man nur an den Automobil- und 
Heizungsirrsinn.
 Prof. Dr. Burkhard Hofmeister,
 Bad Reichenhall

MINIMALER CO₂-AUSSTOSS 
ZU: DER TRAUM VON DER  
HUNDEHÜTTE (NR. 17)

Die Beiträge von Herrn Heckel sind für 
mich immer ein besonderer publizisti-
scher „Leckerbissen“ in der Preußischen 
Allgemeinen. In seinem Wochenrückblick 
schreibt er: „Es sind genau 1,76 Prozent: 
So hoch ist der Anteil der Deutschen am 
globalen CO₂-Ausstoß.“ Eine Quelle wird 
nicht benannt. Ich komme auf einen an-
deren Wert. 97 Prozent der CO₂ Emissio-
nen sind natürlichen Ursprungs und nur 
drei Prozent sind „anthropogener“ Ursa-
che. Davon sind Deutschland zwei Pro-
zent zuzurechnen. Zwei Prozent von drei 
Prozent sind nach meinem Rechner 0,06 
Prozent. Wo liegt der Fehler oder die Ur-
sache der Differenz? 
 Jürgen Schaar, St.Wendel

SCHLECHTER ALS SCHLECHT 
ZU: EIN KABINETT ZWISCHEN GUT 
UND UNGENÜGEND (NR. 15)

Der Artikel von Klaus Kelle reizt zur Er-
widerung. Der Autor lässt unangebracht 
Milde walten. Entweder hat er nicht den 
Mut, öffentlich Klartext zu reden, oder 
seine Maßstäbe sind so verwässert wie die 
heutigen Schulnoten. Das Kabinett insge-
samt schadet in kaum wieder reparierba-
rer Weise dem Land, dessen Wohlergehen 
zu fördern seine Aufgabe ist, in funda-
mentalen Lebensbereichen wie Energie-, 
Wirtschafts-, Zuwanderungs-, Sozial- und 
Außenpolitik. 

Da der Kanzler die Richtlinien der 
Politik bestimmt, trägt er die Hauptver-
antwortung für den verursachten Scha-
den. Seine Leistung verdient nur mit 
Wohlwollen ein „ungenügend“. Diese Be-
urteilung verdienen ebenso Robert Ha-

beck, Nancy Faeser und Annalena Baer-
bock. Letztgenannte blamiert Deutsch-
land weltweit. Im günstigsten Fall lacht 
man im Ausland über die grüne Außenmi-
nisterin. 

Unerwähnt bleibt völlig der Gesund-
heitsminister Karl Lauterbach. Für diesen 
Minister reicht keine Negativskala der Be-
urteilungen aus. Finanzminister Christian 
Lindner kann sich nicht hinreichend 
durchsetzen, daher „mangelhaft“. Vertei-
digungsminister Boris Pistorius mag gra-
duell eine Verbesserung sein. Jedenfalls 
hebt er sich nicht durch unangemessene 
Aussagen hervor. Aber was hat er bislang 
wirklich geleistet? Ein „gut“ muss er sich 
verdienen. Vorläufig könnte man ihm mit 
gutem Willen vielleicht ein „ausreichend“ 
zubilligen.

Zuzustimmen ist Herrn Kelle, wenn er 
hofft, dass die Wähler bei der nächsten 
Gelegenheit aus dem horrenden Debakel 
endlich einmal die erforderlichen Konse-
quenzen ziehen. Werner Reinhold, Möser 

EIN WELTSOZIALAMT 
ZU: SOZIALLEISTUNGEN LOCKEN 
DIE FALSCHEN AN (NR. 15) UND: 
SOZIALPARADIES FÜR AUSLÄNDER 
(NR. 15)

Was die PAZ-Autoren in den beiden Bei-
trägen geschrieben haben, ist richtig. Lei-
der erscheinen zu selten Artikel über das 
„Weltsozialamt Deutschland“. 

Ein ganz großer Teil der Deutschen 
hat offensichtlich noch immer nicht be-
griffen, was das Sozialparadies Deutsch-
land für Auswirkungen auf die Bürger hat. 
Die Anzahl der Bürger, die hierzulande in 
Armut leben, nimmt immens zu, aber die 
Zahl der „falschen“ Menschen, die in das 
Sozialparadies Deutschland kommen, 
nimmt ebenso gewaltig zu. Für die Deut-
schen, die schon heute arm sind und die-
jenigen, die es demnächst noch werden, 
wird kaum etwas getan. 

Es reicht nicht, die Renten zu erhö-
hen. In dem Moment, wo das Geld auf 
dem Papier gedruckt steht, ist es schon 
nichts mehr wert. Auch die Kindergeld-

erhöhung taugt nichts. Es trifft meistens 
nicht den richtigen Personenkreis. Die 
Deutschen schaffen sich deswegen nicht 
mehr Kinder an. Die einzigen, die sich rie-
sig freuen, sind unsere „Freunde“ aus 
dem Ausland. Ob diese finanzielle Unter-
stützung dann auch wirklich da landet, wo 
sie hingehört, ist noch fraglich.

Es gibt in Deutschland bereits eine 
siebenstellige Zahl von Menschen aus ei-
nem muslimischen Staat, in dem schon 
seit Jahren kein Krieg mehr stattfindet. 
Die Türken haben nach eigenem Bekun-
den den „besten“ Präsidenten vom welt-
weit besten Staat. Warum sind sie also 
hier? Sicher nicht, weil Deutschland so 
schön ist. Dann haben wir Menschen aus 
Kriegsgebieten hier, die in Deutschland, 
mit großen und teuren Pkw erscheinen 
und offensichtlich so viel Kapital haben, 
dass sie sich hier Häuser kaufen können. 
Die meisten können kaum Deutsch, aber 
das „Wir wollen, wir haben Anspruch“ 
wird perfekt beherrscht. 

Wenn wir aus jedem Staat dieser Welt, 
wo es kriegerische Auseinandersetzungen 
gibt, Menschen in unser angebliches So-
zialparadies holen, dann kommt das ei-
nem Ausverkauf gleich. Und dann ist es 
vorbei mit dem Paradies. 

Die meisten Menschen, die nach 
Deutschland wollen, sind keine Fachkräf-
te. Insoweit ist der ständige Ruf von Poli-
tik und Wirtschaft völlig daneben. Wir 
holen uns ständig die angeblichen Fach-
kräfte nach Deutschland, während gleich-
zeitig die Anzahl der eigenen Fachkräfte, 
die durch Firmenschließungen erwerbs-
los werden (und das seit vielen Jahren) 
zunimmt. Es wird viel zu wenig Geld in 
die Bemühungen dieser Menschen inves-
tiert, damit sie wieder berufstätig sein 
können. 

Aber auch das ist nicht wirklich neu. 
Anstatt sehr viel Geld für Menschen aus-
zugeben, die keine Deutschen sind, muss 
zunächst dafür gesorgt werden, dass jeder 
Bürger hierzulande eine abgeschlossene 
Schul- und Berufsausbildung und einen 
Arbeitsplatz erhält. Erst dann können alle 
anderen einen Anspruch erwerben.

 Heinz-Peter Kröske, Hameln
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VON WERNER J. PATZELT

S au tot – und Halali! So klingt das Ende der Treibjagd auf Boris Pal-mer. Lange schon war er in seiner Partei nicht mehr wohlgelitten. Ein Parteiausschlussverfahren lief; ihm zuvorkommend ließ der populäre Ober-bürgermeister die Mitgliedschaft bei den Grünen ruhen. Nun ist er ausgetreten, verlassen sogar von namhaften Vertretern jenes Realo-Flügels, mit denen er gemein-sam sein „Gallisches Dorf“ im woken Im-perium der Grünen betrieben hatte.Natürlich ist Palmer nicht schuldlos an dem, was ihm da widerfahren ist. Das rebellische Temperament seines Vaters hat er anscheinend geerbt – und nicht zu zügeln gelernt. Seine Parteikarriere be-gleitete denn auch eine Kette von Streitig-keiten über Gesinnung, Ton und Stil. De-ren Verlässlichkeit lud ein zum Stellen von Fallen. In eine ist Palmer nun getappt. Erst zur Verwendung des „N-Wortes“ provoziert, dann dessen Gebrauch vertei-digend, dabei als Nazi beschimpft und zum „Holocaust-Verharmloser“ gestem-pelt, hielt er dem Druck der „Anständigen im Land“ nicht mehr stand. Unklar ist, was er während seiner Aus-zeit nun behandelt haben will. Das kann von der Versorgung seelischer Verletzun-gen bis hin zur Verhaltenstherapie rei-chen. Und weil in Deutschland – wie einst beim thüringischen Kurzzeit-Minister-präsidenten Kemmerich – wohl wieder Sippenhaft angesagt ist, wird auch Pal-mers Familie mancherlei Wunden davon-getragen haben. Kein Wunder, dass man selbst als jener dickfellige Provokateur, als der sich Palmer gab, eine Auszeit un-klarer Dauer mit anscheinend noch offe-nem Ende braucht. Möge sie ihm guttun.Die Spitze eines EisbergsGinge es hier nur um einen Politiker, dem Übles widerfahren ist, könnte man die Sa-che nun auf sich beruhen lassen. Doch sichtbar wird hier nur die Spitze eines Eis-

bergs. Denn weitgehend ist inzwischen politischer Streit zum Glaubenskampf, ist verwendete Sprache zum Feldzeichen ge-worden, an dem man Freund und Feind unterscheidet. Falls eine grüne Spitzen-kandidatin das „I-Wort“ verwendet, dann geht das gerade noch, falls prompt Reue-tränen fließen. Beim „N-Wort“ aber gibt es kein Pardon mehr. Wie auch, wenn selbst eine „Mohrenapotheke“ heute einen ande-ren Namen braucht, und wenn unter den „Heiligen drei Königen“ der Balthasar kein Schwarzer mehr sein darf – einesteils we-gen Verdachts auf Diskriminierung und Rassismus, andernteils wegen des Verbots „kultureller Aneignung“. Gewiss gibt es gute Gründe dafür, nicht nur Kinder beim Gebrauch von „schlechten Worten“ zu tadeln oder gar strafen. Erst recht sollten sich Erwachse-ne von solchen Wörtern fernhalten. Be-lehrt idealerweise durch Einsicht, nöti-genfalls auch durch leidvolle Erfahrungen oder abschreckende Beispiele, könnten die sich ja daran halten, dass N-, I- und Z-Wörter „nicht mehr gehen“. Doch sind wir sicher, dass es da nicht mancher mit seiner Erregung selbsterhöhend über-treibt? Und dass nicht manche Kritik mehr politisch-zweckdienlich als persön-lich-zurechtweisend veranlasst ist?Ginge es nur um die Beleidigungskraft rassistisch aufgeladener Worte, könnte man die Sache auch noch auf sich beru-hen lassen. Die dann fälligen sozialen 

Ausgrenzungs- und Erniedrigungserfah-rungen wirken verlässlich korrigierend. Doch auch Sachbegriffe wie „Überfrem-dung“ oder „Ausländerkriminalität“ gel-ten – ganz anders als ihre Gegenstücke „Multikulturalität“ und „Inländerkrimi-nalität“ – heute als abstoßend und erhei-schen Bestrafung. Unter solchen Um-ständen kann man es allerdings nieman-dem verdenken, wenn er im Wissen dar-um, kein sprachlicher Hochleistungs-künstler zu sein, lieber die etablierten Formeln nachbetet als Dinge bei jenen Namen nennt, die er für richtig hält, und über deren Angemessenheit er unausge-grenzt debattieren möchte. 
In der Arena der Gut- und Schlechtmenschen

Inzwischen nämlich streiten Gutmen-schen lieber über anfechtbare Begriffe als über begrifflich vermittelte Sachen, und sie heimsen leichte Debattentriumphe da-durch ein, dass sie problematischen Be-griffsgebrauch gleichsetzen mit verdam-menswerten Persönlichkeitszügen von Schlechtmenschen. Offenbar ist jener Un-geist zurückgekommen, der das Grüßen von Gesslerhüten für ganz in Ordnung hält – ob das nun ein wirklicher Hut oder eine Fahne ist, oder ein umranktes Wort oder eine behauptete Gefühlsbefindlichkeit.Derweil sitzt ein Großteil der Leute auf den Sitzreihen um jene Arena, in der politische Gladiatoren ringen, und zwar 

oft mehr um den Fortgang ihrer Karriere als um die zu regelnden Dinge. Man schaut interessiert zu, wer da gerade wie zum Opfer wird, und ist so froh, dass ei-nem selbst das alles erspart bleibt, solan-ge man nur beim Buhen oder Klatschen nicht unangenehm auffällt. Doch was soll denn zum redlichen Streit mit – typisch für eine freiheitliche Gesellschaft – auch angreifbaren Begrif-fen motivieren, wenn sprachlicher Op-portunismus und woke Phrasendresche-rei das politische Überleben so sehr er-leichtern können? Und müssen Journalis-ten- und Politikerschaft das Volk wirklich erst einmal erziehen, auf dass man ihm stets mit politisch korrigierter und per-fekt gegenderter Sprache kommen kann?In Frage steht am Fall von Boris Pal-mer jedenfalls auch die Art und Weise, in der wir innerparteiliche Demokratie durch Tun oder Lassen praktizieren wol-len. In Frage steht auch, wie politische Parteien den „empirisch vorfindbaren Volkswillen“ widerspiegeln können, den zum „hypothetischen Gemeinwillen“ zu veredeln doch nur dann gelingen kann, wenn sich die Repräsentierten von ihren Repräsentanten nicht nur in deren Kunst-sprache, sondern in der eigenen Alltags-sprache angeredet empfinden. Und in Frage steht, ob wir jenes Ritual von Kritik und Selbstkritik wirklich wollen sollen, das so viele soeben am Beispiel Boris Pal-mers erzwungen haben.
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VON DAGMAR JESTRZEMSKI

D ie meisten Menschen freuen 
sich, wenn sie im Herbst und 
Frühjahr die in gewinkelter 
Formation fliegenden Gänse-

schwärme hoch am Himmel sehen und 
ihre Rufe hören, mit denen sie unterein-
ander Kontakt halten. Man denkt viel-
leicht an die kleine Gans Martina von 
Konrad Lorenz, die ihren Namen dem 
Gänserich Martin verdankte, den Selma 
Lagerlöf unter der Führung der alten, wei-
sen Graugans Akka von Kebnekaissje mit 
dem wichtelgroßen Nils Holgersson auf 
dem Rücken auf Reisen schickte. Doch die 
Ankunft der Wildgänse in ihren Rast- und 
Überwinterungsgebieten löst nicht über-
all Freude aus. 

Seit Jahren gibt es vor allem im länd-
lichen Raum immer größere Probleme 
durch die starke Vermehrung einiger Ar-
ten der Wildgänse. Nonnengänse, wegen 
ihres schwarz-weißen Kopfes auch Weiß-
wangengänse genannt, haben sich ebenso 
wie einige andere Arten seit den 50er Jah-
ren kontinuierlich und seit zwei Jahr-
zehnten exponentiell in vielen Teilen 
Deutschlands vermehrt, ohne dass dieser 
Entwicklung im Rahmen der erlaubten 
Jagdzeit in den Herbst- und Wintermona-
ten Einhalt geboten werden konnte. 

Oft tun sich die geselligen Nonnen-
gänse mit Saatgänsen zusammen, um in 
riesengroßen Einheiten ihre Überwinte-
rungs- und Fressquartiere zu besetzen. 
Wie alle Wildgänse halten sie zäh an ihren 
erprobten Winterherbergen fest. 

Ging man in den 70er Jahren noch von 
einem Bestand in der Barentssee (Nord-
russland) von weniger als 50.000 Non-
nengänsen aus, so wird deren herbstliche 
Population auf den Watt- und Wiesenflä-
chen im gesamten Nord-Ostsee-Bereich 
und entlang der Unterelbe aufgrund von 
Zählungen jetzt auf 1,3 Millionen Tieren 
geschätzt. Fast überall kommt es zu Kon-
flikten mit den Landwirten, da die Tiere 
immense Schäden am Wiesen- und Wei-
deland anrichten. Generell unerwünscht 
sind die invasiven Arten Nil- und die Ka-
nadagans, die sich in Parks besonders 
wohl fühlen und als „Problemvögel“ 
wahrgenommen werden. 

Wo seit jeher die gern gesehenen 
Schwäne und Stockenten beheimatet wa-
ren, kämpfen jetzt mancherorts im Früh-
jahr Nil- und Kanadagänse lautstark um 
die besten ufernahen Fraß- und Brutplät-
ze an den Seeufern und greifen auch 
schon mal Jogger an. Die Dänen schießen 
schon seit Jahren auf jede Nilgans. 

Freifahrtschein für Jäger
Hierzulande hat man damit lange gezö-
gert, doch nun wird langsam klar, dass 
weiche Maßnahmen nicht greifen. In 
Soest, wo die Nilgänse im städtischen 
Park täglich die gepflasterten Flächen am 
Teich verunreinigen, hat man einen Jäger 
damit beauftragt, die Vögel zu erschießen.

Ausgerechnet in Schweden, dem Hei-
matland der Lagerlöf, treten Wildgänse 
monatelang in derart großen Scharen auf, 
dass Schonen und die Ostseeinseln zu ei-
nem Brennpunkt für die Wildgansjagd 
wurden. Auf ihrem Weg nach Süden in die 

Winterquartiere passieren fast alle Gänse 
Südschweden. Ein Teil überwintert in den 
dünn besiedelten Gebieten mit viel Land-
wirtschaft. Zahlreiche schwedische Jagd-
anbieter beherbergen während der Jagd-
saison im Winter Jagdtouristen aus ganz 
Europa. Sie werben mit einem Komfort-
programm und der Verheißung der „welt-
weit größtmöglichen Strecken“ an erleg-
ten Gänsen. In wenigen Stunden können 
angeblich 150 bis 300 Gänse erlegt wer-
den. Frühmorgens lauern die Jäger in der 
Nähe der Schlafgewässer der Tiere mit 
Lockbildern, um sie beim Auffliegen abzu-
schießen. 

Die schlauen Schnatterer haben je-
doch in den vergangenen Jahren dazuge-
lernt und sind noch vorsichtiger gewor-
den. Tarnung sei daher extrem wichtig. 
Dem Vorwurf, dass es unethisch sei, so 
viele Gänse auf einmal zu erlegen, begeg-
nen die schwedischen Jäger mit dem Ar-
gument, dass sie auf kurze Entfernungen 

schießen. So würden keine Tiere verletzt 
zurückbleiben. Auch würden die erlegten 
Tiere verwertet. Die Schäden durch Wild-
gänse seien so immens, dass man jede Ge-
legenheit nutzen müsse, um den Bestand 
zu regulieren. 

Die schwedische Regierung plant, 
demnächst Wildgansfleisch in einigen 
Schulkantinen anzubieten. Erfahrene Kö-
che sollen das Fleisch so zubereiten, dass 
es den Kindern schmeckt, denn Wildgans-
fleisch ist zäh. Nach inoffiziellen Berich-
ten ist im ländlichen Schweden ganzjährig 
das Knallen von Schüssen zu hören. Wie 
es heißt, helfen sich die Bauern selbst.

NABU bremst ab
Auf den Watt- und Wiesenflächen an der 
Nordsee und entlang der Unterelbe fallen 
im Frühjahr und im Herbst bis zu 200.000 
Nonnengänse und Saatgänse ein. Sie ras-
ten dort von März bis Mai und im Oktober 
und November. Wenn es kälter wird, zie-

hen fast alle Vögel weiter in die Nieder-
lande, die das Hauptüberwinterungsge-
biet für den Großteil der Population ist.

Immer mehr Tiere bleiben aber länger 
als früher im Wattenmeerbereich, um 
Fettdepots anzulegen, die ihnen den Non-
stop-Flug in die Arktis ermöglichen. Ihre 
Brutplätze liegen in Grönland, Spitzber-
gen, an der russischen Eismeerküste, seit 
einigen Jahrzehnten auch auf Gotland 
und anderen Ostseeinseln, entlang an der 
Wattenmeerküste und im niederländi-
schen Rheindelta. Das führt zu Konflikten 
mit den Landwirten, die enorme wirt-
schaftliche Schäden durch Nonnengänse 
und andere Gänsearten auf Grün- und 
Ackerland hinnehmen müssen. 

Bislang verhindert vor allem der 
NABU mit angeblich wissenschaftlicher 
Begründung die Forderung der Jagd- und 
Landwirtschaftsseite nach einer drasti-
schen Reduzierung der Bestände. So spit-
zen sich die Konflikte zwischen „Natur-
schutz“ und Landwirtschaft zu. 

Ein Ärgernis für die Landwirte ist auch 
die Bewertung der Bestandssituation der 
Nonnengans durch die EU-Kommission. 
Für die Art ist ein Referenzwert von 
380.000 Tieren festgelegt, der für neun 
Staaten gilt, die den Flugweg der deutsch-
russischen und der niederländischen Po-
pulation bilden. Ziel sei es nicht, die Non-
nenganspopulation auf einem bestimm-
ten Niveau zu halten, sondern zu verhin-
dern, dass die Bestände unter diesen Wert 
fallen, wie es heißt. 

Bisher waren Schäden durch Wildgän-
se nicht ersatzpflichtig. Gegen die Forde-
rungen nach Ausgleichszahlungen für die 
Landwirte, die oft Totalverluste auf Wie-
sen und Feldern hinnehmen müssen, 
sperren sich nach wie vor Schleswig-Hol-
stein und Niedersachsen. Ein Richter-
spruch vom Dezember des vergangenen 
Jahres könnte das jetzt ändern. Ein Wei-
deviehhalter aus Weener in Ostfriesland 
verklagte das Land Niedersachsen erfolg-
reich und erhält nun 75.000 Euro Scha-
denersatz. 

Zuletzt sei daran aber erinnert, dass 
wir uns die Freude am Naturschauspiel 
der fliegenden Wildgänse durch diese un-
erfreuliche Entwicklung nicht verderben 
lassen sollten. 
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Der Specht, der in einem Hamburger 
Wohngebiet die Anwohner früh morgens 
aus dem Schlaf trommelt, ist keineswegs 
verhaltensgestört, weil er auf einen Later-
nenpfahl einhackt. Im Gegenteil: Mit sei-
nem lauten Hämmern auf das Blech will 
er ein Weibchen anlocken, mit dem er 
dann in seine Baumhöhle zieht.

Dass Spechte direkt mit dem Schnabel 
aufs Holz – oder Laternenblech – einhäm-
mern, ohne Kopfschmerzen zu bekom-
men, verdanken sie einem ausgefeilten 
System, das perfekt mit der Anatomie ab-
gestimmt ist. Rund 20 Schläge pro Sekun-
de und bis zu 12.000 Schläge am Tag kann 
der Specht mit seiner Methode ausführen. 
Damit lässt er jeden Handwerker weit 
hinter sich. Dazu kommt: Bei einem fron-
talen Aufprall erfolgt der Hammerschlag 
des Spechtes gegen den Baum mit einer 
beeindruckenden Geschwindigkeit von 
fast 25 Kilometern pro Stunde. Einen gro-
ßen Teil der Arbeit am Baum erledigt der 

Specht jedoch mit seitlichen Streifhieben, 
die er deutlich leichter abfedern kann.

Die Natur hat den Specht für dessen 
Aufgabe bestens ausgerüstet. Das Gehirn 

dieses Vogels liegt nicht direkt hinter dem 
Schnabel, sondern ist etwas höher ange-
ordnet. Außerdem hat es besonders wenig 
Bewegungsspielraum und bleibt so trotz 
des großen körperlichen Schnabel-Einsat-
zes an Ort und Stelle. Gehirnerschütte-
rungen, wie sie beim Menschen auftreten, 
kann der Specht deshalb nicht erleiden.

Aber es gibt noch mehr Raffinessen 
der Natur, die dafür sorgen, dass der 
Specht Tag für Tag schlagkräftige Spitzen-
leistungen liefern kann. Die sehr starken 
Muskeln am Kopf sind so angeordnet, 
dass sie beim Hämmern angespannt wer-
den und als Stoßdämpfer wirken. Außer-
dem ist der Knochen am Schädel an der 
Außenwand besonders robust, zugleich 
aber auf der Innenseite porös.

Mit seinem perfekten, natürlichen 
Schutzanzug hat diese Vogelart, von der 
es weltweit rund 300 Arten gibt, die Wis-
senschaftler zur Entwicklung von Ausrüs-
tungsgegenständen inspiriert, die Sport-

ler vor den Folgen von schweren Gehirn-
erschütterungen schützen sollen. So sind 
unter anderem Helme und ein Kragen für 
American-Football- und Eishockey-Spie-
ler entwickelt worden, die das spezielle 
Specht-Schutz-System imitieren.

Die Gründe, warum der Specht – in 
Deutschland leben sieben verschiedene 
Arten – den ganzen Tag lang mit dem 
Schnabel auf Bäume einwirkt, sind vielfäl-
tig. Sportlicher Einsatz gehört nicht dazu. 
Die Nahrungsaufnahme macht nur einen 
Teil davon aus. Oft geht es darum, das Re-
vier zu verteidigen, ein Nest zu bauen 
oder einem Weibchen zu imponieren wie 
bei dem Hamburger Laternenspecht.

Das ist bei manchem Heimwerker 
nicht anders. Wer hier groß herauskom-
men will, schmückt sich mit Profi-Ausrüs-
tung wie Spezialhandschuhen, Schutzbril-
len, extra großen Hämmern oder Äxten. 
Spechte sind da im Vorteil: Sie haben all 
das nicht nötig. Stephanie Sieckmann

VOGELWELT II

Hämmern bis der Arzt kommt
Der Specht, der nervt – wenn er im Wohngebiet auf Laternen trommelt. Doch wie schafft er es, keine Kopfschmerzen zu bekommen?

Vogelparadies in einer deutschen Großstadt: Eine Kanadagans (mit schwarzem Hals) mischt sich unter eine Gruppe von Graugänsen

VOGELWELT I

Die Invasion der Schnatterer
Während viele Vogelarten als bedroht gelten, vermehren sich manche Wildgänsearten ohne Ende – Das führt zu Konflikten
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Beweist Erfindergeist, um Weibchen anzulocken: Ein Buntspecht als Laternenspecht

FO
TO

: T
W

S



LITERATUR22 Nr. 19 · 12. Mai 2023 Preußische Allgemeine Zeitung

BOTANIK

Klimabäume nennt die Heilpraktikerin und Kundige in 
der Heilpflanzen- und Aromatherapie Susanne Fischer-
Rizzi solche Bäume, die es trotz sich ändernder Klima-
bedingungen – etwa Hitze und Trockenheit – auch in 

Städten wacker wachsen. Die Autorin beschreibt in Text 
und Bild widerstandsfähige Pflanzen, die den Menschen 
neben Schatten auch ihre Blätter und Blüten zur Ver-
wendung spenden.  Manuela Rosenthal-Kappi

Susanne Fischer-Rizzi: „Bäume der Hoffnung.  
Baum und Mensch im Klimawandel“, at Verlag,  
Aarau und München 2022, gebunden, 320 Seiten,  
36 Euro

Bäume im 
Klimawandel

Wie Pflanzen es schaffen,  
sich unter veränderten Bedingungen 

durchzusetzen und zu etwas  
Großem zu wachsen

VON PETER BACKFISCH

E ineinhalb Jahre nach Herbert 
Gruhls 100. Geburtstags legt 
der Gerhard Hess Verlag die be-
achtenswerte Gedenkschrift 

„Der Umweltschützer mit Liebe zu 
Deutschland“ zum Wirken des Vorden-
kers einer neuen ökologischen Politik und 
dem Geburtshelfer der Grünen vor. Sein 
1975 erschienenes Buch „Ein Planet wird 
geplündert. Die Schreckensbilanz unserer 
Politik“ machten ihn über Nacht bekannt. 

Die zentrale Aussage des Buches, „die 
Grenzen dieses Planeten Erde legen alle 
Bedingungen fest für das, was hier noch 
möglich ist“, erzeugten ein Erdbeben, das 
den Wirtschaftsflügel der CDU, seiner da-
maligen Partei, erschütterte. Der Partei-
vorsitzende Helmut Kohl quittierte das 
Buch mit Schweigen und sorgte dafür, 
dass Gruhl die nach der Bundestagswahl 
1976 zugeteilten Aufgaben entzogen wur-
den. Im Sommer 1978 gründete dieser ei-
nen Tag nach seinem Austritt aus der 
CDU die „Grüne Aktion Zukunft“ (GAZ), 
deren Vorsitzender er wurde. Die Grün-
dung einer Umweltpartei war damit auf 
den Weg gebracht. 

Bis zur Gründung der Partei „Die Grü-
nen“ 1980 tummelten sich aber in diesem 
Vorfeld zahlreiche Bürgerinitiativen, alter-
native und bunte Listen, in denen konser-
vative Umweltschützer (Baldur Spring-
mann) wie auch ehemalige  
K-Gruppen Aktivisten und 
Spontis (Winfried Kret-
schmann, Joschka Fischer) 
eine neue Heimat zu finden 
glaubten.

In dem Band greifen 
zehn Autoren und Zeitgenos-
sen Gruhls naturkonservative 
Überlegungen auf und stellen 
sie in den Kontext weiterer Ent-
wicklungen bis in die heutige 

Zeit. Zur Einstimmung werden im ersten 
Kapitel weitere 15 Politiker, Autoren und 
authentische Stimmen vorangestellt, dar-
unter bekannte Namen wie Franz Alt, Ar-
nulf Baring, Erhard Eppler, Antje Vollmer 
und andere. 

Heinz-Sigfried Strelow gibt einen 
Überblick, wie die bundesdeutsche Presse 
den 100. Geburtstag Gruhls im Herbst 
2021 würdigte. Dabei hielten es Blätter 
wie die „FAZ“, „Welt“, „Süddeutsche Zei-
tung“ und „taz“ nicht für nötig, an den 
großen Ökologen zu erinnern. Im weite-
ren Verlauf dieses Beitrags stellt Strelow 
auch die wichtigsten Bücher Gruhls vor 
und weist alle Versuche zurück, Gruhl in 
eine rechte Ecke zu stellen bis hin zu der 
oft verbreitenden Unterstellung, er habe 
eine „Ökodiktatur“ gefordert. Das Gegen-
teil war richtig! 

An einer Diktatur nicht interessiert
Der „Eine-Welt-Staat“ war für einen Kon-
servativen wie Gruhl ein Albtraum. In „Ein 
Planet wird geplündert“ kam er zu dem 
Schluss, dieser würde eine „Öko-Diktatur“ 
bedeuten. Gruhl hatte bereits zwei Dikta-
turen erlebt und war deshalb an weiteren 
nicht interessiert.

Einen weiteren Beitrag zum Leben 
Gruhls liefert Rolf Stolz. Der Autor, selbst 
Mitstreiter und Gründungsmitglied der 
Grünen wie Gruhl, zeigt, wie die Samm-

lung ökologischer Umweltschützer aller 
Schattierungen bis zur Parteigrün-

dung 1980 ablief. Der Einfluss 
Rudi Dutschkes, der selbst die 
Parteigründung nicht mehr 
erleben durfte, er starb an 

Heilig Abend 1979, kommt 
dabei zur Sprache. Gruhl 
hatte ein respektvolles 
und wertschätzendes Ver-
hältnis zu Dutschke. 

Stolz behauptet, mit 
dem Tode Dutschkes sei 

„ein entscheidender Pfeiler für die Bünd-
niskonstruktion der sich gründeten Partei 
weggebrochen“. Er nennt es eine „folgen-
reiche politische Tragödie“. Dies auch des-
halb, weil die damalige Linke um Dutschke 
„sehr viel rationaler und geerdeter war als 
der heutige Sumpf aus schulschwänzenden 
Hypersensibelchen und Klimahysterikern. 
Damals herrschte im Gegensatz zu heute 
noch eine offene Diskussion, auch mit den 
politischen Andersdenkenden.“ 

Weitere Beiträge gehen auf eine Tagung 
zum 100. Geburtstag von Gruhl am 5./6. 
November 2021 in Hannover zurück, so 
von Konrad Adam, „Herbert Gruhls Liebe 
zur Welt“, Michael Beleites „Herbert Gruhl 
und der ökologische Entropiegedanke“, 
Lothar Maier „Herbert Gruhls Liebe zu 
Deutschland“ und der von Volker Kempf 
„Die bedrohte Landschaft“, der aufgezeigt, 
wie Gruhls ökologisches Denken eine Be-
ziehung von Mensch und Landschaft ein-
schließt. 

Ergänzende Beiträge sind von Martin 
Dietrich, der den Begriffen Ökologie und 
Nachhaltigkeit auf den Zahn fühlt, Ursula 
Fink plädiert für eine Philosophie des Be-
wahrens, Martina Kempf blickt unter „Le-
bensschutz oder: wo bleibt der Mensch?“ 
auf die Parteiprogramme von ÖDP, CDU 
und AfD sowie die Politik der Regierungs-
parteien und die Linke. Alle Autoren grei-
fen Guhls naturkonservative Überlegun-
gen auf und setzen sie in Beziehung zur 
heutigen Zeit.
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HERBERT GRUHL

Geburtshelfer der Grünen
Mit Liebe zu Deutschland – Gedenkschrift zum 100. Geburtstag

Volker Kempf (Herausgeber): „Der Um-
weltschützer mit Liebe 
zu Deutschland. Ge-
dächtnisschrift für 
Herbert Gruhl“, Ger-
hard Hess Verlag, Bad 
Schussenried 2023, bro-
schiert, 168 Seiten,  
18,50 Euro

Wolodymyr Selens-
kyj: „Botschaft aus 
der Ukraine“, Sied-
ler Verlag, München 
2022, gebunden,  
154 Seiten, 16 Euro

b FÜR SIE GELESEN

Drängende 
Appelle
Seit seinem Amtsantritt im Jahr 2019 
hat der ukrainische Präsident Wolody-
myr Selenskyj tausende Reden gehal-
ten. In der Sammlung „Botschaft aus 
der Ukraine“ sind 16 von Selenskyj 
selbst ausgewählte Reden enthalten. 

Beginnend mit seiner Antrittsrede 
vor dem ukrainischen Parlament im 
Mai 2019, in der er Dialogbereitschaft 
mit Russland signalisiert, seinem Auf-
tritt vor der UN-Vollversammlung in 
New York im September 2019, in der er 
ein Ende des Krieges im Donbass for-
dert, vor der Münchner Sicherheits-
konferenz 2022 über seine aufrüttelnde 
Ansprache am 24. Februar 2022, dem 
Tag des russischen Angriffs, an Ukrai-
ner und Russen bis hin zu der zum uk-
rainischen Unabhängigkeitstag am 24. 
August 2022 versucht er, der Welt die 
verzweifelte Lage seines Landes zu ver-
deutlichen. Seine Worte sind zugleich 
drängende Appelle an die Welt um 
Unterstützung.  MRK

Keinerlei 
Lerneffekte
Das „beste Deutschland aller Zeiten“ 
bringt ständig Innovationen hervor. 
Zu den permanenten Neuerungen 
zählt auch ein spezielles Fachbuch-
genre, dessen Titel stets der gleichen 
Frage nachgehen: Was lief bei dieser 
oder jener Sache denn nun wieder 
schief? Ein typisches Beispiel hierfür 
ist „Das Afghanistan-Desaster“ aus 
der Feder des Kriegsreporters Marco 
Seliger.

Die letzten Sätze im Prolog des Bu-
ches offenbaren bereits das ganze Aus-
maß des Scheiterns: „Als der Westen 
nach Afghanistan kam, befreite er das 
Land von den Taliban. Als er Afghanis-
tan verließ, waren die Taliban zurück 
an der Macht.“ Das legt die Frage na-
he: „Wie konnte das passieren?“ 

Die Antwort, welche Seliger hier-
auf mit Blick auf den Bundeswehrein-
satz gibt, lautet: Der Krieg am Hindu-
kusch hatte keine erkennbaren Fron-
ten, unsere Soldaten operierten ohne 
eine übergeordnete Strategie. Dazu 
amen Fehleinschätzungen seitens der 
verantwortlichen Politiker und Mili-
tärs hierzulande, welche gleich drei 
US-Präsidenten in Folge auf den Leim 
gingen und voller Naivität glaubten, 
die Mitwirkung der Bundeswehr beim 
Aufbau der afghanischen Armee werde 
dazu beitragen, die Taliban zu neutra-
lisieren und Afghanistan zu befrieden. 
Und damit liegt Seliger auch vollkom-
men richtig. Gleichzeitig steht aber zu 
befürchten, dass sein Buch keinerlei 
Lerneffekte auslöst. 

 Wolfgang Kaufmann

Marco Seliger: 
„Das Afghanistan-
Desaster. Warum 
wir am Hindukusch 
gescheitert sind“, 
Mittler-Verlag, Ham-
burg 2022, bro-
schiert, 351 Seiten, 
25,95 Euro
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Solidarität 
unter Frauen
Das Leben der Londonerin Samantha 
ist nicht einfach, da ihr Mann Depres-
sionen hat. Zusätzlich hat sie einen 
aufreibenden Beruf, kümmert sich um 
ihre anstrengenden Eltern und den 
Hund, geht allerdings, wenn Zeit dafür 
ist, ins Fitnessstudio. Nachdem sie 
beim Sport zufällig eine falsche Ta-
sche mitnimmt, ändert sich ihr Leben 
dramatisch, als sie in die Luxus-Klei-
dung der Fremden schlüpft. 

Die Besitzerin der Tasche ist Nis-
ha, eine wohlhabende Frau aus den 
USA, die gerade von ihrem Mann ver-
lassen wurde. Er hat sämtliche Konten 
sperren lassen. Nisha sitzt auf der 
Straße. Ihr Ex-Mann verlangt seltsa-
merweise ihre kostbaren High-Heels-
Schuhe als Pfand für eine Abfindung. 
Doch die befanden sich in der entwen-
deten Sporttasche. Das Fitnessstudio 
hat mittlerweile wegen Geschäftsauf-
gabe geschlossen. Nisha macht sich 
auf die Suche nach dem vermeintli-
chen Dieb. Sie arbeitet als Zimmer-
mädchen in dem Londoner Hotel, in 
dem ihr Ex-Mann wohnt, um an ihre 
Sachen und Papiere zu gelangen. 

Der Roman „Mein Leben in dei-
nem“ der erfolgreichen britischen 
Schriftstellerin Jojo Moyes erzählt von 
Freundschaft und Solidarität unter 
dem weiblichen Geschlecht. Er ist le-
bendig geschrieben und steckt voller 
Alltagsprobleme zahlreicher Frauen. 
Die Geschichte ist besonders lesens-
wert für Frauen – ein echter Frauen-
power-Roman.  Angela Selke

b FÜR SIE GELESEN

Jojo Moyes: „Mein 
Leben in deinem“, 
Rowohlt Verlag, 
Hamburg 2023, ge-
bunden, 510 Seiten, 
25 Euro1992: Herbert Gruhl



VON DIRK KLOSE

D ies ist eines der wichtigsten 
Ostpreußenbücher aus jüngs-
ter Zeit. Aus der Sicht eines 
zehnjährigen „Wolfsmäd-

chens“, der damaligen Ursula Buttgereit, 
schildert Christian Hardinghaus in „Das 
Wolfsmädchen“ das furchtbarste Kapitel 
Ostpreußens und seiner Hauptstadt Kö-
nigsberg. Dass in allem Grauen immer wie-
der auch Menschlichkeit aufblitzt, relati-
viert manches ein wenig, aber es bleibt der 
Eindruck eines Infernos.

Wolfskinder – dieser Ausdruck hat sich 
eingebürgert für die nach 1945 aus dem 
hungernden Königsberg ins benachbarte 
Litauen geflüchteten Kinder, die meisten 
zwischen sechs und zwölf Jahre alt. Diese 
Halbwüchsigen reagierten mit ihrer Flucht 
auf die furchtbaren Lebensumstände, die 
in Königsberg und überhaupt in Ostpreu-
ßen seit der Eroberung des Landes durch 
die Rote Armee im April 1945 herrschten. 
Die Forschung schätzt heute, dass es etwa 
20.000 Kinder waren, von denen über die 
Hälfte dort verhungert oder erfroren sind. 
Andere konnten dank mitleidiger Men-
schen in Wäldern und Dörfern überleben. 
Ab 1948 wurden die meisten zwangsweise 
in die DDR abgeschoben.

Königsberg hatte sich noch lange nach 
Kriegsausbruch vor Zerstörung und Er-
oberung sicher gefühlt. Aber im August 
1944 war die Stadt durch zwei schwere 
Luftangriffe britischer Bomber zu einem 
großen Teil zerstört worden. Die immer 
näher herangerückte Rote Armee hatte im 
Januar 1945 mit ihrem Sturm auf die Stadt 
begonnen, die, obwohl vom NS-Regime 
noch zur „Festung“ deklariert, im April ka-
pitulieren musste. Danach begann für die 
deutsche Bevölkerung die schon so oft be-
schriebene Schreckenszeit, der nach neu-
esten Berechnungen bis 1948 fast 100.000 
Menschen zum Opfer fielen, sei es als Op-

fer von Mord und Vergewaltigung, sei es 
durch Erschöpfung und Hungertod. 

In der Hölle von Königsberg
Hardinghaus, erfolgreicher Autor zeitge-
schichtlicher Bücher, hat mit der 88 Jahre 
alten Ursula Dorn viele Gespräche über 
ihre Erlebnisse als Wolfskind zwischen 
1945 und 1948 führen können und daraus in 
einer Verbindung von persönlichem  und 
historischem Bericht dieses bewegende 

Buch gemacht. Die zehnjährige Ursula hat-
te die Kapitulation Königsbergs und das 
folgende Jahr hautnah miterlebt. Sie wurde 
Zeugin von Mord und Selbstmord, musste 
unzählige Vergewaltigungen auch nächster 
Angehöriger unmittelbar miterleben, 
konnte nicht wegsehen, wenn vor ihren 
Augen Menschen ermordet wurden und 
erlebte, wie die Menschen von Tag zu Tag 
mehr verrohten und Mitgefühl und Solida-
rität füreinander schwanden.

Der Kampf ums nackte Überleben be-
stimmte alles Denken und Handeln. „Wir 
waren Raubtiere in Kindergestalt“, sagt 
die heute bei Göttingen lebende Ursula. 
Vor allem der ständige Hunger hat sich 
zeitlebens eingeprägt: „Der Hunger macht 
einen zum Wahnsinnigen. Man dreht 
durch. Wir hatten keine Gefühle mehr. Je-
der denkt nur noch an sich, es gibt auch 
kein Mitleid mehr unter den Geschwis-
tern. Das geht ganz schnell, und man kann 
es sich nicht vorstellen, wenn man es nicht 
selber kennt.“ Immer mehr Menschen 
nehmen sich aus Verzweiflung das Leben, 
und vielleicht die grausamsten Ereignisse 
sind Anzeichen von Kannibalismus. In Er-
innerungen wird von Klopsen aus Men-
schenfleisch berichtet, im ehemaligen 
Kaufhaus Hettlage soll es eine Menschen-
schlachterei gegeben haben. Der Hunger-
wahn lässt auch Familien untereinander 
zu Mördern werden. 

Hunger macht wahnsinnig
Im Februar 1946 flüchtet das verzweifelte 
Mädchen auf abenteuerlichen Wegen ins 
benachbarte Litauen; später kann Ursula 
ihre Mutter nachholen. Hier erleben bei-
de fast unerwartet große Menschlichkeit. 
Viele Litauer, meist bäuerliche Familien 
in den kleinen Dörfern, helfen den zu Ske-
letten abgemagerten Menschen, geben 
ihnen für kurze Zeit Unterkunft und Ver-
pflegung – Ursula erwähnt immer wieder 
den „Topf mit warmer Milch“ – und neh-
men vereinzelt Kinder als eigene an, aller-
dings um den Preis, dass diese ihre deut-
sche Identität völlig aufgeben müssen.

Der Leser freut sich förmlich mit, wenn 
die hungernden, zerlumpten Frauen von 
mitleidigen Litauern wieder etwas aufge-
päppelt werden. Gefahrlos ist gleichwohl 
das Leben in Litauen nicht. Nicht nur, dass 
Kost und Unterkunft doch immer nur 
Glückssache waren; viel gefährlicher war, 
dass damals ein blutiger Bürgerkrieg zwi-

schen Sowjets und den sogenannten 
„Waldbrüdern“ tobte, einer zeitweise 
ziemlich starken Partisanenarmee litaui-
scher Patrioten, die die neue Sowjetherr-
schaft noch bis fast 1952 bekämpften. Im 
Herbst 1948 wurden Ursula und ihre Mut-
ter von der litauischen Geheimpolizei 
aufgegriffen, dann aber nicht, wie be-
fürchtet, nach Sibirien, sondern in die 
SBZ abgeschoben. 

Sie landen in Eisenach, wo sie in einem 
Auffanglager des Roten Kreuzes langsam 
wieder zu Kräften kommen. Von den Ärz-
ten hört Ursula später, dass ihr Körper 
schon alle typischen Symptome des Ver-
hungerns aufgewiesen habe. Sie kann eine 
ordentliche Schul- und Berufsausbildung 
machen. Im Herbst 1953 fliehen Mutter 
und Tochter in den Westen, 1958 heiratet 
Ursula, es beginnt ein freundlicheres Le-
ben. Nach der friedlichen Revolution be-
sucht sie im Jahr 2000 noch einmal ihre 
Geburtsstadt Königsberg; das freudig er-
wartete Wiedersehen wird zu einem ein-
zigen Albtraum; ihr sensibler Mann hilft 
ihr, die traumatischen Tage zu überstehen. 

Der Autor gibt viele Gespräche wört-
lich wieder. Ferner fügt er in Kurzform 
zwei weitere bittere Schicksale jetzt in 
Deutschland lebender, zudem zwei Le-
bensläufe in Litauen groß gewordener 
Wolfskinder an. Dort leben heute noch et-
wa 30, in Deutschland knapp 300 von ih-
nen. Sie alle hoffen, dass ihr Leiden endlich 
einen angemessenen Platz in unserer Er-
innerungskultur findet.

Ist heute in Göttingen zu Hause: Ursula Dorn im Jahr 2011 Foto: image images/epd

WOLFSKINDER

Ein Kampf ums nackte Überleben
Christian Hardinghaus hat die Erlebnisse der damals zehnjährigen Ursula Dorn aufgeschrieben – Ein bewegendes Zeugnis
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Christian Hardinghaus: 
„Das Wolfsmädchen. 
Flucht aus der Königs-
berger Hungerhölle 
1946“, Europa Verlag, 
München 2022, gebun-
den, 256 Seiten, 20 Euro

Im Rahmen der Vorträge zu den Expona-
ten des Monats im Museum der Moderne 
des Städtischen Kulturzentrums in Allen-
stein stellte Rafał Bętkowski vom Museum 
unter dem Titel „Zündhölzer aus Allen-
stein“ die erfolgreiche Firma „J. Laden-
dorff“ vor. Präsentiert wurden Streichholz-
schachteln, -etiketten sowie ein Luftbild 
der Fabrik in Allenstein.

Fast jeder auf der Welt kennt es und 
braucht es, doch kaum einer weiß, wie es 
hergestellt wird: das Zündholz. Ähnliche 
Hölzer gab es schon im alten China, in 
Europa wird es seit der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts industriell hergestellt. 
Damals wurden die Stäbchen aus weichem 
Holz mit einem Ende in geschmolzenen 
Schwefel getunkt und getrocknet, danach 
in eine Zündmasse, die weißen Phosphor 
enthielt. Es ließ sich an jeder rauen Fläche 
entzünden.

Manchmal kam es bei der Produktion 
zu Explosionen, giftige Phosphordämpfe 
führten zu Krankheiten wie etwa dem Ab-
sterben des Unterkiefers. Auch erloschen 
die Hölzchen nicht nach dem Gebrauch 
und verursachten so Brände. Dennoch war 
der weiße Phosphor im Deutschen Reich 
bis 1907 erlaubt. Die Änderung kam um 
1850 mit den „Sicherheits-Zündhölzern“ 
mit rotem statt weißem Phosphor, der da-
rüber hinaus in die Reibefläche verlagert 

wurde. Die beiden Komponenten zur Ent-
zündung wurden so getrennt, das Kalium-
chlorat blieb am Streichholz selber.

In dieser Zeit kam es auch zu einer wei-
teren Erfindung, wie Bętkowski erklärte: 
„Mit ihrer genau in die Hülle eingepassten 
Schublade und der seitlichen Reibefläche 
ist die Streichholzschachtel ein Stück wah-
re Ingenieurskunst.“ Die Schachtel bot 
außerdem mit ihrem Etikett Platz für Bot-
schaften über das Produkt selbst hinaus – 
wie etwa die Hindenburg-Zündhölzer oder 
das Design der „Ostpreußen-Hölzer“ zur 
Volksabstimmung 1920 zeigen.

Von Ostpreußen in die Welt
Produzent dieser genannten Zündhölzer 
war ihr damals einziger Hersteller in Ost-
preußen, die „Fabrik Chemischer Zünd-
waaren von J. Ladendorff“. Gegründet 
wurde diese 1853 von Josef Ladendorff, ei-
nem jüdischen Essigfabrikanten in Königs-
berg. 1876 verlegte der Unternehmer die 
Produktion nach Allenstein, die Leitung 
übernahm sein Sohn Julius. „Hier gab es 
den neuen Anschluss an die Eisenbahn, bil-
lige Arbeitskräfte und genügend Weich-
holz, vor allem Espe“, so Bętkowski über 
die Motive des Umzugs. 

Die Fabrik an der Kleeberger Straße 
produzierte drei Arten Zündhölzer: tradi-
tionell mit Phosphor, paraffiniert ohne 

Schwefel und Phosphor, und schwedische 
Sicherheitszündhölzer. Darüber hinaus 
verkaufte sie auch klein geschnittenes, un-
bearbeitetes Holz. Ende des 19. Jahrhun-
derts beschäftigte sie über 100 Arbeitskräf-
te und hatte Vertretungen bis nach Danzig, 
Gumbinnen und Memel.

Nach Julius’ Tod übernahm seine Wit-
we Julia und später Sohn Otto die Firma 
Ladendorff. Im Jahr 1939 fiel die Firma im 
Rahmen der Arisierung dann an Richard 
Horstmann von der Allensteiner NSDAP. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde sie 
unter dem Staatlichen Zündwarenmono-
pol als erste Fabrik in Allenstein wieder in 
Gang gesetzt, beschäftigte über 100 Mit-
arbeiter und produzierte 3,5 Millionen 
Schachteln Zündhölzer im Jahr. Wegen 
fehlender Qualität durch zu wenig Espen-
holz und abgenutzte Maschinen wurde der 
Betrieb 1948 geschlossen und die Produk-
tion nach Zanow in Pommern verlegt. 
„Für die Allensteiner war das eine voll-
kommen unverständliche Entscheidung 
von oben“, sagte Bętkowski dazu, „danach 
wurden die Gebäude erst anderweitig ge-
nutzt und Anfang der 70er Jahre abgeris-
sen.“ Auch die Fabrikstraße als einzige 
verbliebene Spur verschwand 2005 unter 
dem Neubau des Einkaufszentrums. Was 
bleibt, ist eine urbane Legende.

 Uwe Hahnkamp

ZÜNDHÖLZER

Ein globales Produkt, lokal in Allenstein hergestellt
Vortragsreihe „Exponat des Monats“ im Museum der Moderne – Vom Phosphorhölzchen zur Streichholzschachtel

Im Museum der Moderne: Rafał Bętkowski beim Vortrag Foto: U.H.



Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

A n der Geschichte um die Benin-
Bronzen stimmt schlichtweg gar 
nichts, so schräg und kabarettis-
tisch kommt die Sache daher. 

Was andererseits bedeutet: Wer ein plasti-
sches Bild von den Verirrungen und Verblen-
dungen unserer Epoche erlangen will, für den 
stimmt hier einfach alles.

Deutschland hat, so lesen wir allenthal-
ben, die Artefakte von „unschätzbarem Wert“ 
endlich an seinen legitimen Eigentümer, also 
das nigerianische Volk, „zurückgegeben“. 
Richtig? Nein: Das Volk hat sie nicht bekom-
men, sondern der gegenwärtige Chef des 
Herrscherhauses des untergegangenen Kö-
nigreichs Benin. Und wie ist das mit dem „un-
schätzbaren Wert“? 

Stimmt auch nicht ganz: Die Figuren wur-
den aus Metall hergestellt, welches die afrika-
nischen Neu- oder Wiederbesitzer der Sta-
tuen einst als Bezahlung für Sklaven eingefor-
dert haben, die sie an Engländer, Franzosen, 
Spanier, Portugiesen oder sonst wen verscha-
cherten. Zumindest der Materialwert der 
Bronzen ließe sich also recht präzise ermit-
teln, und zwar in der Zahl der Menschen-
schicksale, die in jedem einzelnen Stück ste-
cken. Gruselig, nicht wahr? Ja, aber so ist 
Geschichte leider. Die eitle Gut-Böse-Insze-
nierung der Baerbocks und Roths zerschellt 
an dieser Wirklichkeit wie ein Sperrholzkahn 
an Basaltklippen.

Die grünlinke Interpretation von „histori-
scher Verantwortung“ ist an diesen Klippen 
gleich mit geborsten – was die Ampel aller-
dings kein bisschen beeindruckt. Von dort 
hieß es als Reaktion auf die Nachricht, dass 
die Bronzen nicht in ein öffentliches Muse-
um, sondern in den Privatbesitz der Nachfah-
ren der Sklavenhändler gelangen, das müss-
ten die Deutschen (die das Museum in Nige-
ria bezahlt haben) „gefälligst hinnehmen“.

So kurz also ist der Weg von der „feminis-
tischen Außenpolitik“, die der gesamten 
Menschheit von Berlin aus bis in die Familien 
hineinregieren will, zurück zum eisernen 
Prinzip der „Nichteinmischung in die inne-
ren Angelegenheiten“ anderer Länder. Man 
nimmt’s halt immer so, wie’s gerade passt.

Das gilt allerdings nicht für alle. Die New 
Yorker „Restitution Study Group“ ist ziem-
lich sauer über die deutsche Großzügigkeit. 
Die Gruppe, die sich mit der Geschichte der 
Sklaverei beschäftigt, findet den Schritt mehr 

als anrüchig, da sich das Königreich Benin 
nun einmal eifrig am transatlantischen Skla-
venhandel beteiligt habe. Wenn man’s zu En-
de denkt, müssten die afrikanischen Staaten 
längst Wiedergutmachungszahlungen an die 
Nachfahren der Sklaven in den amerikani-
schen Ländern leisten. Aber davon redet ei-
genartigerweise niemand. Stattdessen erstat-
ten wir den Erben der afrikanischen Sklaven-
barone die Beute aus ihren guten Geschäften, 
obwohl unsere Vorfahren die Statuen recht-
mäßig (von den Briten) gekauft und nicht 
etwa „geraubt“ haben.

Wie gesagt: An der Geschichte stimmt 
nichts – und gerade deshalb alles. Was wohl 
die Zukunft bringt? Nein, damit meine ich 
nicht die unbeirrbare Entschlossenheit 
Deutschlands, auch die übrigen, noch befind-
lichen Bronzen an irgendwelche Nigerianer 
zu übereignen. Die steht! Es geht um ganz 
etwas anderes: Was geschieht eigentlich, 
wenn die Nigerianer einzelne Bronzen auf 
dem Weltkunstmarkt feilbieten? 

Hart zum Bürger, weich zum Staat
Ich weiß, ich weiß: „Müssen wir gefälligst hin-
nehmen!“ Aber muss der stolze Käufer nicht 
auch damit rechnen, dass er später unter 
schwersten moralischen Vorhaltungen zur 
„Rückgabe“ der Kunstwerke an Nigeria ge-
drängt wird? Die Ausrede, er habe die Werke 
rechtmäßig gekauft, zählt ja nicht. Das hatten 
die Deutschen einst auch. Also was dann? 
Och, da fällt mir eine gute Lösung ein: 
Deutschland erstattet dem Käufer einfach 
den Kaufpreis und gibt die Figuren dann er-
neut an Nigeria zurück. Schließlich haben die 
deutschen Steuerzahler auch schon das Mu-
seum in der nigerianischen Hauptstadt Abuja 
bezahlt, in dem fürs Erste gar nichts ausge-
stellt wird. Wir zahlen gern.

Das heißt: wir Steuerzahler. Sofern es den 
Staat betrifft, muss man da schon differenzie-
ren, wie wir an einem ganz anderen Thema 
sehen können. Nach und nach rutscht durch, 
welche Kosten auf Länder und Kommunen 
zukommen wegen der Habeckschen Attacke 
auf die Heizungen. Entsprechend unüberhör-
bar schwillt das Wehklagen der Kämmerer 
an. Und siehe da: Die knallharte Befehlsrhe-
torik, mit welche das Klimaministerium auf 
die einfachen Bürger eindrischt, weicht wat-
tiger Kompromissbereitschaft. 

Von Ausnahmen beim grünen Energiege-
setz bei öffentlichen Einrichtungen ist die 
Rede. Solche Ausnahmen sollten Sie sich mal 

ausbedingen, ha! Dann auch das noch: Ne-
benbei tropfte die Information durch, dass 
selbst der Reichstag nicht geeignet sei für die 
Beheizung mit Wärmepumpen. Diese Nach-
richt mag das Fass zum Überlaufen gebracht 
haben. Über Nacht ist just die Rede davon, 
die Fristen beim Heizungsgesetz für alle Ge-
bäude deutlich elastischer zu setzen als bis-
lang angedacht – ehe im Winter die Eiszapfen 
von der Reichstagskuppel aufs Rednerpult 
krachen.

Dass der Staat mit seinen eigenen Geset-
zen nicht zurechtkommt, ist allerdings nichts 
Neues. Die Behörde, welche die Liegenschaf-
ten des Bundes verwaltet, kommt mit den 
Grundsteuererklärungen nicht hinterher, le-
sen wir. Daher hätten die Landesfinanzämter 
still und leise großzügige Fristenverlängerun-
gen gewährt. Haben Sie nicht mitbekommen? 
Nachvollziehbar, das wurde auch nicht gera-
de groß kommuniziert, was wiederum ver-
ständlich ist. Macht ja doch einen komischen 
Eindruck.

Das Zurückweichen bei der Heizungsatta-
cke fällt ärgerlicherweise zusammen mit der 
sich immer weiter aufblätternden Clanstory 
um die Graichens, jener schrecklich blamou-
rösen Familie. Minister Habeck lässt nur so 
wenig wie möglich zu der Sache verlauten, 
obwohl sich wohl ganz Deutschland dafür in-
teressiert, was der „Rooobäärrt!“ wirklich 
darüber denkt.

Die echte Verteidigung der Graichens und 
all der übrigen, die da noch mitfilzen, über-
nehmen andere. Die Chefredakteurin der 
„taz“ etwa, Barbara Junge, die im ARD-„Pres-
seclub“ vergangenen Sonntag das grünlinke 
Selbstverständnis auf den Punkt brachte. 
Man könnte Junges Plädoyer so zusammen-
fassen: Das grüne Lobbyistengestrüpp ist gar 
kein Gestrüpp, weil die dortigen Fädenzieher 
ein allgemeines Interesse an der Erhaltung 
der Lebensgrundlagen verfolgen. Anders ist 
das bei Lobbys, welche wirtschaftliche Inter-
essen im Blick haben.

Da haben wir’s: Grünlinke Machtaus-
übung und Postenvergabe können gar nicht 
anrüchig sein, weil Grünlinks immer recht 
hat. Auf diesem Pfad kann man jede erdenk-
liche Regel, jedes Gesetz und alle Anforde-
rungen an guten Stil getrost niedertrampeln, 
ohne jemals Rechtfertigungsdruck zu emp-
finden, ganz zu schweigen von Unrechtsbe-
wusstsein. Das sollten wir uns merken, denn 
es macht die völlige Schmerzlosigkeit gewis-
ser Kreise überhaupt erst verständlich.

Was geschieht 
eigentlich, wenn 
die Nigerianer 
die Statuen auf 
dem Weltmarkt 
feilbieten? Muss 
der Käufer sie 

dann auch 
„zurückgeben“?

DER WOCHENRÜCKBLICK

Gefälligst hinnehmen
Was die Geschichte um die Benin-Bronzen lehrt, und warum grünes Gestrüpp gar kein Gestrüpp ist

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Fast die Hälfte der Berliner SPD-Mitglieder 
hätte lieber weiter mit der Linkspartei koa-
liert als mit der CDU. Das beunruhigt Hel-
mut Markwort, weshalb er im Magazin „Fo-
cus“ (29. April) an den Hintergrund der 
Dunkelroten erinnert:

„Die SED hat Millionen Menschen ihre 
Freiheit genommen und die DDR wirt-
schaftlich ruiniert. Sie hat den Leistungs-
willen ihrer Bürger gelähmt. Ihre marxis-
tischen Ziele sind geblieben. Ihren Namen 
haben sie mehrfach geändert. Die Partei 
will nicht gern daran erinnert werden, 
deswegen tue ich es hier: Die Linke ist die 
mehrfach umbenannte SED.“

Warum Tübingens Bürgermeister Boris Pal-
mer überhaupt versucht hat, mit den linken 
Demonstranten vor der Frankfurter Uni zu 
diskutieren, was ihn schließlich zu Fall brach-
te, fragt sich Bernd Fischer auf der „Achse des 
Guten“ (3. Mai):

„Palmer gehört wohl zu den hoffnungslo-
sen Idealisten, die nicht wahrhaben wol-
len, dass die politische Diskussion im lin-
ken Spektrum des Landes mittlerweile 
weitgehend von Gesinnungsethikern be-
stimmt wird, Utopisten, die jeden Verweis 
auf die Grenzen der Machbarkeit als Ver-
rat ansehen und ihm mit der Nazikeule 
begegnen.“

Den Erfolg der ARD-Talkshow von Anne 
Will errechnet Mario Thurnes bei „Tichys 
Einblick“ (8. Mai) am Beispiel der Entwick-
lung der Zuschauerzahlen der Sendung vom 
7. Mai:

„Gut 8,5 Millionen Zuschauer übernimmt 
Anne Will um 21.45 Uhr vom Tatort. Um 
22.45 Uhr bleiben etwa 2,5 Millionen Zu-
schauer übrig. Also schalten statistisch 
gesehen alle 60 Sekunden 100.000 Zu-
schauer die ARD ab, während Anne Will 
läuft – mehr als 1500 Zuschauer die Se-
kunde. Wer direkt vorm Fernseher ein-
schläft, rettet die Quote.“

Daniel Goffart rückt in der „Wirtschaftswo-
che“ (8. Mai) einen Aspekt der „Wärmewen-
de“ ins Blickfeld, der offenbar bislang über-
sehen wurde:

„Nicht nur die privaten Eigentümer von 
Immobilien rechnen und fürchten sich 
– auch der Deutsche Städte- und Gemein-
debund hat jetzt einmal kalkuliert, was 
die Wärmewende denn kosten wird. Bei 
rund 60.000 Euro je Anlage werden bei 
rund 135.000 Liegenschaften rund acht 
Milliarden Euro fällig – untragbar für die 
klammen Kommunen. Das bedeutet, dass 
der Staat Gesetze macht, die er sich bei 
genauer Betrachtung eigentlich nicht leis-
ten kann.“

Wie das Portal „Pleiteticker“ berichtet, 
mehren sich Anzeichen, dass die Klima-
Extremisten der „Letzten Generation“ 
(LG) gezielt Minderjährige anheuern.  Der 
„Pleiteticker“ verweist auf ein Propagan-
davideo der LG, wo die begeisterte Teil-
nahme von unter 18-Jährigen hoch emoti-
onal in Szene gesetzt wird, und auf ein 
anderes Video, das ausdrücklich den Titel 
trägt: „Letzte Generation U18 blockiert 
Invalidenstraße in Berlin“. Die Polizei ha-
be überdies bestätigt, dass an der jüngsten 
Schändung der Grundgesetztafeln im Ber-
liner Regierungsviertel zwei Minderjähri-
ge beteiligt gewesen seien, darüber hinaus 
zwei junge Erwachsene von 18 bis 20 Jah-
ren und zwei Erwachsene. Der Clou: Min-
derjährige von 14 bis 18 sind nur einge-
schränkt strafmündig. Daher sind Geset-
zesbrüche für sie weniger riskant als für 
Erwachsene. Diesen Umstand nutzten ei-
gentlich nur kriminelle Banden, etwa Dro-
genkartelle, welche Minderjährige als 
Drogenkuriere einsetzen, da diese im Fal-
le des Auffliegens kaum von der Justiz be-
langt werden können.  H.H.

„Auf das Weltklima hat 
dieser für unser Land 
fatale und extrem 
kostspielige Prozess 
keinen Einfluss. Um das 
zu erkennen braucht es 
nur etwas 
Prozentrechnung.“
Hans Hofman-Reinecke bringt auf dem 
Blog von PAZ-Autorin Vera Lengsfeld am 
8. Mai den zentralen Webfehler der 
rabiaten deutschen „Klimapolitik“ auf 
den Punkt
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